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VORWORT 

Nein. Franz-Josef hat uns 
noch nicht alle einge­
sperrt, wie ein Abonnent 
der RADI-AKTIV schon be­
sorgt nachfragte. Aller­
dings gibt's schon wieder 
einen neuen Prozess gegen 
unsere Zeitung, es ist 
nicht zum Aushalten: 2.400 
DM Geldstrafe für einen Be­
richt, den uns Österreicher 
WAA-Gegnerinnen über ihre 
Erfahrungen .am Bauzaun an­
läßlich der Herbstaktionen 
"87 zuschickten. Wir werden 
sehen, wie das Hauptverfah­
ren ausgeht - in vielen 
wichtigen Fragen mußte uns 
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die Justiz bisher rechtge­
ben. 

Oaß der zeitliche Abstand . 
zum letzten Heft so groß 
wurde. hat keine besonderen 
Gründe - außer denjenigen, 
die wir schon häufiger an­
gesprochen haben: Wir er­
scheinen. wenn es etwas zu 
berichten gibt und nicht, 
wenn es der Kalender ver­
langt. Und da si~h in der 
Anti -WAA-Bewegung die Er­
eignisse zur Zeit nicht ge­
rade überstürzen, gibt's 
auch seltener •ne RADI, so 
ist das eben. 

Besonders am Herzen liegt 
uns aber natürlich, daß es 
in diesem Jahr wenigsten 
noch eine große Aktion in 
der Region gibt. Beschlos­
sen ist bisher - von allen 
Strömungen des Widerstands 

eine Demonstration ZLim 
Bauzaun im Herbst. In den 
nächsten Monaten wird es 
dara~f ankommen, die große 
Breite, die der Widerstand 
inzwischen erreicht hat 
das zeigen die vielen Ein­
wendungen - auch zu ent­
schlossenen Aktionen wei­
terentwickelt wird. 

Neue Probleme mit der POST: 
Einige Abonnenten mußten 
beim letzten Heft Nachporto 
2ahlen~ ein paar besonders 
penible Postbeamte hatten 
das Heft akribisch durchge­
sehen und festgestellt, daß 
bei den Buchbesprechungen 
die Preise der Bücher ange­
geben waren. Das aber ist, 
nach §20 Postordnung, eine 
'Anpreisung•, die 'mittel­
bar oder unmittelbar ge­
schäftlichen Zwecken 
dient'. Eine solche 'An­
preisung• darf zwar auf den 
Umschlagseiten erscheinen, 
nicht aber 1m Heft. TJa, da 
wir uns zwar im Strafge­
setzbuch inzwischen elni­
germaßen auskennen, nicht 
so jedoch in der Postord­
nung, mußten einige Abon­
nenten nachzahlen. Eine 
weitere Folge: In diesem 
Heft tauchen keine Preise 
mehr auf - tut uns leid. 

Noch eine kleine Entschul­
dlgung: Eigentlich wollten 
wir etwas Ausführliches zur 
VS-Schnüffeiei in Oberpfäl­
zer Melderegistern bringen. 
Der uns dazu versprochene 
Artikel kam nicht, und das 
konnten wir dann auch nicht 
in Kürze ersetzen. Zu spät 
kam ein Bericht über den 
aktuellen Stand der IWF-Ak­
tions-Vorbereiungen, des­
halb hier nur der nächste 
Termin: ~m 6.17. August in 
Westberlin, Mehringhof. 

Das war•s 
schöne Grüße, die 

Redaktion der RADI-AKTIV 



Volksentscheid gegen die WAA 

Beim bayerlachen Umweltministerium 
rieb man sich Obernlacht die Augen. 
800 000 mal wurde gegen die 2. Teller­
richtungsgenehmigung (TEG) Einwen­
dung emoben. Nicht nur die Zahl, auch 
die Kürze der Zelt {2 Monate) ln der die 
Unterschriften gesammelt wurden, 
sind ln der bundesdeutschen Ge­
schichte einmalig. 
Die Hohe Zahl Oberraschle nicht nur 
die WAA·Betrelber {gegen die 1. TEG 
waren 53 000 Einwendungen erhoben 
worden), sondern war selbst ln den 
Bl's nicht erwartet worden. Eine Spre­
cherin der 81-Schwandorf erklärte: 
"Das gleiche einem Volksentscheid ge­
gen die WAA" und forderte das soforti· 
ge Aus für die WAA und alle anderen 
Atomanlagen. 
800 000 dokumentiert die Breite und 
die massenhafte Verankerung der 
WAA-Gegnerschaft und den-allen Dif­
famierungs- und Kriminalisierungsver­
suchen der bayerischen Regierung 
zum ll'otz- ungebrochenen Willen der 
Bevölkerung die WAA zu verhindern. 

Kommunen erheben 
Einspruch 
Doch nicht nur die Bürgerinnen meldeten 
Protest an, auch die Landkreise und Ge­
meinden in der Region erhoben Ein-

spruch gegen die WAA. Die lokalen Zei­
tungen vermeldeten täglich einstimmige 
Beschlüsse von Gemeinderäten gegen 
die WAA. "Mit 20:0 Stimmen Einwendun­
gen gegen die TEGM oder "Stadtrat erhebt 
einstimmig EinwendungM (Neuer Tag 21. 
u. 22.4.88). 
Die Uste der einstimmigen Ablehnung 
der WAA Ist beeindruckend: Nabburg, 
Neuburg vorm Wald, Nlttenau, Ober­
vlechtach, Teublitz, Bodenwöhr, 
Schwarzenfeld, Schwarzhofen, Stein· 
berg, Thansteln (alle einstimmig). Mit 
nur wenigen {maximal 3) Gegenstlm· 
men schloßen sich Maxhütta Haldhof, 
Schwandorf, Bruck und Weckersdorf 
an. Selbst Oberregional schlossen sich 
fast alle bayerischen GroBstädte an 
{München, NOmberg, FOrth, Erlangen, 
Regensburg, Amberg, Cham). 

WAA-Widentand 
ohne Grenzen 
Schon zweiTage vor den Oberpfälzer Bl's 
hatten Österreichische WAA-Gegnerln­
nen rund 250 000 Einwendungen beim 
bayerischen Umweltministerium abgege­
ben. Sie machen deutlich WAA-Gegner­
schaft und Widerstand kennt keine Gren­
zen. 
Aus 13 verschiedenen Ländern sind Sn­
wände erhoben worden. Die Uste der Re-

karde lieBe sich noch ohne weiteres fort­
setzen. 

Er6rterungstennin 
am 11.7. 
Nach dem Atomgesetz Ist die bayerische 
Staatsregierung verpflichtet einen öffent­
lichen Erörterungstermin durchzuführen, 
bei dem jede/r Einwanderin zu Wort kom­
men kann. Gemunkelt wird in "gut unter­
richteten Kreisen der 11.7. als Beginn des 
Erörterungstermins. Diesen Informatio­
nen zu Folge findet das Ganze in der 
Stadthalle von Neunburg vorm Wald statt. 

Gerüchte deuten auch darauf hin, daß 
von der Landesregierung der Aufbau ei­
nes Zeltes in Neuburg geplant ist, das­
noch mehr Menschen Platz bietet. Nach 
Zeitungsberichten (FR, NN) wurde der 
Temrin 11.7. nun auch vom Umweltmini­
sterium bestätigt. 
Die 81-SAD rechnet mit zwei Verhand­
lungsblöcken mit jeweils 3 Wochen Dau­
er. 
Die Kürze der Zelt ln der vom bayerl­
achen Umweltministerium die 800 000 
Einwände geprOft worden sein sollen, 
zeigen, daß Strauß und Konsorten den 
Erörterungstermin - genauso wte den 
WAA-Bau - durchpeitschen wollen. ln 
56 Tagen {22 April • 11. JuiVmlnus Wo­
chenenden) wurden 800 000 Einwen­
dungen QberprQft. Pro 'D!Ig also 14 285. ______. 
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Oberptllzer 81's 
bereiten alch vor 
Um auf alle Eventualitäten vorbereitet zu 
sein, wurde in Neunburg ein Büro einge­
richtet, daß das konkrete Vorgehen beim 
Erörterungsgespräch festlegen soll. 
Daneben wird die personelle Besetzung 
des Anti-WAA-Büros verstärkt, um den 
Informationsfluß zu auswärtigen Grup­
pen und die Öffentlichkeitsarbeit zu orga­
nisieren. 
Last not least wurde eine sog. Koordinie­
rungsstelle eingerichtet, um die verschie­
denen Kläger, Rechtsanwälte, Sachbei­
stände und ihr Vorgehen aufeinander ab­
zustimmen (vgl. hierzu Kasten). 
Zu Beginn des Erörterungstermins am 
11. 7. sind vielfältige, massenhafte Aktivitä­
ten geplant. 
Informationen über den Erörterungster­
min und geplante Aktivitäten: Anti-WAA­
Büro-Schwandorf, Postfach 12n, SAD, 
Tel. 09431 / 1029) .. 
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Kommentar 

Die Freude über den riesigen Erfolg beim 
Sammeln von Einwendungen gegen die 
WAA ist berechtigt. Die Zahl800 000 zeigt 
di~ Massenhaftigkeit mit der die WAA ab­
gelehnt wird. Trotz Hetze, Diffamierungs­
und Krlminalislerungsversuchen der 
bayerischen Landesregierung ist der Wi­
derstand ungebrochen, was nicht zuletzt 
auch in der großen Zahl der Gemeinden 
zum Ausdruck kommt, die gegen dieWAA 
Einwände erhoben. Die Stärke und Breite 
des Widerstandes läßtfür die Zukunft hof­
fen. 
Trotz 800 000 Stimmen gegen die WAA 
sollten wir nicht aus den Augen verlieren, 
wie der Atomstaat sich seine Gesetze zu-

rechtbiegt um den WAA-Bau fortzuset­
zen. Selbsteintrittsrecht und Verkürzung 
des Instanzenweges für Klägerinnen 
zeigten dies bereits in der Vergangenheit. 
Mit den Urteilen vom VGH vom April 87 
und Januar 88 wurde dies jedem noch 
einmal deutlich. Ohne atomrechtliche 
Genehmigung und ohne Bebauungs -
plan wird die WAA weitergebaut. 
Die große Zahl der Einwenderinnen ist 
auch Ergebnis des von allen Strömungen 
getragenen Widerstandes der letzten 
Jahre. Platzbesetzung, Räumung, 
Ostern, Pfingsten, Demo- und Versamm­
lungsverbote haben im politischen Klima 
der Oberpfalz Ihre Spuren hinter18S!i8fl. 
Nur in diesem Zusammenhang ist diese 
hohe Zahl erklärbar. 
Die Hoffnungen nun einzig auf die juristi­
sche Verhinderung der WAA zu setzen, 
wäre sicher1ich das falsch verstande Si­
gnal aus den 800 000. Erst die langfristi­
ge Kombination allerWiderstandsformen 
Ouristisch, praktisch, politisch) kann uns 
unserem Ziel näherbringen. 

Radi-aktiv-Redaktion 

.E -~! .. . 
....... 



Alle m6gen sie, die jungen, mutigen 
Leute von Greenpeace, die sich Irgend­
wo an langen Seilen herablassen, um 
Giftfrachten aufzuhalten, die keiner 
Gefahr aus dem Weg gehen, um auf 
Umweltskandale aufmerksam zu ma­
hen. Von der taz bis zur BILD- alle do­
kumentieren wohlwollend die Schorn· 
stelne mtt den groBen lhlnsparenten, 
die ln IChwindelerreger H6he bei 
Nacht und Nebel angebracht wurden. 
Nun eilen die Umwett·Zorros auch uns 
zur Hilfe - Greenpeace Ist offenslcht· 
llch dazu entschlossen, sich ln den An· 
ti·WAA·Widerstand einzuklinken. Oder 
sollte man besser sagen: einzukau­
fen? Zuenltelnmal jedenfalls wurde 
sehrviel Geld aufden Tisch geblättert. 
Im Folgenden ein paar mißtrauische 
Blicke hinter die Fassade einer Organi­
sation, die vielleicht deshalb von allen 
gellebt wird, weil sie keinem weh tut? 
Greenpeace Ist ein Verein mtt weniger 
als 10 eingeschriebenen Mitgliedern, 
verfügt nach Angaben von ehemaligen 
Mitgliedern ilbereln Jahresbudget von 
ca. 80 MIHionen DM und Ist Internatio­
nal organisiert. 

Oie Sektion-BAD Ist entsprechend dem 
1980 gegründeten Dachverband "Green­
peace-International" untergliedert. Die­
sem Dachverband gehören auch die lan­
desverbände von Frankreich, Kanada, 
USA, England, Niederlande u.a. an. Die 
grundsätzliche Vorgehansweise und Mar­
schroute der Greenpeseier in diesen LAn­
dern wird von diesem Dachverband fest­
gelegt. Zwar ist jedes Land in diesem Gre­
mium mit einer/m Vertreterln repräsen­
tiert, doch die Stimmberechtigung (z.B. 
über Aktionen) richtet sich nach der Zah­
lungsfähigkeit der Länder. 

Die nationalen Sektionen sind dement­
sprechend alle nach dem gleichen Strick­
muster aufgebaut: .,Es existiert ein harter 
Kern aus wenigen Personen, die zu einem 
nationalen Verein oder ähnlichem zusam­
mengeschlossen sind. Auf diese Weise 
soll sichergestellt werden, daß keine na­
tionale Organisation aus dem Greenpea­
ce-Verband ausscheren kann. Ziele und 
Vorgehansweise sind in allen von Green­
peace International vertretenen Ländern 
gleich. Ein .,Aufrollen, Unterwandern oder 
Umkrempeln einer nationalen Organisa­
tion wird durch diese Ausrichtung nach 
oben ausgeschlossen." (Greenpeace 
Nachrichten) 
Die Bundesdeutsche Sektion hat ihren 
Sitz im Hamburg, von hier aus werden alle 
Aktionen, die in der BAD stattfinden, or­
ganisiert und gesteuert. Keine sich zu 
Greenpeace zugehörig fühlende Gruppe 
darf im Namen Greenpeace ohne Erlaub­
nis von .,oben" benützen. Das Wichtigste 
für Greenpeace scheint die Publicity zu 
sein, sodaß sogar eine Marketing-Firma 
damit beauftagt wurde eine Werbekam­
pagne für das Greenpeace Image zu star­
ten. 
Zwei Grundprinzipien: .,Gewaltfreiheit" 
und .,Politische Abstinenz" bestimmen im 
wesentlichen das Erscheinungsbild und 
das Vorgehen von Greenpeace. Abgese­
hen davon, daß .,Gewaltfreiheit" dogma­
tisch betrachtet den Spaltpilz in sich trägt 
und .,Politische Abstinenz" gelinde ge­
sagt, das "Vorspielen falscher Tatsachen" 
darstellt, hat Greenpeace bis jetzt noch 
mit keiner Bewegung zusammengearbei­
tet oder diese unterstützt. Im Gegenteil, 
Greenpeace ist dafür bekannt, daß sie Ih­
re Aktionen autonom und ohne jede Ab­
sprache/Abstimmung mit der an der je­
weiligen Problematik arbeitenden Bewe­
gung plant und durchführt. Ansonsten ist 
in der Öffentlichkeit wenig über diese 
schillernde Öko-Organisation bekannt. 

DerStreitvor sechs Jahren 
Ein wenig Ucht ins Dunkel kommt immer 
dann, wenn Kritikerinnen innerhalb einer 
Organisation ihre Auseinandersetzung an 
die Öffentlichkeit tragen. So geschehen 
bei Greenpeace 1982, als sich massiver 
Widerstand gegen das .,inner-organisato­
rische Management" formierte, der 
schließlich zur Abspaltung einiger Grup­
pen mit Mitarbeiterinnen führten. (Folgen­
de Zitate aus taz vom 28.4., 13.10., 18.10., 
22.10., 27.10., 2.11.82) 

Ein Kritiker Innerhalb von Greenpeace 
brachte die Zusammenarbeit von seiner 
Organisation mit anderen Gruppen auf 
den Punkt: 
.,Boehringer war im Grunde nur eine Vor­
zeige-Aktion für den Rechenschaftsbe­
richt vom Council, um zu zeigen, daß wir 
hier in Deutschland auch was auf die Bei­
ne bringen. Das Material, das die BI zu­
sammengetragen hat, ist einfach abge­
schrieben und zusammengefaSt worden. 
Während der Aktion hat man dann stun­
denlang mit Boehringer verhandelt und 
zusammen Kaffee getrunken, das Ergeb­
nis war null. ln den Presseberichten ist 
dann hauptsächlich der Name von Green­
peace aufgetaucht, die BI wurde höch­
~ten mal am Rande erwähnt. Die waren 
natürlich stinksauer. Das ist das Problem: 
Die Bis haben keine Looby und unser Ver­
ein hat inzwischen einen großen Namen. 
ln meine Augen ist Greenpeace eine Aus­
beuterorganisation. ( ... ) Mit der publici­
trächtigen Schaumschlägerei wird den 
Menschen eingeredet, daß was ge­
schieht und in Wirklichkeit passiert 
nichts. So werden die Mißstände eher 
stabilisiert, aber keinesfalls abgeschafft. 
Denn alle denken daran, daß sich ja je­
mand um die Scheiße kümmert. Man deli­
gierte den Kram und verliert die Sache 
aus dem Blickfeld, aber es tut sich eben 
nichts. Ist das klar genug?" 
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f die Atommofia. Keine WAA in Wockersdorf. Stoppt die Atommofio. Keine WAA in Wa(kersdor . 

Gegen diese Vernebelungstaktik und ins­
besondere gegen die interne Hierarchie 
formierte sich von der Basis her Wider­
stand. Im Frühjahr 1982 versuchten Kriti­
kerinnen innerhalb der Organisation eine 
Strukturdiskussion anzuregen. Konse­
quenterweise wurde diese Kritik als "bös­
willige Diffamierung" verdammt. ln wel­
che Richtung diese "böswillige Diffamie­
rung" ging, soll an dieser Stelle nicht ver­
schwiegen werden: 
"Der ganze Verein wird von drei Leuten ge­
macht, die sich dabei wohlfühlen und de­
nen der Publikumsrummel Spaß macht. 
Die ganzen übrigen Leute sind letztend­
lich Fußvolk und Wasserträger. Die wer­
den herbeigepflffen, kriegen einen Auf­
trag und werden ohne Kommentar und 
Begründung wieder weggeschickt. Alle 
die nicht im Verein sind, haben absolut 
keine Möglichkeit, auf Entscheidungen 
Einfluß zu nehmen. Die werden auch 
noch zusammengestaucht, wenn sie ihr 
Maul aufmachen. Kritiker innerhalb von 
Greenpeace werden diskriminiert und 
weggeekelt Sitzungen werden so abge­
wickelt, daß der Vorstand immer das Sa­
gen hat, denn der gesamte Verein besteht 
ja nur aus neun Leuten. Davon sind fünf 
im Vorstand und drei Ausländer, die in der 
Regel bei den Sitzungen nicht dabei sind. 
Neue Mitglieder werden aber nicht aufge­
nommen, denn, so die offizielle Begrün­
dung. Basisdemokratie lähmt Greenpea­
ce. 

Wir dürfen nicht solange diskutieren, 
sonst kommen wir nicht zu Aktionen. Auf 
die freiwilligen Mitarbeiter bei Greenpea­
ce wirkt sich das dann so aus, daß bei un­
tergeordneten Arbeiten ein ungeheuerer 
Durchsatz an Leuten da ist, was Briefmar­
ken kleben und den T-Shirt Verkauf an­
geht. Da kommen dann viele mit der Er­
wartung her, daß sie sich auch mal vor die 
Harpune von einem Walfängerschiff wer­
fen dürfen. Das geht natürlich nicht und 
dann gehen die Leute frustriert wieder 
weg". 
Ein halbes Jahr später jedoch, im Herbst 
1982 brachen die gleichen Konflikte wie­
der auf, diesmal an höherer Stelle, näm­
lich innerhalb des Büro-Teams und mit 
Kontaktgruppenleiterlnnen. Diesmal 
machte Grennpeace reinen Tisch und 
feuerte kurz entschlossen alle, die es ge­
wagt hatten Kritik an der autoritären und 
hierarchischen Struktur zu äußern. Die 
Zusammenarbeit mit den Kontaktgrup­
penleitern wurde aufgekündigt. 
Auch die Vermutung von Bremer Mitarbei­
tern, Greenpeace sei "ein kleiner Stamm 
von Umweltschützern, die allein wissen, 
was für die Umwelt gut ist" traf ins Leere. 
Vorstandsmitglied Alan Pickauer definier­
te wirksamen Umweltschutz anders: Für 
ihn ist Greenpeace Deutschland weit da­
von entfernt, ineffektiv zu sein, da man 
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sich hier aus dem nichts innerhalb eines 
Jahres zu einer "1 Million Mark Organisa­
tion" gemausert habe. (1982) Sowas ist 
wohl ein excellentes Management. Die­
ses Selbstverständnis veranlaßte viele 
ehrenamtliche Mitarbeiter von Greenpea­
ce zu der Vermutung, daß der Verein in 
Wahrheit "ein Konzern ist, der die Markt­
lücke "Umweltschutz" für sich entdeckt 
hat". 
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Greenpeace in der Ober­
pfalz 

Dem jetzigen Versuch in die Anti-WM­
Bewegung einzusteigen, gingen Aktivitä­
ten von diversen Kontaktgruppen voraus, 
die am Widerstand gegen die WM, etwa 
der Platzbesetzung, beteiligt waren. Aller­
dings wurde diese Beteiligung der Basis, 
der Kontaktgruppen, ziemlich schnell von 
oben unterbunden. So waren z.B. bei den 
Platzbesetzungen verschiedentlich 
Greenpeace-Kontaktgruppen dabei, die 
aber kein Greenpeace-Transparent zei­
gen durften. ln Regensburg kam es 1986 
sogar zu einer Kontaktgruppen-Kündi­
gung, als diese anläßlich einer Messe ein 
Transparent hochhielten, auf dem ein Zu­
sammenhang ziwschen DWK und CSU 
hergestellt wurde. Diese "politische" Äu­
ßerung paßte offensichtlich nicht in das 
von der Zentrale angestrebte Image. 
Aufgrund dieses Vorgehans entschieden 
sich dann auch einige Kontaktgruppen, 
nicht mehr bei Greenpeace sondern bei 
Robin Wood mitzuarbeiten. 

Nachdem der Einstieg von unten mehr 
oder weniger verhindert worden war, ver­
sucht jetzt die Hamburger Zentrale, einen 
Fuß in den Widerstand zu bekommen. Ein 
sicherlich nicht zu vernachlässigender 
Umstand hierbei ist, daß die Zeit der 
Platzbesetzungen vorbei ist, und der 
Marsch durch die Gerichtssäle begonnen 
hat. 
Laut BI-SAD traten die Hamburger­
Greenpeseier an die Oberpfälzer Bis und 
den Bund Naturschutz heran, um eine 
eventuelle Zusammenarbeit anläßlich 
des neu aufgerollten Teilerrichtungsver­
fahrens abzuklären. 
Doch bereits im Vorfeld kam es zwischen 
den Oberpfälzer Bis und Greenpeace zu 
Auseinandersetzungen. Greenpeace ließ 
in mehreren Tageszeitungen (SZ, FR ... ) 
große Anzeigen abdrucken, um Einwen­
dungsunterschritten zu sammeln. Den 
Oberpfälzer Bis, die von Haus aus mit we­
nig Geld ausgestattet sind, erschien das 
Verhältnis: Kosten der Anzeigen (ca. 
218 000 DM) und gesammelte Unter­
schriften (ca. 20 000), dann doch zu un­
ausgewogen. Sie zweifelten die Rentabili-
tät derartiger Anzeigenkampagnen an. 
Weitere Meinungsverschiedenheiten be­
stehen offensichtlich bei der einzuschla­
genden Prozeßstrategie bzgl. des Geneh­
migungsverfahrens. Auch an diesem 
Punkt konnte sich Greenpeace nicht mit 
den Oberpfälzer Bis einigen, sodaß beide 
Parteien mit verschiedenen Rechtsan­
wälten (Baumann für BI und Greenpeace 
wahrscheinlich mit Christian Sailer) in den 
Prozeß einsteigen werden. Als Ursache -> 



dieser Nicht-Einigung werden Unstim­
migkeiten zwischen den Rechtsanwälten 
genannt, die wiederum laut BI-SAD auf 
Streitigkeiten zwischen den beiden ÖKO­
Instituten Darmstadt und Hannover zu­
rückzuführen seien, mit denen die Anwäl­
te zusammenarbeiten. (Baumann/Darm­
stadt, Sailer/Hannover). 

Daß die finanzstarke Umweltschutzorga­
nisation Greenpeace ein großes Interesse 
daranhat zum jetzige Zeitpunkt in denAn­
ti-WAA-Widerstand einzusteigen, ist un­
übersehbar. Einwendungen werden ge­
sammelt, ein möglicher Einstieg in den 
Prozeß wird überlegt, im März 88 er­
schien die Greenpeace Broschüre: "Die 
WAA Weckersdorf ... " und Greenpeace 
plant Veranstaltungen zum Thema: Atom­
mülltransporte. 
Ob die Organisation Greenpeace eine 
reale Unterstützung bedeutet, wird sich 
herausstellen. Der Einstieg war schonmal 
denkbar unglücklich und läßt nicht viel 
Gutes erwarten. Sollte mit Greenpeace 
wieder einmal eine Gruppierung versu­
chen, Spaltungsansätze in den Anti­
WAA-Widerstand zu tragen, wird sie sich 
hoffentlich einer entsprechenden Kritik 
ausgesetzt sehen. .. 

Anzeige A.nLeige 
wtt!Mi·i@ddW.!.MlffidffljliMf§·i@DMW,I.WMfiMt:filiiffltifd·iMdiM@f·@lfflfit!fiijfffiMffl.jMd@'llititffMIMM 

Unterschreiben 
Sie hilf g!ßen Wackersdorf. 

Greenpeace sammelt massenhaft Einwendungen und worden ist, darf die Wiederaufarbeitungsanlage nicht ge-
gibt sie am 22.4. beim Bayerischen Umweltministerium nehmigt werden. Keinem Einwender entstehen dadurch 
ab. Jeder Einwand muß gesondert bearbeitet werden. Kosten. So kann Wackersdorf- auflegalem Wege - ver-
Die Genehmigungsbehörde ist verpflichtet, alle Einwän· zögert und eventuell verhindert werden. 
de auf einer Anhörung zu erörtern. Jeder, der einen 
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Diese Anzeige erschien in sämtlichen größeren Tageszeitungen am 9.4.88. 

"Bayerischer Arbeitskreis gegen die WAA" 
KEIN THEMA: BAD-ATOMWAFFENSTAAT 

Am 12. April gingen Vertreterinnen des 
neugegründeten "Bayerischen Ar­
beitskreises gegen die WAA" in Mün­
chen mit einer Pressekonferenz "an 
die Öffentlichkeit". Der Arbeitskreis ist 
ein "lockerer Zusammenschluß" ver­
schiedener Organisationen wie BI 
Schwandorf, Bund Naturschutz, ka­
tholische Landjugend, Weltbund zum 
Schutz des Lebens, Mediziner gegen 
den Atomtod, Mütter gegen Atomkraft 
u.a .. Der DGB sollte auch mitwirken, ist 
aber bisher nicht beigetreten. 

Laut Hubert Weiger vom Bund Natur­
schutz soll der auf Initiative der BI 
Schwandorf gegründete Verein bayern­
weit "informieren" und den "gewaltfreien 
Widerstand im Freistaat" finanziell besser 
auszustatten. Zu diesem Zweck macht 
man sich bereits Gedanken zur "institu­
tionellen" und v.a. finanziellen Förderung 
des Anti-WAA-Büros-Schwandorf. 
Als (beispielhafte) "Handlungsmöglich­
keiten" eröffnen sich dem Arbeitskreis 
das Sammeln von Einwendungen (wie 
jüngst geschehen) und die Unterstützung 
der "Kampagne 88" der BI Schwandorf 
(Versuch, die WAA vor Gericht zur verhin­
dern). 

Das brave, auf "Information" und 
"Rechtsschiene" setzende Aktionskon­
zept paßt mit der sog. "Plattform zusam­
men, die die Argumente des Arbeitskrei­
ses gegen die WAA aufführt. So werden 
beispielsweise die wirtschaftlich-militäri­
schen Gründe, die hinter dem WAA ste­
hen, völlig ingnoriert. Es heißt lediglich: 
"Die Inbetriebnahme der WAA würde eine 
neue Dimension im Ausbau der Pluto­
niumwirtschaft schaffen und der massen­
weise Umgang mit dem hochbrisanten 
Plutonium eine weitere, verstärkte Ober­
wachung der Bevölkerung nach sich zie­
hen" 
Warum die "Piutoniumwirtschaft" ausge­
baut wird, wird nicht gesagt; daß das Plu­
tonium an der Überwachung der Bevölke­
rung schuld sein soll, ist so falsch wie irre­
führend. 

Neu ist das gebetsmühlenhafte Abieiern 
der angeblichen "Unwirtschaftlichkeit" 
der WAA und das brisante Verschweigen 
des Strebans der BRD nach offener Verfü­
gungsgewalt über eigene Atomwaffen so­
wie nach energetischer Autarkie (im 
Kriegsfall wichtig) nicht. Das ist man von 
den meisten am Arbeitskreis beteiligten 
Verbänden undVereinen gewohnt. Neu ist 
nur, daß die teilweise falschen Argumente 
gegen die WAA und eine Vorstellur:lg von 

"gewaltfreien Widerstand" bayernweit 
koordiniert und kultiviert werden sollen. 
Offensichtlich ist die ein Symptom der 
momentanen Stärkung des konservati­
ven Flügels der WAA-Gegnerlnnen. Die 
Linke muß zusehen, wie sie sich wieder 
verstärkt in die Debatte um Inhalte und 
Widerstandsformen einmischen kann. 
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Der Stellenwert dieser Zahl wird 
im Vergleich deutlich: Damit das 

Österreichische Parlament ein bun­
desweites Volksbegehren behandeln 
muß, sind 100.000 Unterschriften 
erforderlich 

ln diesem Zusammenhang erhebt 
sich mit neuem Nachdruck die Fra­
ge, warum die bayertschen bzw. 

Die Plattform fungierte als ge­
samtösterreichische Koordinations­
stelle. Endbilanz der uns bekannt­
gewardenen Einwendungen: 
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nach dem 2Z.April zu verstehen ga­
ben, daß sie "tm gegenwärtigen Klima" 
keine Möglichkeit sähen, den "Atom­
vertrag• (Informations-Abkommen) mit 
Osterreich abzuschließen. (Vgl. S.7, 
PRESSE-ERKLXRUNG ntch Unterredung 
mit BK Vranitzky.) Dies in einer 
nicht veröffentlichten Note. Nach 
außen gaben die deutschen Setreiber 

bundesdeutschen Be- ~--------~ 
sich natUrlieh möglichst 
unbeetndruckt. hörden und Politiker 

sich davor drUcken, 
dieses umstrittenste 
aller deutschen Groß­
projekte einem Volks­
begehren zu unterwir= 
fenl 
Wir fordern die Bay­

rische Staatsregie­
rung auf, den Bau der 
WAA Wackersdorf, der 
ja ohne gültige 
Rechtsgrundlage (Be­
bauungsplan) wetter­
getrieben wird, un­
verzüglich einzu­
stellen. 

ES "WURMT" SIE ••• 
Wte sehr diese völlig 

unerwartete Lawine 
von Einwänden in 
Wirklichkeit nicht 
nur die bayertschen, 
sondern auch die Ban­
ner Politiker wurmt, ~abaü 
zeigt sich daran, daß diese der 
Österreichischen Regierung sofort 

Hervonuheben ist weiters, 
daß steh unseres Wissens 
n o c h n t e eine Be­
völkerung derart massiv 
Uber eine Staatsgrenze 
hinweg an einem amtlichen 
Genehmigungsverfahren fUr 
eine Atomanlage beteiligt 
hat. Auf jeden Fall Ist 
dies erst- und einmalig 
zwischen Osterreich und 
einem seiner Nachbarstaa­
ten. Dies ist geeignet, 
Maßstäbe zu setzen fUr das 
internationale Umweltrecht 
und - siehe oben - zwischen­
staatliche Umweltverträge. 

NICHT UMSONST I 
Gerade auch deshalb sehen 

wir die große Zahl von rd. 
350.000 Einwänden auch als 
deutliches ~andat an die 
Osterreichische Bundesre­

~~~ gierung, alle möglichen 
Schritte gegen die WAA und gleich­
zeitig gegen andere Atomanlagen an 

161 ~ U> r ooQ 
Osterreichs Grenzen zu unterneh- I unerhörte Dynamik der EinWAAnd- •• 
men. Kampagne entwickelt: Kirchliche -c 

Organisationen, Friedensbüro und ~ '" 
Selbst unter der pessimistischen 
Annahme, die WAA werde fertigge­
baut und gar in Betrieb genommen 
- die Einwendungen, überhaupt in 
dieser Zahl, wären nicht umsonst 
gewesen. Denn: Im Augenblick, wo 

Wir freuen uns :;:.,,_ __ __ 
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UIW. Gelllief GIIII:D ....... . ..... 
da n n etwas, und sei es nur 
der kleinste Störfall, in der WAA 
passierte, wUrden alle diese Ein­
wendungen umso mehr ins Gewicht 
fallen, als die deutschen Behör­
den sie vorher mißachtet hätten. 
Und der Druck, die Wiederaufar­
bettung wenigstens dann aufzu­
geben, wüchse mit einem Schlag 
enorm. Es scheint mir nützlich, 
eine solch Iängerfristire Sicht 
von Scheitern bzw Wirkun~ unse­
res Einsatzes zu haben. • 

EINER SPENDET ••• 
••• 15 000 SCHILLING! 

ln Salzburg hat neben Organisa-
tionen aller Parteien - SPU,OVP, 

Grüne, FPO - eine alle Bevölke­
rungskreise erfassende "Koalition 
fUr eine atomfreie Zukunft" die 

Xrztekammer, die Genossenschaft rr "' 
der Innenstadt-Kaufleute und die M" m 
Arbeiterkammer, und - fast allen ~ 
voran -: Zeitungen und die BUrger- g -r-
bUros der Stadt und des Landes. 3 ~ 
Bloß der ORF .•. scheint uns die ~ m 
Sache mit den Werbespots etwas CD :Z 
krumm oenommen zu haben... E • 00 
All dies wäre Jedoch kaum derart 

in Fahrt gekommen ohne den Einsatz 
der ständigen Aktivisten, sowie 
die zahlreichen spontanen Einzel­
helfer. Harald Engländers "Höll­
bräu" wurde dabe1 als unser Haupt­
quartier, wer weiß, zur "Hölle des 
Löwen" FJS •. : 

"Der Widerstand gegen die WAA ist 

·~= III8CHOFIIHOFEN. Von 8 1111 ." 
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HOibrtu in 811111urg. 

die wohl breiteste Protestbewegung, 
von der unser Land in den vergange­
nen Jahren je erfaßt wurde", kom­
mentierten die SALZBURGER NACH­
RICHTEN am Tag nach der Obergabe 
der Usterreichischen Einwendungen 
im bayerischen Umweltministerium. 
Und wir fUgen dem hinzu: die wohl 
mächtigste Bewegung nach Hainburg 
innerhalb der großen Bewegung fUr 
das leben - der Umweltbewegung. 
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Am 4. Mlrz fand in Schwandorf ein er­
stes n.tfen verschiedener Gruppen 
und Bl's aus der Ragton statt, um erste 
Vorschllge für den Herbst 88 zu sam­
meln und zu diskutieren, Entwickelt 
wwc1e dabei das Konzept einer Ak· 
tioMwoche mit Schwerpwlkt Info-Ver­
~ 
Als Themen wurden WAA-IWF, das 
"Projekt Oberpfalz" (systamatlsches 
Ausbluten der Region zur AkZeptanzer­
h6hung) und MaxhOtta genannt. Dazu 
sollte nur regional mobilisiert werden. 
Eine GroBaktion - vergleichbar mit 
1987-war ln diesem Konzept nicht v~ 
gesehen. Geplant war lediglich ein 
Sonntagapaziergangund ein Fest am 
Samstag. 
Mit diesem Vorschlag wurde dann zu ei­
nem weiteren li'effen eine Woch& später 
bayernweit eingeladen. Gekommen sind 
dann zusätzlich BIWAK, BI-NOmberg, U­
GA-MOnchen und Radi-aktiv. Die Ausein­
andersetzungen liefen hauptsächlich 
über einen Vorschlag der Radi-aktiv (sie­
he Dokumentation) und das o.g. Konzept. 
Gegen eine Großdemonstration wurde 
eingewandt, daß die Vorbereitungszeit zu 
kurz sei und wegen der Im September 
stattfindenden IWF-Tagung in Bartin gro­
Be Teile der Anti-AKW-Bewegung für den 
Herbst nicht zu mobilisieren seien. Ferner 
würden Großaktionen auf Kosten der ln­
hatte gehen und die Region politisch 
nicht weiterbringen. Die Befürworterin­
nen der Großdemonstration erklärten, 
daß es landesweit ein großes Interesse 
nach einer Großaktion noch in diesem 
Jahr gäbe. Es gelte die gute Simmung, 
die in der überraschend hohen Zahl der 
Einwender entstanden sei, auszunutzen, 
um den massenhaften, ungebrochenen 
Widerstand gegen die WAA zum Aus­
druck zu bringen. 
Obwohl am 11.5. keine Einigung zu erzie­
len war, war doch das Interesse der ver­
schiedenen Strömungen diese zu errei­
chen spürbar - ganz Im Gegensatz zum 
vorh&rgegangene Jahr. 

aktueller 
Diskussionsstand 

Ente Einigung am 1.8. 
Beim nächsten Vorbereitungstreffen am 
1.6. einigte mansch sich dann auf ein ge­
meinsames Konzept (siehe Dokumenta­
tion) für den Herbst 88. Es Oberwog die 
Meinung, daß noch genügend Zeit für ei­
ne Mobilisierung sein, und daß gute Aus­
sichten bestünden die Herbstaktion ohne 
langwierige und nervtötende Vorfeldaus­
einandersetzungen zu organisieren. 
Wichtig war den Teilnehmerlnnen, daß für 
1988 ein Schutz des "Waldspazlergan­
ges" organisiert werden muß. Beim BAAP 
(Bay. Anti-Atom-Plenum) am 11.6. wollte 
mansch die Herbstaktionen 88 dann 
noch einmal d iskutieren. 

BAAP-11.8. 
Rund 50 Vertreterinnen verschiedener 
bayerischer Gruppen waren sich relativ 
schnell Ober die grobe Stoßrichtung der 
geplanten Herbstaktionen einig. 
Nach den Erfahrungen von 1987 wurde 
die WIChtigkeit, den Demozug/Waldspa­
ziergang zum Baugelände stets ge­
schlossen zu halten, betont. Der Zug zum 
Bauzaun solle ständig in Bewegung blei­
ben. Bn Aufenthalt am Baugelände wur­
de deswegen abgelehnt. Nach der De­
monstration/Waldspaziergang soll in 
Wackersetort eine Abschlußkundgebung 
durchgeführt werden. 
Umstritten war in erster Unie die Frage, 
ob mansch den Waldspaziergang/De­
monstration anmelden soll oder nicht. 
Die Gegner einer Anmeldung argumen­
tierten mit unterscttiedlichen Positionen. 
Einmal wurde ausgeführt, daß die Polizei 
eine Demonstration verhindern wollen, 
ein Waldspaziergang dagegen- so zeige 
die Vergangenheit dulden würde. Die 
zweite Argumentationslinie sah in der De­
mo-Anmeldung eine Zeit- und Kräftever­
geudung. Mensch brauche den Staat 
nicht um die Erlaubnis zum Demonstrie­
ren zu fragen, sondern die Demo einfach 
praktisch verwirklichen. 

Diejenigen die eine Anmeldung befürwor­
teten betonten, daß mensch das Demon­
strationsrecht nicht so einfach aufgeben 
solle. Oie Demonstration soll mit allen juri­
stischen, politischen und praktischen 
Mitteln durchgesetzt werden. Die Ausein­
andersetzungen um Demo-Verbote wir­
ken zusätzlich mobilisierend. Vor allem Ist 
es für eine breite Mobilisierung unab­
kömmlich eine Demonstration erstmals 
anzumelden. 
Die Diskussion am 11.6. machte deutlich, 
daß hinter der Frage ~meldung - Ja/ 
nein" zwei unterschiedliche Vorstellun­
gen über den Charakter von OemoiWald­
spaziergang stehen. Die ~mel~ ~ 
fürworten eine Großdemonstration mit 
möglichst breitem Bündnis. Oie "Spazier­
gänger" wollen über die Demo .,regiona­
ler Strukturen" herausbilden und stärken. 
Einem beiten Bündnis stehen sie eher 
skeptisch gegenüber. 
Ein Meinungsbild ergab eine glatte Mehr­
heit für die ,,Anmelder''. Die Gegner der 
Anmeldung stellten allerdings eine starke 
Minderheit dar (ca. 2/3 zu 1/3). 
Am 26.6. will mensch ln Schwandorf 
versuchen doch noch zu einem ge­
meinsamen Konzept mit Großdemon­
stration, Aktionstagen usw. für den 
Herbst 88 kommen, das von einem 
breiten Bündnis der Anti-WAA-Bewe­
gung - von Autonornen bis Christen 
getragen wird. 
Eine geschlossene Anti-AKW-Bewe­
g\mg w1re denn auch eine gute Voraus­
setzung, um die Positionen der Anti­
AKW-Bewegung ln einem..,..,.., Mei­
nung nach, anzustrebenden Bündnis 
mit anderen Bewegungen und gesell­
schaftlichen Gruppen behaupten zu 
können. 
Eine solche Breite und Geechlossen­
helt wlre notwendige Voraussetzung, 
um die Herbstaktionen zu einem Erfolg 
gegen die WAA und Ihre Batreiber W8f'o 
den zu lassen. 

TennlnankOndlgung 
Das nlchste Bayerische-Anti-Atom-

-~--1a-:l Augsbwg statt. 
Es geht um 13 Uhr los, den genaue Ort 
erfatvt Ihr Ober die Einladungen oder 
Ober da Antf·WAA-BOro. 
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Protokoll des Vorbereitungstreffens/ 
Herbstaktionen '88 vom 1.6.1988 in SAD 

Als Ergebnis der auseinandergehen­
den Vorschläge der bisherigen li'ef­
fen ist vom Anti-WAA-Büro ein Fragen­
katalog an die Bl's und Ortsgruppen 
verschickt worden. Dort wurde ein Ak­
tionskonzept eher kontrovers disku­
tiert. 

Einigkeit besteht, daß Aktionstage statt­
finden sollen, bezüglich des Umfangs 
gingen die Meinungen auseinander. 
Gegner eines überregionalen Konzepts 
brachten vor, daß die Vorbereitungszeit 
zu kurz wäre, um Inhalte vermitteln zu 
können, außerdem bestünden unzurei­
chende Strukturen hinsichltich der Auf­
nahmefähigkeit auswärtiger Gruppen. 
Zudem würden die Vorbereitungen der 
Anti-AKW-Bewegung gegen den IWF­
Kongreß Ende Sept. 88 in Berlin ge­
schwächt. Aktionstage sollten daher eher 
einen regionalen Bezug haben und eine 
Großaktion erst für Frühjahr 1989 geplant 
werden. 
Die Befürwortereines überregionalen, zu­
mindest bayernweiten Ansatzes wandten 
ein, daß bessere Infoveranstaltungen oh­
ne die notwendige öffentliche Breitenwir­
kung bleiben würden und sich dafür au­
ßerhalb der Oberpfalz nicht mobilisieren 
ließe. Zudem sei von verschiedensten 
Gruppen landesweit Interesse für eine ge­
meinsame Großaktion noch in diesem 
Jahr angemeldet worden. Aufgrund der 
Niederlagen der DWK vor dem Bayer. Ver-

waltungsgerichtshof bezüglich der Bau­
genehmigung und des daraus resultieren­
den großen Erfolgs der Einwendungs­
kampagne hätte das Thema WAA große 
Aktualität. Diese dürfte durch die ausste­
hende Verhandlung der 1. TEG vor dem 
BVG in Berlin und des Erörterungster­
mins im Sommer eher noch zunehmen. 
Es wurden dann nachstehende Vorschlä­
ge eingebracht: 

- Mögl. Zeitpunkt der Herbstaktionen 
Mitte/Ende Oktober 1988. 
- Dezentrale Aktionen der örtl. Bl's, evtl. 
mit Einbindung auswärt. Gruppen. 
- Zentrale Großkundgebung vor Ort mit 
Demo zum Bauzaun, Thema: Baustopp. 
- anschließendes Kulturfest Samstag­
abend. 
-sonntag: größerer Zaunspaziergang 

Darüber wurde anschilessend diskutiert 
mit folgendem Ergebnis: 
Eine breite Mehrheit sprach sich für nach­
stehendes Konzept aus, das auf dem 
Bayer. Anti-Antomplenum, 11.6.88 in 
Nürnberg, eingebracht wird: 

- Dezentrale Aktionen wochentags mit 
lnfoveranstaltungen, um Inhaltliches zu 
vermitteln und zu mobilisieren, durch die 
örtlichen Gruppen. 
- Kruze Großkundgebung Samstagvor­
mittag vor Ort, Themen: Baustopp, militä­
rische Nutzung, Atommülltransporte, Kri-
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minalisierung mit anschilessend 
- geschlossenem Waldspaziergang zum 
Baugelände und zurück 
- Kulturfest Samstag Nachmittag und 
Abend 
- Sor.ntag: Üblicher Zaunspaziergang 

Man war der Meinung, daß die Zeit für in­
haltliche Vorbereitung und Mobilisierung 
ausreicht, da bereits Strukturen vorhan­
den sind und gute Aussichten bestehen, 
daß es diesmal nicht zu den nervtötenden 
Vorfeldausseinandersetzungen kommt. 
Einigkeit bestand auch, daß für den 
Schutz des Waldspaziergangs gesorgt 
werden muß, weshalb es diesmal keine 
Aufenthalte am Bauzaun geben soll. Ge­
gen ein Aktionstagekonzept, wie es für 
Herbst 86 und teilweise 87 bestand, 
sprach, daß für die Durchsatzung größe­
rer direkter Aktionen die Vorbereitungs­
zeit zu kurz ist. Sie soll jedoch genutzt 
werden, um Strukturen zu schaffen für 
das kommende Atommülltransportjahr 
1989. 
WICHTIG: Besprecht diesen Vorschlag in 
Euren Gruppen und kommt zum BAAP! 
Teilnehmer vom 1.6.88: BI SAD, 00. Wak­
kersorf., Neunburg, Städtedreieck, 
Schwarzenfeld, Ortsgr. SAD, Kord. Kreis 
Regensburg, Anti-WAA-Büro, lnfobüro, 
LIGA München, ROBIN-WOOD Mün­
chen, unorg. Waldspaziergänger. 



Wir schlagen vor, in absehbarer Zeit 
(Herbst oder Frühjslhr) eine große Mobili­
sierung der bayerischen und Österreichi­
schen WAA-Gegnerlnnen zu organisie­
ren. Als Kernstück einer solchen Mobili­
sierung sollte eine politisch breit gefä­
cherte Kundgebung am Bauplatz ange­
strebt werden. Das Bündnis sollte so breit 
wie möglich angelegt werden, potentiell 
sollte jede/r, der/die die Einwendungen 
gegen den Bebauungsplan unterschrie­
ben hat, mit einer solchen Aktion inhalt­
lich und praktisch angesprochen werden 
können. Besondere Anstrengungen soll­
ten in Bezug auf die Österreichischen 
WAA-Gegnerlnnen unternommen wer­
den. 
Dabei sollten keine inhaltlichen Abstriche 
vom bisher erreichten "Niveau" der Be­
wegung gemacht werden: Also Beibehal­
tung der bisherigen Thematiken (militäri­
sche Nutzung, Kriminalisierung), Beibe­
haltung der bisherigen "Gepflogenhei­
ten" (keine Gespräche mit der Polizei, kei­
ne Distanzierungsrituale). 

Begründung 
- Sowohl für die öffentliche Wirkung als 
auch für die Stimmung des Widerstandes 
waren die massenhaften Großaktionen 

Info-Büro Altenschwand: 

Großaktion 
Vorschlag der Radi Aktiv für nächste 
Aktionen der Anti-WAA-Bewegung 

die entscheidenden Meilensteine und 
Markierungspunkte des Widerstandes. 
So wurden Maßstäbe gesetzt, so wurde 
die reale Stärke des Widerstandes abies­
bar und dokumentierbar. Eine große Ak­
tion (50.000 - 100.000) wäre eine gute 
Voraussetzung für den notwendigen lan­
gen Atem und bedeutete ein Kräftesam­
meln für die kommenden Auseinander­
setzungen. 
- Die objektive Voraussetzung für eine 
breite Mobilisierung ist gegeben. Die un­
erwartet hohe Zahl der Einwendungen 
verdeutlicht die Breite der Anti-WAA-Be­
wegung, die sie trotz Hetze, Kriminalisie­
rung und Verdummungskampagnen der 
bayerischen Regierung nach wie vor hat. 
Dieses Potential gilt es in weitere weiter­
gehende Aktivitäten einzubeziehen. 
-Seit 2 Jahren, seit dem Sommer '86, hat 
es keine geschlossene, gemeinsame Mo­
bilisierung der Bewegung mehr gegeben: 
Die Kundgebung am 4.10.86 in München 
war geprägt vom Abspringen der Ober­
pfälzer und anderer Bis und wurde somit 
nur vom radikalen Spektrum der Bewe­
gung getragen. Die Herbstaktionen '87 
konnten erst nach monatelangen, hefti­
gen Streiterein, in deren Verlauf ein Teil der 
radikalen WAA-Gegnerlnnen ausschie-

den, stattfinden. Dafür war die Mobilisie­
rung sogar sehr gut, was ebenfalls darauf 
hindeutet, daß die objektiven Chancen 
für eine große Aktion besser stehen, als 
es die Stimmung bei den Aktivisten wahr­
habenwill. 
- Keiner sollte sich der Illusion hingeben, 
Mobilisierungen wie zu Beginn der Bewe­
gung seien nocheinmal in gleicher Weise 
spontan und plötzlich zu erreichen. Die 
Errichtung des Zaunes, der entschlosse­
ne Beginn der Baumaßnahmen und die 
scharfe staatliche Gewaltanwendung ha­
ben Fakten geschaffen, vor denen die Be­
wegung nicht die Augen verschließen 
darf. Unsere einzge Chance besteht dar­
in, langfristig das politische Kräfteverhält­
nis zu verschieben. Das geht weder über 
kurzatmiges Aufbäumen und hektische 
Aktivitäten noch über das schlichte Ver-

Zu Herbstaktionen 88 

trauen auf den sogenannten "Rechts­
staat". Erst die richtige und langfristig an­
gelegte Kombination von juristischen, po­
litischen und praktischen Maßnahmen 
kann uns unserem Ziel näherbringen. 
-Wir sind uns natürlich klar darüber, daß 
es für einen solchen Vorschlag keine 
"Stimmung" gibt. Wir plädieren aber da­
für, diese Stimmung kritisch zu hinterfra­
gen. 

VIelleicht schon zu spät, aber dennoch 
wollen wir unsere Gedanken zu den 
Herbstaktionen formulieren. Das soll 
nicht heißen, daß wir irgendjemanden 
unser Konzept aufdrücken wollen, wir 
wollen es nur nochmal schriftlich dar­
legen, da es vermutlich schon zu MiB· 
verstlndnissen gekommen Ist. 
Im Folgenden versuchen wir die Komple­
xe Aktionstage- Demo so weit wie mög­
lich zu trennen, weil das dann nicht so 
kompliziert wird. 

1. Wie fOr uns alles anfing: 
Zu Anfang stand das Thema Herbst-Ak­
tionen nicht zur Debatte; wir sahen keinen 
Sinn in Aktions-Tagen, die nur eine Wie­
derholung vom letzten Mal sein solln. Für 
die Diskussionen und Vorbereitungen für 
zukünftige Herbst-Aktionen die "anders" 
ablaufen, war und ist die Zeit zu knapp. 
Mit "anderen" Aktionstagen meinen wir: 

Es gibt aus den beiden gelaufenen Ak­
tions-Tagen Erfahrungen aus denen die 
positiven und negativen Vorgänge her­
ausgefunden und zusammengebracht 
werden müssen. Beidemale waren die 
Bullen dermaßen präsent, daß es kaum 
zu Blockaden kam (außer sie blockierten 
selbst), teilweise wurden noch viele Leute 
dabei festgenommen (Radelblockade 
z.B.). Viele haben jeweils die Aktions-Tage 
nur mit ,Blockade-Suchen' verbracht, 
und ehrlicherweise müssen wir zugeben, 
daß wir es noch kein einziges Mal ge­
schafft haben, die Baustelle lahmzule­
gen, bzw. den Baustellenverkehr. Herbst 
87 räumten die Bullen zweimal das Plen­
um ab und Leute, die in ,Sammelschlaf­
plätzen' untergebracht waren, saßen 2Ta­
ge im Knast. Und die Ereignisse am 
10.10.87 mit den Berliner-Prügelbullen. 
Die "Vorgaben" dürfen nicht ingoriert wer­
den. Wir müssen uns grundlegend was 
dazu überlegen. Solche Wiederholungen 

sind erstmal langweilig und immens ge­
fährlich für den WAA-Widerstand. Unter 
solchen Voraussetzungen brauchen wir 
uns nicht zu wundem, wenn Menschen 
keine Lust mehr haben sich bei Aktions­
Tagen oder überhaupt im WAA-Wider­
stand in der Opf. einzubringen und uns zu 
unterstützen. 
Festnahmen - Sicherheitsgewahrsam -
Bullenknüppel werden gezielt eingesetzt, 
zum einem um die Menschen zu registrie­
renund andererseits um Menschen abzu­
schrecken, einzuschüchtern und von wei­
tergehenden Schritten im Widerstand ab­
zuh~lten. 
Dem gilt es was entgegenzusetzen. Nicht 
nur Aktionen nach Stundenplan zu orga­
nisieren. Hinter Aktions-Tagen muß unse-
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re Verantwortung den Leuten gegenüber 
spürbar stehen. Dazu gehört auch, daß 
wir unsere Kräfte und Möglichkeiten reel 
abschätzen und uns auch daran halten; 
und auf funktionsfähige Strukturen zu­
rückgreifen können (die wir aber erst 
noch aufbauen müssen). 
Mit Herbst-Aktionen können tatsächlich 
Zeichen gesetzt werden, für unseren Wi­
derstand nach außen. Mit Herbst-Aktio­
nen können wir Kraft gewinnen und zei­
gen, aber nur wenn mit den ganzen Aktio­
nen t.md den Diskussionen darum die Er­
fahrungen beachtet werden, dazu Ent­
wicklungsprozesse in unseren WAA-Wi­
derstand laufen und wir dann weitere Zie­
le finden, die u.U. sogar verwirklicht wer­
den können. 
Nur um das alles für Groß-Aktions-Tage 
und Groß-Demo im kommenden Herbst 
umzusetzen reichts einfach mit der Zeit 
nicht mehr, ein Versuch von Aktionen wä­
re "tödlich" für den WAA-Widerstand. Zu­
dem sind viele andere Gruppen mit dem 
IWF beschäftigt, die gar keine Zeit hätten 
sich mit WAA-Aktionen zu befassen. (Ob 
grundsätzliches Interesse besteht müßte 
eh noch abgeklärt werden.) 

Erstes Mittwochstreffen: 
Bei dem Treffen wurde eigentlich so gere­
det, daß so große Aktions-Tage diesmal 
nicht stattfinden sollen, z.T. aus den vor­
her genannten Gründen, aber schon das 
Bedürfnis da Ist, was für den Herbst zu or­
ganisieren. (Nach der Einwendungssam­
melei was anderes machen). Die meisten 
Leute auf dem Treffen, wir auch, waren 
begeistert von dem Vorschlag ein großes 
Fest zu machen. Es sollten davor (evtl. 
schon Donnerstag) Freitag, kleinere Ak­
tionen laufen, Veranstaltungen geben. 
Am Samstag sollte dann das große Fest, 
auch mit Infoständen und inhaltlichen 
Beiträgen, und natürlich mit Musik statt­
finden. Für Sonntag war ein größerer 
Waldspaziergang gedacht. 
Mit diesem Konzept wollten wir die Mög­
lichkeiten wieder untereinander näher zu 
kommen, Verbindung aufzubauen und 
auch die verschiedenen Vorstellung vom 
WAA-Widerstand mal wieder richtig zu 
diskutieren und so vielleicht was gemein­
sames rauszubringen. Z.B. sind Leute 
der Meinung eine Wiederholung der letzt­
jährigen Aktion genüge auch heuer, ande­
re denken es sollten jeweils kleine Schrit­
te vorangemacht werden, die Aktions­
Formen sollten sich verschärfen. Es ist in 
diesem Kreis vielleicht sogar möglich 
neue inhaltliche Bestimmungen für den 
Widerstand zu finden. Es können Lösun­
gen z.B. für das Schlafplatzproblem oder 
für ein Meldesystem gefunden werden. 
Damit wäre die Möglichkeit geschaffen, 
funktionsfähige Strukturen auszubauen. 
Diese Strukturen sind eigentlich Grundla­
ge für gute Aktionen. Wenn die "kleinen" 
Aktionen kraftvoll werden und Stärke aus­
strahlen, wird es leichter sein Leute zu fin­
den, die aktiv mitarbeiten; damit wird die 
WAA-Bewegung quasi von selbst wieder 
machtvoll und stark. 
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2.Demo-
wie es dazu kam: 
Im Laufe des Mittwochstreffs wurde deut­
lich, daß auch das Bedürfnis nach einer 
Demo ziemlich groß ist. Und daß der 
Zaun noch immer eine große Anziehungs­
kraft hat. Fazit: eine Kundgebung oder 
Demo im Raum Schwandorf würde doch 
einen Zug o.ä. zum Zaun nachsichziehen. 
Und bei einem unorganisierten Zug zum 
und um den Zaun ist die selbe Situation 
des 10.10.87 geschaffen. Es war fast ein­
hellige Meinung des Treffens, dies um je­
den Preis zu verhindern. Klar war auch, 
daß nur "Bewegung und Geschlossen­
heit" dazu beitragen die "Zerstreuungen" 
von Leute und gleichzeitig eine breite An­
griffsfläche für die Bullen zu vermeiden. 
Die Erfahrungen zeigen, daß es nicht ge­
nügt, den Demozug zum Zaun zu organi­
sieren, sondern auch das Verhalten am 
Zaun. Und um das am besten hinzukrie­
gen kam die Idee "Weg am Zaun entlang 
zu einem bestimmten Ziel." So kam der 
organisierte Waldspaziergang auf den 
Tisch. Es wurden noch verschiedene Vor­
schläge um den Anfangspunkt oder das 
Ziel diskutiert, z.B. in Altenschwand eine 
kurze Auftaktkundgebung und in Wak­
kersdorf eine Abschlußkundgebung. We­
gen den technischen Problemen wurde 
nicht zu Ende geredet. 

3. Warum wir für eine 
unangemeldete Demo 
sind: 
Mittlerweile fand die LAKO statt, es gab 
heftige Diskussionen um den Punkt der 
Demo-Anmeldung. Doch erstmal noch 
das Konzept, wie die Demo aussehen 
soll: Anfangspunkt von dem geschlossen 
losgegangen wird, am Zaun geschlossen 
weitergehen, dabei muß auf zu große Lük­
ken usw. geachtet werden. Und das gan­
ze sollte zügig ablaufen bis zum Ziel­
punkt. Wie mensch sich verhalten sollte, 
wenn es Bullenspalier oder Übergriffe 
gibt, wurde bisher noch nicht diskutiert. 
Wir stellen uns auf alle Fälle was "kom­
paktes" als Demo vor. Ohne diese Vorga­
ben ist es für uns eh fraglich, ob die Demo 
durc-.hgeführt werden sollte. 
Von uns wurde der Vorschlag gemacht, 
den Waldspaziergang-Demo zu nennen, 
gleich so, daß einer Demo aufgerufen 
wird. Nur eine Anmeldung halten wir für 
überflüssig. 
Weil: 
- die Demo ist jetzt schon verboten, da 
es doch die Bannmeile gibt, 
- deshalb ist das Anmeldungshickhack 
mit Gericht eine reine Augenwischerei, 
das Demoverbot steht doch schon, 
- es rein juristisch egal ist, ob sich 
menschauf einer unangemeldeten Demo 
oder auf einer verbotenen befindet. 
- weil es ein bewußter politischer Schritt 
ist, auf das Schattentheater mit Landrats­
amt, Gericht von vornherein zu verzich­
ten. Es ist eine Farce eine gerichtliche 
Entscheidung zu wollen, die sowieso von 
vornherein feststeht. 
- es alleine darum geht, die Demo zu ma­
chen und damit unsere Ziele zu verfolgen, 
und da ist es überflüssig sich eine "Ge­
nehmigung" zu holen, die doch verboten 
wird. 
- außerdem ist unser Ziel zu kämpfen, 
daß die WAA verhindert wird. 
- es uns darauf ankommt, wie eine 
größtmögliche Sicherheit für die Leute 
am Zaun zu erreichen ist. Eine geschlos­
sene Demo ist (gerade am Zaun, wo 
sonst alles durcheinander geht) nicht ein­
fach zu ereichen, es genügt nicht Hand­
zettel zu verteilen mit "Gebrauchsanwei­
sung", es sind genaue Diskussionen und 
Auseinandersetzungen in den Gruppen 
nötig, es ist in so einem Fall zu wenig, ein­
fach in das Auto einzusteigen und halt 
mal auf die Demo zu fahren. 

So, das wärs, sicherlich sind manche 
Punkte zu ungenau ausgeführt. Dies Pa­
pier sollte auch nur ein Anstoß sein. 
Zu der Frage ob wir uns jetzt gegen die 
Großdemo stellen würden, können wir 
schon sagen, daß wir das nicht machen 
werden. Allerdings beinhaltet eine solche 
Frage doch, daß die Entscheidung an­
scheinend für eine Großdemo schon ge­
fallen ist. Für uns wärs eigentlich nicht so 
und wir hätten schon ganz gerne noch ein 
Stück weiter dadrann reden wollen. 

Info-Büro Altenschwancl, verteilt auf dem 
Vorbereitungstreffen am 26.6.88 in 
Schwandorf 



Herbstaktionen mit 

Großdemonstration 
beschlossen! 

Am 26.6. fand das bisher letzte Vorberei­
tungstreffen für die Herbstaktionen statt. 
Die Beteiligung an diesem Treffen war 
nicht so groB wie am Bayerischen Anti­
Atom-Plenum in Nürnberg, jedoch waren 
die verschiedenen Strömungen der Anti­
WM-Bewegung vertreten sowie die (ein­
geladenen) Vertreter der Nordbayeri­
schen Friedensbewegung und der Bund 
Naturschutz. 
Einmal mehr wurde die Frage diskutiert 
ob die Demo angemeldet werden solle 
oder nicht. Und eng damit verflochten, 
wie ein bestmöglicher Schutz der Teilneh­
mer vor Polizeiübergriffen zu schaffen sei. 
Die BI-Amberg, die Jugend des Bund Na­
turschutz und die Vertreter der Friedens­
bewegung erklärten, daß sie entspre­
chend der Beschlußlage ihrer Organisa­
tion nur eine angemeldete Demo unter­
stützen könnten. Diejenigen Anwesen­
den, die weiterhin Bedenken gegen eine 
Anmeldung (z.B. Teile der BI-SAD, Auto-

nomes Plenum Rosenheim, Info-Büro) 
hatten stellten diese letztendlich zugun­
sten eines gemeinsamen Handeins zu­
rück. (zur Argumentation siehe Papier des 
Info-Büros) 
Beschlossen wurde für den 15.10. eine 
Auftaktkundgebung in Wackersdorf mit 
anschließendem Demozug am Baugelän­
de entlang und ohne Aufenthalt geschlos­
sene Rückkehr zu einer Abschlußkundge­
bung in wackersdorf. Anschließend gibt 
es eine großes Kulturfest. 
Die Demonstration wird angemeldet. 
Zum Schutz der Demonstranten vor Poli­
zeiübergriffen ist auf die Geschlossenheit 
des Zuges zu achten und diese zu organi­
sieren. Ein entsprechender Hinweis für 
die Teilnehmer der Demonstration kommt 
in den Demoaufruf. 
Zur Vorbereitung der Demonstration wird 
ein Trägerkreis auf der Grundlage des 

letzten Jahres gebildet. Er hat u.a. die De­
mo gegen ein eventuelles Verbot poli­
tisch, juristisch und praktisch durchzu­
setzen. 
Angestrebt wird für dieses Jahr ein ge­
meinsamer Aufruf von Anti-AKW- und 
Friedensbewegung. Auf die groben Züge 
dieses Aufrufs konnte mansch sichbe­
reits verständigen. 
Die Auseinandersetzung Friedensbewe­
gung - Anti-WM-Bewegung verlief die­
ses Jahr bisher erfreulich sachlich und 
konstruktiv. Durch die gerneinsam getra­
genen Herbstaktionen des letzten Jahres 
wurde offenbar eine Grundlage geschaf­
fen auf der mansch nun weiter aufbauen 
ka.:m. 
Totzdem bleibt noch sehr viel zu tun und 
die aktive Beteiligung an der Vorbereitung 
für den Herbst über die bereits aktiven 
hinaus ist dringend erforderlich. 
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Polizeigespräche in Tutzing 
Eine 81-Vorstandssitzung Ende April forderte das Ganze zu Tage. ln der ev. Akade­
mie 1\rtzing soUten vom 16.-18. Mai Gespräche zwischen Polizei und Oberpfälzer 
BOrgerinitiativen stattfinden. Mit von der Partie mit dem Titel "Bürger und Polizei 
im Konftlkt" neben bayerischen Polizeigrößen (vgl. Kasten Who Ist Who) altbe­
kannte Gesichter wie Uwe Dams (Sprecher d. Dachverbandes Oberpfälzer 81's), 
H. Wllhelm (BBU- 81-Amberg), Klaus Pöhler (81-sAD), F. Angel (AK Theologie und 
Kernenergie), Franz Schlndler (SPD), Ruth Meißner (81-sAD) u.v.a.m. 
Die Anfrage von Radi-akttin der Akademie brachte dann geneueren Aufschluß. ln 
Absprache mit Ministerlaidirigent Häring (8a}c. lnnenmlnslterium) und Einzelper­
sonen Oberpfälzer Bl's- so die Auskunft wäre die Akademie Initiativ geworden. 

Im bereits verschickten. (unglücklicher­
weise war Radi-aktiv dabei vergessen 
worden) mehrfarbigen Einladungsfalt­
blatt wird dann ganz bewußt ein Zusam­
menhang zwischen Startbahnschüssen 
und WAA-Widerstand hergestellt um dar­
aus eine "neue Nachdenklichkeit" bei 
WAA-Gegnerlnnen und Polizei abzulei­
ten. Ziel des Dialogs: Befriedung des Wi­
derstandes, Ausgrenzung von best. Wi­
derstandsformen, Anerkennung des Ge­
waltmonopols des Staates und der Neu­
tralität der Polizei in solchen Konflikten . 

Bürger und Polizei 
im Konflikt 

.. . . . kritisch wird es, wenn sich Autono­
me und sog. ,Schwarze Blocks' unter die 
friedlichen Demonstranten mischen. Ge­
walt läBt sich dann oft nicht mehr verhin­
dern . ... ein Dialog auf breiter Ebene ist 
erforderlich." 
(aus dem Einladungsfaltblatt) 

Widerspruch regt alch­
BI entaendet offiziellen 
Deligierten 
ln den Tagen danach entsteht dann doch 
der angemessene Wirbel um das be­
schlußwidrige Vorgehen einzelner Verte­
terlnnen. 
Im Vorstand der 81-SAD war mensch 
nicht beschlußfähig, so daß K. Pöhler 
erstmal kein Mandat hatte. Das Strategie­
treffen entzog U. Dams das Mandat an 
den Gesprächen teilzunehmen (was die­
ser dann auch befolgte). 
Die Vorstandssitzung der 81-SAD am 
12.5. entwickelte sich dann zur Machtpro­
be. Alles was an Dialogbereiten Rang und 
Namen hatte, war aufgefahren (Schindler, 
Wilhelm, Pöhler u.a.), soda8 menschsich 
schon ein Umziehen in größere Räume 
über1egte. Die DialogbefOrworter argu­
mentierten; man wolle die öffentliche Auf­
merksamkeit anläßlich solcher Gesprä­
che nutzen, um auf die rechtswidrigen 
Polizeieinsätze in Weckersdorf hinzuwei­
sen. Die Gegnerinnen erklärten, daß die 
bestehenden Beschlüsse der BI zu Poli­
zeigesprächen eindeutig ablehnend sind, 
mit solchen Gesprächen der Widerstand 
gespalten werden soll und solche Ge­
spräche mit Polizeikräften absolut sinn­
los seien. Nach längerem Hin und Her 
entschied mensch sich dann mehrheit­
lich für eine Teilnahme von Klaus Pöhler 
als Vorstandsmitglied der 81-SAD. Da­
nach konnte es dann auch der Grüne Lan­
desvorstand nicht lassen und begrüßte 
die Tutzinger Tagung ausdrücklich. 
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Forum fürJunge Erwachsene 
Evangelische Akademie Tutzing 

16. - 18. Mai 1988 

Pollzelgeaprlche und 
WAA-Wideratand 
im ROckblick 

llrtzing war nicht der erste Versuch der 
bayerlachen Staatsregierung die Obeflo 
pfllzer 81's mit den Polizeioberen an ei­
nen Tisch zu bringen. Oder besser: 
Ober den Tisch zu ziehen. Seit diesen 
Spaltungsversuchen gab es erfreulich 
klare Beschlüsse aller WAA-Wider­
standsgremlen/-gruppen zu solchen 
"Dialogen". Ein kurzer ROckblick auf 
die letzten Jahre soll das Gesagte ver­
deutlichen. 

Nach Zeitungsmeldungen im August 85 
aus denen hervorging, daß Oberpfälzer 
81's das Gespräch mit der Polizei suchen 
wOrden um den Konflikt zu entkrampfen, 
erklärte der Dachverband empört, daß 
n ••• die Oberpfälzer Bürgerinitiativen in 
keinerWeise gedenken, mit der Polizeiet­
was überWiderstandsformen zu diskutie­
ren." (vgl. Presseerklärungen des DV in 
Radi-aktiv Nr. 4) 
Viel besser sind jedoch noch die Diskus­
sionen und Beschlüsse zum Jahreswech­
sel 86/87 in Erinnerung. Damals - am 
24.12.86 - trafen sich Helmut Wilhelm, 
Uwe Oams und Hennann Meißner (81-
SAD) mit P. Gauweiler zu Kaffee und Ku-

--+ 



chen in der BGS-Kaserne Schwandorf. 
Das beschlußwidrige Verhalten stieß auf 
heftige Kritik. Die BI-SAD bekräftigte, daß 
Polizeigespräche ausdrücklich abgelehnt 
werden (vgl. NeuerTag v. 5./6.1.87). Die BI­
WAK erklärt: 
"Wir sehen ... grundsätzlich keinen Sinn 
in sog. Gesprächen mit Vertretern der 
Staatsregierung ... " (Resolution v. 
23.1.87). 
Auch die LAKO (Landeskonferenz) verur­
teilt das Vorgehen einstimmig. 
Diese deutliche, öffentliche Kritik an ih­
rem Alleingang veranfaßte dann Uwe 
Dams als Sprecher des Dachverbandes 
zu einem Rückzieher: 

"Die Polizeiführung mußte deutlich erken­
nen lassen, daB sie ernsthaft gewillt ist, 
künftig bürgerfreundlich ausschließlich 
streng nach dem Gesetz, nicht jedoch 
nach den Wünschen der CSU vorzuge­
hen. Solange dies nicht geschieht ist eine 
Grundlage für Gespräche nicht gege­
ben." (aus Presseerklärung 4.4.87) 
Dem Autor ist bisher vorborgen geblie­
ben, worin die Dialogteilnehmerinnen von 
Tutzing die große Wende im polizeilichen 
Vorgehen in Wackersdorf sahen, aus dem 
sie das Brechen der Beschlüsse ableite­
ten. 

Tutzinger Reinfall 

Die Tagung selber brachte dann nicht den 
von den bayerischen Polizeistrategen er­
warteten Erfolg. Fast keinen/r der Deli­
gierten hatte ein Mandat seiner Gruppe 
an den Gesprächen teilzunehmen. Die 
Diskussionen am Diesntag drehten sich 
um Einzelfälle, wer nun wann und wo 
rechtswidrig gehandelt hätte usw. Die 
Oberpfälzer wollten über die WAAund de­
ren Risiken, die Polizeiführung vor allem 
darüber, wie zukünftig Gewalt (natürlich 
von Demonstranten) verhindert werden 
können. Die Tagung endetete mit der 
deutlich gewordenen, anhaltenden Ver­
härtung der beiderseitigen Position. Der 
als "Kamingespräche" abschließend ge­
plante Dialog zwischen BürgerOnnen wur­
den im Einladungsfaltblatt vergessen) 
und Polizei fiel denn auch mangels Teil­
nahme ins Wasser. Alles also halb so 
schlimm? 

•oe.in Trtund fJna Htl(er; dit. Pol12ei!'' 
Dieser glimpfliche Ausgang hängt si­
cherlich mit dem vorher entfachten 
Wirbel zusammen. Die selbsternann­
ten Sprecher des WAA-Widerstandes 
wußten um die Aufmerksamkeit mit 
der ihr Handeln beobachtet wurde. ln 
den vorangegangenen Diskussionen 
hatten sie sich bereits weitgehend 
festgelegt. 
'D"otz dieses Reinfalls aus polizeilicher 
Sicht ist das Stattfinden und die 'IHI­
nahme Oberpfälzer Gruppen alleine als 
Erfolg für die Polizei zu werten. Die kla­
re Beschlußlage "keine Gespräche mit 
der Polizei" konnte unterlaufen wer­
den. Einige sind der staatlichen Dees­
kalationstrategie auf den Leim gegan-

gen. 
Deutlich wurde durch das Zustande­
kommen der Tagung, daß menschsich 
nicht auf bestehenden Beschlüssen 
ausruhen kann, sondern ständige Auf­
merksamkeit in diese Richtung Not tut. 
Das Stattfinden der Tutzinger 'Rlgung 
war offensichtlich, in der Oberpfalz be­
reits längere Zeit bekannt. Eine lnfol'l­
mation bundes- oder landesweit wur­
de jedoch versäumt, was sich dann als 
Nachteil herausstellte. 
Ein kleiner Erfolg - zumindest inhalt­
lich die Polizeitaktik durchkreuzt zu ha­
ben - kam nur durch den öffentlichen 
Wirbel, der dann doch noch entfacht 
werden konnte, zustande. * 

r das blaulicht, Aktuelle Informationen .des Polizllifdsidiums Mederbeiyern/Oberpla/1:, Herbsr/Winter 1987 
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Whoiswho 
:~~· 

Im Zusammenhang mit der 1\Jtzinger -y 
Tagung wollen wir dem/der Radi-Lese-
rln die Polizeiführer und ihre "'nlten" Hans-Jörg Trum 
vorstellen. 

Wilhelm Fenzl 
Seit Sommer 86 ist er der Polizeipräsi­
dent der Oberpfalz und damit Hauptver­
antwortlicher für alle Polizeieinsätze rund 
um die WAA. Fenzl wurde nach den 
Pfingstereignissen 86 für Friker einge­
setzt. Dieser war wegen seines zu Ia­
schen Vorgehans (u.a. Hüttendorfräu­
mung und Ostermarsch 86) bei den CSU­
Gewaltigen in Ungnade gefallen. Fenzl 
enttäuschte die Staatsregierung nicht. 
Schlaglichter seiner Amtszeit: 7.6. Demo, 
Terroristenfahndung in der Oberpfalz 
(Biockadetage 86), Hausdurchsuchun­
gen Ponholz, Prügelszenen Herbstakion 
87u.v.a.m. 

FlitzHuber 
Fritz Huber (früher BePo Amberg) heute 
Polizeirat im Polizeipräsidium München 
war der Einsatzleiter bei der Platzräu­
mung im August 85. Vor allem die von ihm 
befehligten Sandereinsatzkommandos 
gingen mit größter Brutalität vor (Tritte, 
CN-Gas, Verprügeln, Haare ziehen, 
Schlagstöcke usw.) Fazit der Mittelbayeri­
schen Zeitung damals: 
"SEK schlimmer als eine Rockerbande". 
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Seineszeichen Polizeipsychologischen 
Dienst in München. Der Münchner Dienst 
war der erste in der BRD und eine Reak­
tion auf die sog. Schwabinger Krawalle 
1964. Aufgabe von Polizeipsychologen 
ist es mit verschiedenen Mitteln (z.B. Ge­
sprächen mit Bürgern, Aktionen wie "Ge­
walt nein Danke" oder auch Deeskala­
tionsgespräche) "Friedliche" und "Ge­
walttägtige" voneinander zu trennen, da­
mit die Polizei leichtes Spiel hat. 
"Kernproblem . . . (bei Polizeieinsätzen 
Anm. Autor) besteht nicht in der paar 
Chaoten, sondern in der Schwierigkeit, 
sie ... mit Zustimmung der (friedlichen 
Anm. Autor) Demonstranten zu isolieren" 
(H.J. Trum aus Präv. Konterrevolution -
Polizeipsychologen in der BRD zu bestel-
len über Radi-aktiv) 
ln aller Munde befand sich H.J. Trum als 
er zu Ostern 87 die Aktion "Frieden in aller 
Munde" startete und die Beamten Bon­
bons an WAA-Gegnerlnnen verteilten. 

Karl Pfrogner 
Ist Polizeidirektor bei der Bereitschafts­
polizei Eichstätt. Über sachdienliche Hin­
weise an die Radi-Redaktion würden wir 
uns sehr freuen. Es winken Belohnun­
gen!!!! 

Loccum -. I 
I Tutz1ng 

Das große Vorbild der 1\Jtzinger-Ta­
gung sind wohl die Deeskalationsge­
spräche der Friedensbewegung mit 
Vertretern von Polizei, Regierung, Bun­
deswehr, U$-Army im Vorfeld des "Hei­
ßen Herbstes" 83. Vorrengegangen 
waren den Loccumer Gesprächen be­
reits mehrere Verhandlungsrunden 
zwischen Alfred Stümper (Polizeipräsi­
dent BaWü) und Jo Leinen (damals 
BBU}. Dabei wurden sog. Empfehlun­
gen, die einen gewaltfreien Ablauf von 
Großaktionen garantieren sollen, aus­
gehandelt. Im folgenden dokumentie­
ren wir einen Artikel aus der Friz ,,Anti­
militaristischen Allgemeinen Okt. 83" 
(einem Organ der unabhängigen Kräf­
te der Friedensbewegung) der die Be­
deutungvon Loccum aufzeigt. 

Loccum 
Verraten und verkauft? 
Loccum, 23 September 83. ln der evan­
gelischen Akademie hat sich am Mittag 
die hochkarätige Teilnehmerrunde des 
Seminars "Konfliktaustragung und Inne­
rer Friede" eingefunden. Man kennt sich 
teilweise bereits von früheren Treffen in 
Stuttgart, Bonn oder Mörtelden oder 
auch von gemeinsamen Fernsehdiskus­
sionen, aber in diesem Rahmen ist man 
bislang noch nicht zusammengekom­
men. ln Jeans oder Cordhosen nehmen 
für die Fiedensbewegung u.a., teil: Josef 
Leinen (BBU), Volkmar Deile (Aktionsge­
meinschaft Dienst für den Frieden), Angar 
Kosehel (Pax Christi) sowieAndreas Buro 
vom Komitee für Grundrechte und Demo­
kratie. Ihnen gegenüber sitzen, gekleidet 
im Einheitsgrau staatstragender Flanell­
politiker, hohe Repräsentanten aus Par­
teien, Ministerien sowie Polizei und Mili­
tär: Staatssekretär Cari-Dieter Spranger 
aus dem Innenministerium, Landespoli­
zei Dr. Altred Stümper aus Stuttgart, Gün­
ter Sehröder für die Gewerkschaft der Po­
lizei, Generalmajor Henning von Ondarza 
und einige niedere Köpfe aus verschiede­
nen Innenministerien. Als versöhnliches 
Element sind Chefredakteure von ARD 
und ZDF sowie zwei Kirchenvertreter ge­
laden. 
Gegen Nachmittag, als die Diskussion 
eröffnet wird, greift Alfred Stümper das 
Wort. Aus seiner Kollegtasche zieht er ein 
achtseitiges Papier und beginnt vorzutra­
gen, was unter dem harmlos anmutenden 
Titel "Positionen und Empfehlungen" auf­
geführt ist. Die Überraschung auf den Ge­
sichtern ist groß. Was da verlesen wird, ist 
Text einer in monatelangen Vorgesprä­
chen mit Vertretern des BBU und anderen 
abgestimmten vorherbstlichen Überein­
kunft zwischen Polizei und Friedensbe­
wegung, mit dem Ziel, "einen gewaltfrei­
en Ablauf zu fördern". ) 



An dieser Stelle verzeichnet das Protokoll 
den Vermert<: ,.Auf allseitigen Wunsch be­
trachten die Teilnehmer die Aussprache 
Ober das vorgelegte Empfehlungspapier 
als nicht öffentlich." 
Am folgenden Mittag treten dann Jo Lei­
nen und Altred Stümper mit dem Studien­
Ielter der Loccumer Akademie, Dr. Jörg 
Callleß, vor die Presse. ln wenigen Sätzen 
stellen sie das Ergebnis des Seminars 
vor: .,Friedensbewegung und Polizei be­
kräftigen ihre Bereitschaft zum Dialog 
und betrachten des l occumer 1\'effen als 
richtungsweisenden Beitrag zur beider­
seitigen Deeskalation in den bevorste­
henden Protestaktionen. Die Friedensbe­
wegung wiederholt ihre Absicht, allein mit 
den Mitteln des gewaltfreien Protestes 
die Raketenstationierung verhindem zu 
wollen. Trotz unterschiedlicher Stand­
punkte hinsichtlich der rechtlichen 
Grundlagen gewaltfreien Widerstands, er­
kennt die Polizei das Bemühen der Frie­
densbewegung an, Eskalationen zu be­
grenzen. Die Gesprächsteilnehmer stel­
len fest, daß die Polizei nicht der politi­
sche Ansprachpartner und Verantwortli­
che fOr den NATO-Nachrüstungsbe­
schluß ist." 
So weit so schlecht zeigte Loccum 
auch wie mensch sich gegen solche 
"Deeakalationsversuche" zur Wehr 
setzen kann. 
Ein Vorabdruck des "Staatsvertrags" 
zwischen Bewegung und Staatsge­
walt in der TAZ und die Blockade des 
'Atgungsorts ckRh unabhlnglge, radi­
kale 1htffen sorgten dafOr, daß Loccum 
ein Reinfall wurde und ln dieser Form 
nicht mehr 8tattfand. * 

"Den Rest überlaßt den Jun s 
von der Polente" 

Polizeipsychologen werben für Demos I 
ohneZoffl 

Seit einigen Jahren versuchen Poli­
zeipsychologen unter Anwendung Ih­
rer fachspezifischen Kenntnisse De­
monstrationen ln friedliche Bahnen zu 
lenken und das ramponlertelmege der 
Polizei aufzubessern. 

Wer kennt ihn nicht - den Polizisten, der 
auf einer Demo penetrant versucht, seine 
hausgemachten Augblätter, Buttons 
oder gar Bonbons an den Mensch zu brin­
gen? Da behaupten Bnsatzleltungen auf 
Demos .,ihre Hundertschaften schOtzen 
das OemonstrationsrechtM. 
Da suchen Polizisten den .,Dialog" und 
wollen ihn aufnehmen. Da informiert die 
Polizei die Demoteilnehmerlnnen, daß 
nur deswegen Beamte den Demo-Zug 
begleiten .,um sie unterwegs über Störun­
gen und Stockungen des Aufzugs infor­
mieren zu können". 
Eine besonders rege Tätigkelt in der oben 
dargestellten Weise entwickelten (wie Im­
mer) die bayerischen Beamten. 
Auf Flugblättern und Plakaten warben sie 
mit dem Slogan .,Gewalt Nein Danke" 
(wohl ffir den eigenen Verein, der in dieser 
Hinsicht ja beträchtliche Mängel auf­
weist). 
Rund um den Wackersdorfer Bauzaun 
wet'den Bonbons (..Frieden in aller Mun­
dej und Buttons verteilt und Aufrufe ge­
macht, doch den .,Dialog" wieder aufzu­
nehmen. ln Zeitungsbeilagen der Ober­
pfälzer Regionalpresse wird den davor 
zusammengeknüppelten und eingaga­
sten WAA-Gegnerlnnen .. konkrete Schrit­
te in Richtung Normalisierung" angebo­
ten. 
Was hinter dieser ganzen Augblatt- und 
Bonbonschwemme steckt, läßt sich 
ebenfalls auf diversen Polizeiaufrufen 
nachlesen: 
.,Distanzieren Sie sich bitte von Anfang an 
von Leuten, bei denen Sie den Eindruck 
haben, daß sie nicht gegen die Errichtung 
der WAA demonstrieren, sondern 
schlichtweg Krawall machen wollen. Ein 
sicheres Erkennungszeichen ist nach un­
serer Erkenntnis z.B. das vermummte 
Auftreten." (Polizeiinfo der Münchner Po­
lizei anläßlich der Haidhausen-Dernon­
stration) 

Seit über 60 Jahren macht sich die deut­
sche Polizei die Erfahrungen der Psycho­
logie zu Nutze, wobei der große Durch­
bruch für die Psychologie in der Polizei 
1964 erfolgte .,als der Münchner Polizei­
präsident Dr. Manfred Schreiber erstmals 
einen hauptamtlichen Psychologen ein­
stellte, der nicht nur unterrichtete, son­
dern auch in Führungs- und Bnsatzfra­
gen beratend hinzugezogen wurde" (Sa­
lewski 1976). 
Anlaß war damals eine Eskalation der so­
genannten .,Schwabinger Krawalle", bei 
denen durch ein hartesAuftreten der Poli­
zei gegenüber Straßenmusikern eine De­
monstrationsserie ausgelöst wurde .•. 
Durch Ausschreitungen der Polizei 
rutschte deren Image soweit ab, daß 
Schreib er Gegenmaßnahmen ergriff. Re­
sultat: d ie sog . .,Münchner Unie", ein inte­
griertes Konzept von Pressearbeit, sog. 
.,deeskalierendem Auftreten" u.a. .. Inzwi­
schen arbeiten in jedem Bundesland 1-2 
Psychologen, teilweise auch mehr. 
Die bayerischen Polizeipsychologen ar­
beiten zusammengefasst rur ganz Bayern 
im zentralen Psychologischen Dienst des 
Polizeipräsidiums München. 
Neben Aufgabenbereichen aus der Ar­
beits-, Organisations- und Kommunika­
tionspsychologie (vor allem auch inner­
halb des Polizeiapparates) fallen den Psy­
chologen bei der Polizei Aufgaben aus 
den Bereichen der inneren Sicherheit zu: 
.,Es geht darum, aufkeimende Unruhe 
möglichst schon im Ansatz zu besänfti­
gen bzw. zu ersticken, Druck von unten in 
ungefährliche Bahnen zu lenken und da­
für zu sorgen, daß der Staat selbst und 
seine Herrschaftsinstrumente ala .. neu­
tral" angesehen wet'den, daaß aller Pro­
test bloß nicht am System kratzt. Ein fein 
abgestuftes Konzept, das Bayerns 
Staatssekretär des lnnem, Peter Gauwei­
ler, sehr treffend als .,psychologische 
Kriegsruhrung" bezeichnete. 
(Spiegel 8.12.86) 
Mit dem Einsatz, den Aufgaben, der Ent­
wicklung etc. der Polizeipsychologen in 
der BAD befaßt sich eine vor kurzem er­
schienene Dokumentation, die von 11 
Bürgerinitiativen und linken Gruppen her­
ausgegeben wurde. 
Präventive Konterrevolution - Polizeipsy­
chologen in der BAD (Dokumentation) 

Oie Broschüre ist über 
das Radi-A1div-Büro, Rothenburger Stra­
ße 106, 8500 Nürnberg erhältlich. 
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SPEZIALDEMOKRATISCHE IDEE: 
Verfassungsfeind Plutonium 

Vor einigen Wochen ging eine Interes­
sante Meldung durch die Tagespresse. 
Die SPD Bundestagsfraktion hat beim 
Bundesverfassungsgericht einen Nor­
menkontrollantrag angesb'engt mit 
dem Ziel zukQnftig den Umgang mit 
Plutonium zu verbieten. Die SPD hält 
das von Ihr (als sie noch an der Regie­
rung war) geänderte Atomgesetz für 
verfassungswidrig. 

Drei Argumente werden für diese Initiative 
angeführt. 
1. Wirtschaftliche Gründe: Die SPD-Ab­
geordnete Däubler-Gmelin: " ... die wirt­
schaftliche Nutzung von Plutonium sei 
weder notwendig, noch durch achtungs­
würdige Interessen des Gemeinwohls ge­
boten oder gerechtfertigt." 
2. Rechtliche Gründe: Nach einem Gut­
achten von Prof. Horst Kuni wird Pluto­
nium durch Einhaltung der Strahlen­
schutzverordnung nicht unschädlich(!). 
Daraus folgert die SPD, daß das Atomge­
setz gegen das Grundgesetz verstößt, 
weillaut NN "die staatliche Schutzpflicht 
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nicht hinreichend konkretisiert sei." Au­
ßerdem sind die SPD-Prozessbevoll­
mächtigten de Witt und Professor Stein­
berg der Ansicht, daß die WAA nicht zur 
Entsorgung, sondern zur Bereitstellung 
einerneuen Technologie gehörten. Bishe­
rige Verfahren vor dem Bundesverfas­
sungsgericht hätten nur die Verfassungs­
mäßigkeit der wirtschaftlichen Nutzung 
der Atomenergie bestätigt. 
3. Militärische Gründe: Ein Gutachten von 
Prof. Klaus Traube zeigt aauf, daß Pluto­
nium aus WAAs für Waffen verwendet 
werden kann. Dies stellt eine neue Terro­
rismusgefahr dar. 
Dieser plötzliche Verstoß der SPD gegen 
die Atomtechnologie, der in der Offent­
liehkelt kaum zu registrieren war, wirft 
doch einige Fragen auf. 
Die wirtschaftlichen, rechtlichen und vor 
allem die militärischen Argumente gegen 
die Atomtechnologie werden seit Jahren 
von der Anti-Atom-Bewegung immer wie­
der ins Bewußtsein der Offentliehkelt ge­
bracht, wobei sich die Frage der Terroris­
musgefahr für die Anti-Atom-B~wegung 

völlig anders stellt. Warum macht sich die 
SPD diese Argumente gerade im Frühjahr 
88 zu eigen? Kann mensch der SPD so­
viel Naivität unterstellen, zu glauben, daß 
vom Bundesverfassungsgericht der Um­
gang mit einem Stoff verboten wird, der 
für den Menschen lebensgefährlich ist? 
Was gäbe es da alles zu verbieten. Warum 
entschließt sich die SPD gegen ihre lang­
jahrigen Interessen zu handeln? Es 
scheint, sie handelt vielmehr im vollen Be­
wußtsein der Aussichtslosigkeit ihres An­
liegens. Seit dem Frühjahr 88 läuft die 
Kampagne ,.Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz", die von den Atomparteien 
vehement kritisiert wird. Für die SPD ist 
der jetzige Punkt eine gute Gelegenheit, 
dieser Kampagne den Wind aus den Se­
geln zu nehmen; zu sagen: seht her wir 
gehen viel weiter, wir wollen gleich den 
Umgang mit Plutonium verbieten lassen. 
Wenns nicht klappt, können wir auch 
nichts machen, denn unser Bundesver­
fassungsgericht hats so gewollt. 



Warum 
"Atomwaffenverzicht" 
ins Grundgesetz?" 
Redevon 
Thomas 
Ebermann 
• lß 
Schwandorf 
am 30.5.88 
Für den 30.5. lud die RADI AKTIV zu· 
sammen mit der BI Schwandorf zur 
Veranstaltung "WAA und Atomwaffen" 
ein. Knapp 200 Leute kamen ins Katho· 
llsche Vereinshaus nach Schwandorf. 
Große Enttäuschung kam auf, als be· 
kannt gegeben wurden, daß Robert 
Jungk nicht gekommen war. Aber Tho· 
mas Ebennann, Bundestagsabgeord· 
neter der Grünen, entschädigte uns 
mit einem hervorragenden Referat 
über die Atommachtamibitionen der 
BRD, das wir aLlSZugsweise hier ab­
drucken. 

"Ganz in den Hintergrund gedrängt in der 
öffentlichen Debatte ist die ungeheuerli­
che Tatsache, daß eigentlich erstmals, 
wenn auch nur für fast einen Fernseh­
abend, ans Ucht gekommen ist, was für 
ungeheure Mengen waffenfähiges Pluto­
nium in der Bundesrepublik eigentlich 
vorhanden sind. Dieses Thema be­
herrschte aber die politische Debatte rein 
gar nicht! 

Stattdessen suhlt sich die ganze Welt der 
Politik und die Dramaturgie solcher her­
vorragender Zeitschriften wie der SPIE­
GEL in der belanglosen Debatte um die 
Frage: Der Mensch ist leider nicht so gut, 
wie er sein soll. Wir sollen alle richtig mit­
zittern, ob denn womöglich tatsächlich 
wahr ist, daß die hessische Landesregie­
rung, ein leibhaftiger Staat, sich von so ei­
ner Nuklearfirma seinen Urlaub auf dem 
Gran Canyon in den USA hat finanzieren 
lassen. Wir sollen richtig aufgeregt sein, 
warum diese banale Summe von 200 Mil­
lionen Mark nachgewiesener Korrup­
tionsgelder und in welche Richtung ge­
flossen ist. 

Ich rate Euch, das genauso langweilig zu 
finden, wie ich das langweilig finde, denn 
200 Millionen Mark Korruptionssumme, 
das braucht uns in derTat überhaupt nicht 
zu erschrecken. Die fließt im Laufe der 
Jahre auch in Euren Landkreis zu Zwek­
ken der Grundstücksspekulation oder 
des Wissens, wo gerade Agrarfläche in 
Bauland umgewandelt werden soll •.. Al­
les kein Grund zu Aufregung. Aber die 
Aufgeregtheit und personelle Konse-

fOJOS U. DaHinger 

quenzen sind, wenn wir das mal mitbe­
denken, eines der Hauptinstrumente, 
wenn ein tatsächlich skandalöser Zu­
stand, der ganz unabhängig von Perso­
nen existiert, irgendwo ans Tageslicht ge­
rät. 
Und die Spitzen~Propagandaleute, sozu­
sagen die Werbeindustrie der Atommafia, 
die macht sich auch noch einen Spaß dar­
aus, uns Abgeordnete auf die Pferde zu 
locken. Ich will Euch ein Beispiel vorle-
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sen, das ist ein Offener Brief des Vorstan­
des der Kerntechnischen Gesellschaft an 
die Abgeordneten des Deutschen Bun­
destages, dann hoffe ich, Ihr habt ein b iS­
chen Feinsinn und Spaß an der Sprache, 
denn was da steht, muß man nur genau 
lesen und man weiß, was gemeint ist. 
.. Berechtigt, schreiben sie an uns, "Ist der 
Vorwurf, daß eine Reihe von Fässern un­
richtig gekennzeichnet worden ist. Dies 
ist in der Öffentlichkeit zurecht angepran­
gert worden." Jetzt kommt die Beruhi­
gung: "Es wird in Zukunft durch geeigne­
te organisatiorische und personelle Maß­
nahmen und Kontrollen verhindert wer­
den." Nun wird es noch schöner: "Einzel­
ne Kollegen haben leider zugegeben, Ihre 
Unternehmen durch Bestechung ge­
schäftliche Vorteile gegenüber dem Kon­
kurrenten verschafft. sich selbt bereich­
ert, Geschenke von unzulässigem Wert 
angenommen zu haben. Dieses Verhalten 
ist verwerflich~ hahahaha, tatsächlich, 
steht so da, und so haben wir die freie 
Auswahl, was wir verwerflich finden sol­
len. 

\ 
I 

wirklich etwas passiert, was einen Skan­
dal wert war. Dann reinigt sich die Demo­
kratie. Wie tut sie dies? Der Mechanismus 
funktioniert so: sie macht eine Nase weg, 
setzt eine andere dafür hin, diese andere 
hält drei Reden, daß das schändlich war, 
was der Vorgänger gemacht hat, oft hat er 
bald diese Rede vergessen und tut das­
selbe wie sein Vorgänger. Dieser Film ist 
bei den Herrschenden der beliebteste. 

Der zweitbeliebteste ist das Fachsim­
peln. Das Expertenhearing als solches. 
Darantragen wir, und wenn ich sage ,wir', 
meine ich mich mit und nicht etwa nur an­
dere, eine Teilschuld und wenn wir zu­
rückgucken, haben wir die Atompolitik 
häufig mit Argumenten kritisiert, die gar 
nicht die Triebkräfte, die gar nicht die Mo­
tive der Setreiber der Atomanlagen wa­
ren, und wir waren häufig stolz und sind 
das in Debatten heute noch. Und noch 
stolzer sind wir, wenn uns wissenschaftli­
che Institute recht geben. Was waren das 
für Fragen? Zum Beispiel die großartigen 
Broschüren, und wirklich: sie haben sich 

Ich erinnere mich noch an diefrühen Sieb­
ziger Jahre, als ln Harnburg leibhaftige 
Regierungschefs. Landesväter, herumge­
laufen sind, die für die Atomkraft gewor­
ben haben mit dem Hinweis, daß nur die­
ser Typus von Energieerzeugung dazu 
dienen wird, den Menschen zukünftig we­
niger für die Beheizung ihrer Wohnungen 
abzunehmen. Wir haben in Expertisen, 
Analysen und Broschüren geschrieben: 
das wird nicht aufgehen. Das Verrückte 
ist wiederum, die haben selbst nie die 
Atomkraftwerke mit der Ambition der Ver­
billigung der Energie betrieben, sondern 
das war ein Reklametrick, um das bei der 
Bevölkerung durchzusetzen. 
Heute machen wir den halben Wahnsinn 
weiter, weil wir gelernt haben, nur das er­
scheint wissenschaftlich, was mit krum­
men Zahlen operiert. Wenn man etwas 
lernt bei der Dressur zum Politiker; so ist 
das erste- ich sag das hier, falls hier auch 
mal jemand von Politik reden will: Nie­
mals glatte Summen nennen! Hört sich 
immer so an, als hätte man sich diese 
ausgedacht. Krumme Zahlen sind das 
wichtigste, um als seriöser Politiker durch 
die Welt zu laufen. 

"Der eigentlich strukturelle Skandal aber 
ist: Wieviel waffenfähiges Material hat die 
Bundesrepublik, die behauptet, Nicht­
Atomwaffenstaat zu sein?'' 

Wir haben also eine Expertise in Auftrag 
gegeben, wo uns das Freiburger Ökoinsti­
tut ausgerechnet hat, daß durch die Ver­
teuerung des Schnellen Bürters in Kaikar 
und durch die wahrscheinlichen Kosten 
derWM in Wackersdorf sich die Kilowatt­
stunde voraussichtlich zwischen 3,72 
und 4,18 Pfennige verteuern wird. Also, 
die sind ja nicht blöd und sagen, rund 4 
Pfennige teurer wird das nein, krumme 
Zahlen, das klingt so, als hätten sie ge­
rechnet. Man weiß in Wirklichkeit natür­
lich gar nicht, was die WM kosten wird 
und Kostenargument in diesem militäri­
schen Zusammenhängen anzuführen ist 
reine Donquichotterie, ist dummes Zeug! 
Ihr müßt Euch nur mal vorstellen, ihr lebt 
in Frankreich und schreibt da eine Bro­
schüre oder ein Flugblatt zu dem Thema 
,Der Superphenix in Malvilla lohnt sich 
wirtschaftlich rein gar nicht'. Die Bauk­
osten waren so hoch, Probleme mit sei­
nem Betrieb gibt es dauernd, usw. usw. 
Ihr würdet mit dem Zeug was Ihr da ge­
schrieben habt, nur ausgelacht werden. 
Weil, in Frankreich wird Euch gesagt, das 
wissen wir selbst, das Ding, das lohnt 
sich nicht volks- und betriebswirtschaft­
lieh, aber es beliefert unsere Force de 
Frappe mit waffenfähigem Plutonium? 
Das ist uns soviel wert, daß Ihr die gesam­
ten Analysen wegstecken könnt, weil mili­
tärischer Wert nicht in volks- oder be­
triebswirtschaftlichen Größen ausge­
drückt werden kann. 

Der eigentlich strukturelle Skandal aber 
ist: Wieviel waffenfähiges Material hat die 
Bundesrepublik, die behauptet, Nicht­
Atomwaffenstaat zu sein? Wieviel waffen­
fähiges Material hat sie eigentlich aufge­
häuft? Was liegt eigentlich in dem be­
rühmten Geheimbunker von Hanau? 
Diese Fragen werden verwandelt in die­
die ganze bürgerliche Welt faszinierende 
- Fragestellung: Welche arme Sau Ist da­
bei erwischt worden, sich bereichert zu 
haben? Und wenn das einmal geschehen 
ist, dann weiß Politik und Wirtschaft, wie 
man damit umgeht: Man wechselt aus. 
Vielleicht wißt Ihr es nicht, in der Nach­
kriegszeit der Bundesrepublik sind allen 
auf Bundes- und Landesebene über 130 
Minister wegen persönlichen Versagens 
ausgewechselt worden. ln der Regel ist 
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bestätigt, bezogen auf die Energiezu­
wachsraten-Prognostik. Heute wissen 
wir aber: in Wirklichkeit wollten sie die 
Atomanlagen gar nicht wegen der von ih­
nen behaupteten Zuwachsraten, sondern 
sie haben die Zuwachsraten konstruiert, 
um das Atomprogramm begründen zu 
können. 

Oder wenn Ihr in den USAeine Broschüre 
machen würdet, zu dem Thema ,Die Wie­
deraufbereitungsanlagen in den USA ren­
tieren sich nicht'. Also, das wäre der ab-

,,Diese Fragen werden verwandelt in die­
die ganze bürgerliche Welt faszinierende 
- Fragestellung: Welche arme Sau ist da­
bei erwischt worden, sich bereichert zu 
haben? '' 



solute Lacher, weil die Regierung würde 
antworten: Wissen wir, deshalb wird sie 
auch von der us~Army betrieben, da 
kommt überhaupt keiner auf die Idee, so 
zu tun, als hätte das irgendwie einen zivi­
len Nutzen. 
Nur hier, weil es einen offiziellen Status 
dieses Staates gibt, den offiziellen Status 
eines nicht-atomwaffenbesitzenden Lan­
des, finden diese ganzen Klamotten statt: 
Daß die Herrschenden mal behaupten. 
Sie wollten den Strom verbilligen, mal ~ 
haupten, das diene der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und ein andermal, daß 
ein Schneller Brüter oder eine WAA sich 
volkswirtschaftlich rechnet. 

Gegner von Frieden, damit die Fronten 
schon mal klar sind. 

Dann wollen wir uns mal dieser komi­
schen Staatsdoktrin zuwenden. Über al­
les darf man diskutieren, alles ist unter 
Wiss. ansehaftlern nett umstritten. Aber 
zu sagen: Ich will den Atomwaffenver­
zicht ins Grundgesetz deswegen, weil ich 
anaylsieren kann, ihr baut daran politisch 
und praktisch, daß die Bundesrepublik 
Atommacht wird, das kommt unter den 
Hammer des verwerflichen Staatsan­
griffs. 
Was war die Aussage? Die Aussage war: 
Wir wollten das nie werden . Das ist ~ 

"Wenn Ihr in den USAeine Broschüre 
machen würdet, zu dem Thema ,Die Wie­
deraufbereitungsanlagen in den USA ren­
tieren sich nicht'. Also, das wäre der ab­
solute Lacher." 

Viele Menschen wissen beispielsweise: 
die Ostverträge waren umstritten, das 
kennt fast jeder, das weiß man einfach. 
Ganz viel weniger Menschen wissen, was 
für ein Remidemi hier los gemacht wurde 
gegen die Unterzeichnung des Atomwaf­
fensperrvertrages, der 1968 in seiner er­
sten Fassung international bekannt wur­
de. 1969 hat zum Beispiel die gesamte 
CDU/CSU-Fraktion im Bundestag den 
damals bekannt gewordenen Entwurf 
des Atomwaffensperrvertrags einhellig 
abgelehnt. Nicht etwa nur die Scharfma­
cher, nicht etwa nur, was einem so spon­
tan da einfällt, Strauß und Dregger. Nein, 
auch Stoltenberg, der damals als modern 
galt, und eben alle anderen auch, absolut 
die gesamte Fraktion hat sich dagegen 
gestemmt. 
Was damals für ein Klima gegen den 
Atomwaffensperrvertrag herrschte, ist 
weitgehend aus dem Bewußtsein der Be­
völkerung und vieler Atomkraftgegner 
verdrängt. Z.B. Strauß spricht davon, 
nach Studium des Atomwaffensperrver­
trages: ,.Das ist der Morgenthau-Pian im 

Woanders, wo die Staaten offiziell Atom­
mächte sind, kommt niemand auf diese 
verrückte Idee, irgend eine ökonomische, 
irgendeine wirtschaftspolitische Begrün­
dung für militärische Zwecksatzung zu 
konstruieren. Das ganze Expertengesip­
pel, die ganzen wissenschaftlichen Hea­
rings, die ganze freundliche Atmosphäre 
unter Par1amentariem, wo der eine das In­
stitut benötigt und der andere den Wis­
senschaftler wählt, hört sofort auf, das 
Ganze ,.da hatten Sie recht", ,.das muß 
ich eingestehen", hört sofort auf, wenn 
man etwas politisch macht, wofür Robert 
Jungk oft wie so ein Rufer in der Wüste 
steht, nämlich aufzufordern, das Atom­
programm nicht mehr nach seinen öko­
nomischen Nutzen und seinen Arbeits­
platzeffekten zu diskutieren, sondern laut 
und deutlich zu sagen, wofür diese Din­
ger überhaupt ursächlich und jenseits 
ökonomischen Nutzens betrieben wer­
den. 
Wiesoetwas dann praktisch läuft, können 
wir an einer Bundestagsdebatte sehen, 
die kürzlich lief. Genscher kommt zu Wort 
und meint: ,.Meine Damen und Herren, 
der Abgeordnete Ebermann von den Grü­
nen hat heute morgen Feststellungen ge­
troffen, die nicht unwidersprochen blei­
ben können. Er sprach von den Atom­
machtwünschen der Regierungspartei­
an, meine Damen und Herren, wir sind 
keine Atommacht, wir wollen es auch 
nicht sein." 
Halten wir diese beiden Feststellungen 
mal fest, nun kommt das, was Politik so 
doof macht: ,.Wer ständig von Frieden re­
det und durch unverantwortliche und in 
der Sache falsche und bewußt unwahre 
Erklärungen dieser Art unser Land ins 
Zwielicht bringt, Mißtrauen gegen unse­
ren Staat sät, der dient nicht dem Frieden, 
sondern unterminiert, das Vertrauen in 
unserem Land." Schöne Argumentations­
kette, gar nichts gesagt, aber erstmal 
schon einen Widerspruch aufgebaut: Ent­
weder man ist für den Frieden, dann hat 
man gefälligst Vertrauen in den Staat zu 
haben. Oder man unterminiert das Ver­
trauen in unseren Staat, dann ist man 

"Viele Menschen wissen beispielsweise: 
die Ostverträge waren umstritten, das 
kennt fast jeder, das weiß man einfach. 
Ganz viel weniger Menschen wissen, was 
für ein Remidemi hier los gemacht wurde 
gegen die Unterzeichnung des Atomwaf­
fensperrvertrages." 

merkenswert, basiert darauf, daß es den 
Herrschenden gelungen Ist, in unserer 
Bevölkerung so etwas wie einen Alltag­
konsens zu erstellen, der lautet: Dieser 
Staat hat ganz freiwillig darauf verzichtet, 
über A-Waffen zu verfügen. 
Die Fakten sind aber genau gegenteilig. 
Hingewiesen wird auf den berühmten, 
und in diesem Zusammenhang auch im­
mer bemühten Atomwaffenverzicht von 
1954, den die Bundesrepublik Deutsch­
land ausgesprochen hat, um - das war 
die Bedingung-in diewestlicheWett inte­
griert zu werden. Aber lediglich auf den 
Bau kompletter A-Waffen in der Bundes­
republik Deutschland wurde verzichtet. 
Überhaupt nicht unterbunden worden 
sind alle Forschungen über A-Waffen, 
überhaupt nicht unterbunden worden ist, 
daß die Bundesrepublik beteiligt sein 
kann an Bau, Konstruktion und For­
schung zum Zweck der Gewinnung oder 
Herstellung von A-Waffen im Ausland. 
Das nächste Argument heißt: Das kann 
doch gar nicht sein, wir sind doch Unter­
zeichner des Atomwaffensperrvertrages. 
Deswegen gab es vor einigen Monaten 
auch diese Aufregung, ob möglicherwei­
se waffenfähiges Material nach Ubyen 
und Pakistan geschmuggelt wurde, weil 
das gegen den Atomwaffensperrvertrag 
verstoßen wOrde. 
Das Ganze basiert darauf, daß in unserer 
Bevölkerung ausgelöscht wurde, wie 
massiv der Kampf gegen den Atomw~f­
fensperrvertrag war und welche Verände­
rung, welche Modifikation der Atomwaf­
fensperrvertrag erfahren hat, bis die Bun­
desregierung ihn unterzeichnet hat. 

Quadrat. Ich hoffe, daß die Bundesrepu­
blik nicht ihr eigenes Todesurteil unter­
schreibt." Der Präsident der Verbande der 
Deutschen Industrie und erklärt: .,Wenn 
der Vertrag nicht dramatisch geändert 
wird, lasse sich errechnen, wann West­
deutschland das Niveau eines Agrarstaa­
tes erreicht hat." 
ln solchen Zeiten, wo sich Reaktionäre 
oder konservative Politik gegen einen sol­
chen Vertrag stemmen, spielen natürlich 
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auch die großen Medien mit. Ich nehme 
einige Hauptüberschriften von Illustrier­
ten und Zeitschriften aus dieser Zeit. Die 
Quick macht auf mit .. Wir lassen uns 
nichts aufzwingen!". Die Neue Revue: 
.. Das Diktat der Atomgiganten". Die Bild­
zeitung: .. So sollen die Kleinen fertigge­
macht werden!" Berliner Morgenpost, 
ebenfalls Springer: .. Wir wollen kein Volk 
von Bettlern werden!" Also die totale Po-

Ratifizierung 74 gegen den Atomwaffen­
sperrvertrag gestimmt. 
Mehrheitsfähig war die Ratifizierung des 
Atomwaffensperrvertrages tatsächlich 
nur deswegen, weil zwischen seinen er­
sten Entwürfen und dem was schließlich 
beschlossen wurde, dreieinhalb Jahre 
lang der Inhalt dieses Vertrages ganz ge­
waltige Veränderungen erfahren hat. Der 
Atomwaffensperrvertrag bedeutet ja Ver­
zicht auf Erwerb von und Verfügungsge­
walt über Atomwaffen. 
1. ln allen Erstentwürfen des Vertrages, 
kann man lesen, gab es eine zeitliche Be­
fristung überhaupt nicht. Willi Brandt brü­
stet sich in mehreren Reden damit, daß 
es seinem Engagement zu verdanken ist, 
daß der Atomwaffensperrvertrag 1995 
ausläuft. Genau in dem Jahr also, wo die 
Wiederaufbereitungsanlage fertig wer­
den soll, eine zeitliche Befristung war ur­
sprünglich gar nicht vorgesehen. 
2. Der Atomwaffensperrvertrag erhielt ei­
nen Zusatz, der lautet: " • .. daß bei be­
gründeterVermutung veränderter Verhält­
nisse in der Welt der Atomwaffensperrver­
trag außer Kraft tritt." Also, jede Regie­
rung, die sagt, sie habe eine begründete 
Vermutung, daß sich die Verrhältnisse in 
der Wett geändert haben, kann auch vor­
zeitig davon zurücktreten. 
3. Auch atomare militärische Produktion 
- da gibt es eine Zusatznote - bleiben 
den Unterzeichnern des Vertrages er­
laubt, ausdrücklich erlaubt, solange sie 
sich unterhalb der vollständigen Fertig-

"Willi Brandt brü­
stet sich in mehreren Reden damit, daß 
es seinem Engagement zu verdanken ist, 
daß der Atomwaffensperrvertrag 1995 
ausläuft. ·Genau in dem Jahr also, wo die 
Wiederaufbereitungsanlage fertig wer­
den soll • ~ • '' 

wer, mit einem einzigen Zielgedanken: stellung von Sprengköpfen bewegt. Also, 
alles, was wir nachweisen können, die 
Verfüguhg über waffenfähiges Plutonium, 
all das, ist vertraglich gedeckt .. 
4. Was wohl der größte Erfolg dieser Leu­
te damals war und worunter wir heute zu 
leiden haben, ist: das Ausmaß der nicht 
vorhandenen Kontrollen bzw. die soge­
nannten Selbstkontrollen der Staaten der 
Atommafia, die dazu führen, daß man ab­
solut chancenlos ist. Schon bei so einfa­
chen Fragen, wie : Was lagert da in Hanau 
Oberhaupt?, müssen wir heute scheitern. 

weggewischt, ;,also na klar, können wir", 
wobei das Komische-ist. daß Hauff dieses 
das erstemal öffentlich bekannt gab, daß 
die Bundesrepublik aus dem StandAtom­
waffen bauen kann, als er genau 8 Mona­
te Minister war - also, es geht gar nicht 
darum können wir A-Waffen bauen, son­
dern können wir diese supermodernen, 
kriegsfähigen A-Waffen erforschen und 
bauen. Die Tendenz geht bereits bekannt­
lich zu dieser Miniaturisierung, um für den 
Krieg handhabbare, kleinere, punktge­
naue Waffen zu haben, um auch wirkl ich 
nur die zu töten, d ie man töten will, das 
sind dann zwar immer noch Millionen, 
aber nicht aus Versehen so flächendek­
kend, so in dieser Richtung geht die A­
Waffen-Forschung. Und das auch in der 
Bundesrepubllk, völlig in Übereinstim­
mung mit dem Atomwaffensperrvertrag. 
Was wir hierzulande als ,militärisch' ent­
hüllen, ist für andere Länder völlig selbst­
verständlich. Z.B. macht der US-amerika­
nische Geheimdienst jedes Jahr eine U­
ste mit Exportbeschränkungen für den 
amerikanischen Außenhandel. Dort wird 
jeweils gefragt: Wo kann wichtiges militä­
risches Gerät gebaut werden, wo darf al­
so nicht so ohne weiteres Militärisches 
hingeliefert werden? ln dieser Uste gibt 
es immer einen Abschnitt, welche Institu­
te, Firmen in der Bundesrepublik sind fä­
hig, Komponenten von oder sogar ganze 
A-Waffen zu bauen. ln der letzten Uste, 
die wir mühselig besorgen konnten, sind 
insgesamt 38 Institute aufgelistet, die 
nach US-amerikanischer Sicht vollkom­
men klar fähig sind, Komponenten oder 
ganz A-Waffen zu bauen. Dazu gehören 
die wichtigsten Forschungsinstitute, na­
türlich alles, was in Hanau steht, was in 
Karlsruhe steht, was hier gebaut werden 
soll. 

38 Einzelp~~n werden völlig normal, 
ganz unskandalös, aus Sicht der USA Ue­
ferbeschränkungen wegen militärischer 
Potenz ausgesetzt, ganz normal läuft das 
ab. Das wird auch überhaupt nicht als 
Enthüllung diskutiert, daß so eine Wieder­
aufbereitungsanlage in Wackersdorf 500 
Sprengköpfe waffenfähiges Plutonium 
pro Jahr abfallen würde. Nur hierzulande, 
wegen der verschleiernden Doktrin, muß 
man sich Oberhaupt die Mühe machen, 
diese Dinge zu enthüllen. 
Aber das wird sich vielleicht demnächst 
ändern. So behauptet die französische 
Regierung landauf landab, daß sie sich 
gut denken kann, in absehbarer Zeit eine 
gemeinsame europäische Atomstreit­
macht aufzubauen. Also, was wir noch 
hoffnungsfroh rückblickend benutzen 

Wir wollen international dagegen kämp­
fen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
in absehbarer Zeit nicht Ober Atomwaffen 
verfügen darf. Das war der Kernpunkt. 
Selbst 1974, fünf Jahre später, als der 
Atomwaffensperrvertrag ratifiziert wurde, 
also endOitig verabschiedet wurde, war 
sämtlich mit der Problematik befaßte Pro­
minenz der CDU/CSU, insgesamt 68 Ab­
geordnete im Bundestag, bereit, gegen 
den in der westlichen Welt bereits ratifi­
zierten Vertrag zu stimmen, etwas sehr 
Seltenes. Der jetzige Ministerpräsident 
Wallmann, ganz genauso wie Strauß, 
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzender D~­
ger, seine Stellvertreter Waigel, Mildener, 
Stücklen, der verantwortliche Politiker 
der CDU im Verteidigungsausschuß. 
Biehle, der Mann der BAD-Delegation in 
der Nordatlantischen Versammlung, Abe­
lein, die für dieses Feld zuständigen 
Staatsel<retäre, Pranger und Probst, der 
Vorsitzende der CDU-Arbeltsgruppe For­
schung Technologie, Lenzer, der vom In­
stitut für Forschung und Wissenschaft zu­
ständige EG-Kommissar Neige, also alle, 
die mit Verteidigungspolitik, Technik und 
Forschung zu tun hatten, haben bis zur 

11 Was wir hierzulande als ,militärisch' ent­
hüllen, ist für andere Länder völlig selbst­
verständlich." 
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Heute werden dann plötzlich solche Stu­
dien bekannt: Fraunhoferinstitut: Kern­
waffen und Kernwaffenwirkung - Analy­
sen, Daten, Trends, Ich habe hier eine mit­
gebracht: Möglichkeiten und Grenzen 
der Implosion und Kompression von 
Kernspaltungsmaterial". Eine eindeutige 
Studie, nicht etwa, ob wir A-Waffen bau­
en können, das hat der Hauff so banal 

konnten, den internationalen Druck ge­
gen das MLF-Projekt, schlägt jetzt um ln 
den Gedanken die Bundesrepublik ist ein 
so reicher Staat, die wäre fähig, ein gigan­
tisches, weit über die Dimension des blo­
ßen Zlllsammenzählens von Fore de Frap­
pe und britischen Atombomben hinaus­
gehendesAtomprogramm zu finanzieren. 
Die Umfrageergäbnisse in Frankreich ge-



hen dahin, daß Zweidrittel der französi­
schen Bevölkerung bereit wären, die Ver­
tagung über A-Waffen auch mit der BAD 
zu teilen. Das ist eine dramatische Verän­
derung und das Royalinstitut of Interna­
tional Affairs, also das halbamtliche 
Sprachrohr des britischen Außen- und 
Verteidigungsministeriums, verfaßt Texte 
mit bundesdeutschen Stellen zusam­
men, die in mittelfristiger Hinsicht das Ziel 
der geeinigten europäischen Atomstrei­
macht realistisch werden lassen. 
Das ist eine dramtische Veränderung ne­
ben den vielen technischen Details, nach 
denen hier das größte stand-by-Pro­
gramm der Welt, also die größte Bereit­
haltung von A-Waffenmöglichkeiten, auf­
gebaut wird. Und dann ist im Letzten 
Sommer etwas gelungen, von dem ich 
behaupte, auch dieser Saal hat minde­
stens bis zur Hälfte die Dramatik dessen, 
was da passiert ist, übersehen. 
Damals war die Endphase der Verhand­
lungen in Genf, wir alle waren politisch 
stückweise in der Hoffnung, stückweise 
elektrisiert, ob nun die Pershing und Crui­
se beseitigt werden. Es schien, daß sie er­
folgreich sein werden und dann kommt 
diese Intervention der Bundesregierung, 
des Kanzlers, und drei Wochen ist star1<e 
Aufregung um die Frage: Hält die Bundes­
regierung an der Pershing 1 a fest? Ist die 
Bundesregierung bereit, die Pershing 1 a 
ebenfalls zu verschrotten oder werden 
diese Raketen sogar modernisiert? Plötz­
lich scheint es so, als sei unser Bundes­
kanzler in einer ähnlichen Rolle gegen­
über den Genfer Verhandlungen wie die 
klassichen Atommächte Frankreich und 
Großbritannien. Erstmals, seit es die Bun­
desrepublik gibt, spricht ein Kanzler die­
ses Staates im Zusammenhang mit der 
Bundesrepublik von einem Drittwaffen­
staat 

Und kein Schwein protestiert dagegen, 
alle hoffen nur, daß letztendlich der Ver­
zicht auf die Pershing 1 a zum erfolgrei­
chen Abschluß in Genf führt. Die amerika­
nische Regierung macht sich die Sicht 
der Deutschen zu eigen und freut sich of­
fiziell mit, daß die deutsche Regierung auf 
die Modernisierung der Pershing 1a ver­
zichtet. 
Fassen wir diese Dinge zusammen: 
1. Die Bunde$republfk hat das größte 
sogenannte stand-by-Proramm der 
Wett. hat völlig ausgerelftes Material 
und aUe Komponennten für A-Waffen. 
2. Die Bundesreglerungen haben einen 
Kampf gegen den Atomwaffensperr­
vertrag geführt und alles darange­
setzt, daß er, wenn schon nicht zu ver­
hindern Ist, wenigstens unterhöhlt 
wird. 
3. Im französischen und gesamteuro­
päischen (westlichen) Ausland, wie 
auch in der Bundesrepubllk, wächst 
die Ambition, endlich auf absehbare 
Zelt eine atomare Streitmacht Europas 
zukriegen. 
4.1n der Pershing 1a-Debatte hatunser 
Land, dieser Staat, sich erstmals als 
Atomwaffenstaat bezeichnet und Im 
CDU-Langzeitprogramm steht es ganz 
unzweideutig Im Entwurf, daß die Am­
bition der europäischen Atomstreit­
macht von jeder Bundesregierung ver­
folgt wird. 

Dann ist das alles kein Hirngespinst, son­
dern die einzig rationale Erklärung Wak­
kersdorf, den Schnellen Brüter, Hanau, 
Karlsruhe und wie das alles heißt, es hat 
keine ökonomische Zwecksetzung, son­
dern eine rein militärische und dann trifft 
man wieder auf den Ausgangspunkt.: alle 
Politiker behaupten .,Wir sind kein Atom­
waffenstaat und wollen auch keiner wer­
den und haben das alles ganz freiwillig 
unterzeichnet." 
Das Komische ist, wenn das so wäre, daß 
wir kein Atomwaffenstaat sind und auch 
keiner werden wollen, dann könnte es 
doch keine Probleme geben, den Atom­
waffenverzicht, den Verzicht auf Allein­
und Mitverfügung über Atomwaffen 
durch die Bundesrepublik dauerhaft fest­
zuschreiben, dauerhaft zu ver1<ünden, 
besser noch, wie vorgeschlagen, ins 
Grundgesetz aufzunehmen. 
Aber kaum will man diese Sache dingfest 
machen, kaum argumentiert man, wenn 
Ihr niemals Atomwaffen haben wolltet 
und niemals darüber mitverfügen wolltet, 

obwohl wir euch das nicht glauben kön­
nen, weil Ihr die ganzen Dinger da baut, 
dann laßt uns das doch mal per Gesetz 
festschreiben. ln dem Moment wird die 
Feindschaft ganz klar, in dem Moment 
wird gesagt, das bindet die Bundesrepu­
blik in unzulässiger Weise, das schwächt 
den Atomwaffensperrvertrag, das ist eine 
Kampagne, die Mißtrauen sät, das ist ei­
ne Vorführung, die die Friedfertigkeit die­
ses Staates bezweifelt usw. 

Aber was bleibt, ist: dieser Staat versucht 
der gesamten Bevölkerung weiszuma­
ch~n. daß das ganze Atomprogramm mit 
militärischen Zwecken nichts zu tun hat. 
Sichjagegen zu richten, das ist die Idee 
der Kampagne .,Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz". Die sollen uns erklären, 
wieso sie alle so sprechen und diese Än­
derung trotzdem so vehement bekämp­
fen. Wir erhoffen uns davon, daß den Leu­
ten ein Stückweit die Augen darüber auf­
gehen, warum die ihr' Atomprogramm in 
Wirklichkeit betreiben. 

" ln dem Moment wird die 
Feindschaft ganz klar, in dem Moment 
wird gesagt, das bindet die Bundesrepu­
blik in unzulässiger Weise, das schwächt 
den Atomwaffensperrvertrag, das ist eine 
Kampagne, die Mißtrauen sät, das ist ei­
ne Vorführung, die die Friedfertigkeit die­
ses Staates bezweifelt usw. '' 
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Nun bin ich eigentlich einer, der über­
haupt keine Lust hat, eine politische For­
derung in den Kontext von Grundge­
setzänderung festzugießen. Ehrlich ge­
sagt bin ich der Meinung, im Grundgesetz 
stehen soviele schöne Sachen drin, die 
auch nicht eingehalten werden, daß man 
sich eigentlich im großen und Ganzen die 
Mühe ,.überhaupt nicht machen sollte, da 
noch ein weiteres Ideal hineinzuknallen. 
Es wäre schön, wenn schon mal das Mei­
ste, was da drinsteht, Wirklichkeit wäre. 
Ich finde es auch nicht besonders klug, 
wenn Parteifreunde von mir fordern "Um­
weltschutz ins Grundgesetz", weil ich be­
haupte, schon die Unterbindung einer 
einzigen Einleitung in die Nordsee würde 
der Natur und damit der menschlichli­
ehen Gesundheit mehr bringen als noch 
so phantastische Grundgesetzänderun­
gen. 
Ich selbst habe Angst, daß die aus meiner 
Sicht richtige Idee vom "Atomwaffenver­
zicht ins Grundgesetz" in die Hände einer 
Staatsrechtlerdebatte geraten könnte. Al­
so, wenn die einmal am Thema dran sind, 
kann man es meistens politisch beerdi­
gen. 
VIelmehr wünschen wir einer solchen 
Kampagne so viel politischen AufkiA­
rungaeffekt, daß wir vielleicht hoffen 
können, daß nach einem langen Pro­
ze8, nach vielen Kämpfen, vielen sol­
che Veranstaltungen wie hier, und gro­
Ben Demonstrationen vielleicht, die 
Reglerenden sich gezwungen sehen, 
nicht den Griff zur A-Bombe zu tun. 
Daß es uns gelingen kann, diesen Griff 
zu verhindern. Denn nur, wenn die ge­
samte Gesellschaft die Kraft hat, die 
miltilrischen Zwecke des Atompro­
gramms nicht zu wollen, kann diese 
Region hier die Kraft haben, die Wie­
deraufbereitungsanlage zu verhin­
dern. DeM aHeine aus dem Nachweis, 
aus dem sichertich wertvollen Nach­
weis, daß die baurechUichen Bedin­
gungen nicht erfüllt wurden, aus dem 
Nachweis, daß alle möglichen Gesetze 
umgangen wurden, aus dem richtigen 
Nachweis, wie gefährlich diese Wteder­
autbereitungsanlege wird, allein dar­
aus wird die Kraft wahrscheinlich nicht 
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entstehen können, dies Ding hier zu 
verhindern. 

Robert Jungk ist nicht da, deswegen zi­
tiere Ich ihn zum Schluß nochmal. Er sagt: 
"ln diesem Ucht gewinnt der zur Zeit in 
Bonn von den Grünen und einem Teil der 
SPD unterstützten Vorschlag, einen end­
gültigen deutschen Atomwaffenverzicht 
im Grundgesetz zu verankern, hohes In­
teresse. Auch bei Ablauf des Atomwaffen­
sperrvertrages könnte dann keine deut­
sche Regierung mehr im Versuchung 
kommen, die eigenen A-Waffenambitio­
nen wahrnehmen zu wollen." 

Und dann traut steh Robert Junkg, was 
Ich nicht wagen würde, er träumt ein 
biBchen, wie schnell das gehen könn­
te, also er schreibt "Meiner Ansicht 
nach wäre der bevorstehende 50ste 
Jahrestag des HtuerOberfalls auf Polen 
der geeignete und •cherllch vielbe­
achtete Anlaß für ein solches Gelöb­
nis", schön wir's. Aber wenn es zwei, 
drei Jahre dauert, dann wären wir im­
mer noch sehr froh, wenn die Bundes­
republik niemals Atomwaffenbesitz er­
langen würde. 

1 Denn nur, wenn die ge­
samte Gesellschaft die Kraft hat, die 
miltärischen Zwecke des Atompro­
gramms nicht zu wollen, kann diese 
Region hier die Kraft haben, die Wie­
deraufbereitungsanlage zu verhin­
dern~' 

.lürgen Si119amn 



-AUFRUF GEGEN DIE SELBSTBERUHIGUNG -
DENUKLEARISIEREN STATT MODERNISIEREN -

ATOMWAFFENVERZICHT 
INS GRUNDGESETZ ' • Wir wollen. daß alle neuen Möglichkeiten als Chancen genutzt werden. um Europa von dertödlichen 

Last der Atomwaffen zu befreien. Wir befürchten, daß aktuell diese Chancen zunichte gemacht 
werden. 
- durch die "Modemisierung" der in Europa stationierten US-Atomwaffen 
- durch die nukleare Aufrüstung in Frankreich und Großbritannien mit dem Ziel einer 

westeuropäischen Atomstreitmacht 
- durch die Verstrickungen von ziviler und militärischer Atomenergie, wie sie im Hanauer 

Atomskandal deuUich wurde. 

Nach wie vor ist der Druck der Öffentlichkeit unerläßlich zur Durchsatzung tatsächlicher Abrüstungs­
schritte. 
Wir fordern darüber hinaus die Abgeordneten des Bundestages auf, 
a) den vollständigen Verzicht der Bundesrepublik auf Atomwaffen im Grundgesetz festzuschreiben 
b) für eine atomwaffenfreie Bundesrepublik einzutreten und der Modernisierung der US-amerikani­
schen undwesteuropäischen Atomwaffen, sowie jeglicher Ersatzaufrüstung fürdie wegfallenden Mit­
telstreokenraketen eine eindeutige Absage zu erteilen. 

Denn: 

Die Bundesregierung will von einerdritten Null-Lösung 
nichts wissen und hat unter dem Stichwort "Moderni­
sierung" längst eine neue Aufrüstung ins Auge gefaßt. 
Das muß verhindert werden! Die Abschaffung aller 
Atomwaffen in Europa ist ein lebensnotwendiges und 
rasch anzustrebendes Ziel! Mit ausdrücklicher Zustim­
mung der BAD werden darüber hinaus die Atomwaf­
fenprogramme Frankreichs und Großbritanniens auf­
gebläht, um baldmöglichst die Cruise misslies und 
Pershing-2-Raketen zu ersetzen. Die westeuropäi­
schen Atomwaffenbestände ausbauen und moderni­
sieren: das ist fürwahrdie destruktivsie aller möglichen 
Antworten auf die Abrüstungsvorschläge der UdSSR. 
Besonders alarmieren uns Indizien, wonach die Bun­
desregierung mit dem Projekt einerwesteuropäischen 
Atommacht in erster Linie den Abstand zur eigenen 
Atomwaffe zu verringern sucht. Warum sonst werden 
im jüngsten außenpolitischen CDU-Programmentwurf 
Frankreich und Großbritannien aufgefordert, "ihr nu­
kleares Potential in eine gemeinsame europäische Si· 
cherheitsunion einzubringen", über deren Einsatz 
langfristig ein "EuropäischerVerteidigungsrat" zu ent­
scheiden habe? 
Immer wieder haben maßgebliche Kreise dieses l:an­
des klargemacht, daßsiesich ungeachtet derjüngeren 
deutschen Geschichte mit dem nicht-nuklearen Status 
der BAD nicht zufrieden geben wollen. Die Unionspar­
teien gehörten in den 60ern und 70ern zu den schärf­
sten Kritikern eines Beitritts zum Atomwaffensperrver­
trag. Die sozial-liberale Regierung unterschrieb ihn 
1969 unter dem Vorbehalt, daß er eine westeuropäi­
sche Atomstreitmacht nicht verhindem dürfe. Politiker 
wie F. J. Strauß und M. Wörner haben immer wieder 
betont, daß siediedeutsch-französische Militärkoope­
ration als Vorstufe einer solchen Atomstreitmacht be­
trachten. Besonders deutlich demonstrierte Helmut 
Kohl den Wunsch nach bundesdeutscher nuklearer 
Verfügungsgewalt, als er im letzten Jahr die Pershing 
1a-Raketen der Bundeswehr, deren Sprengköpfe 
amerikanisches Eigentum sind, als Dritt-Staaten-Sy­
steme bezeichnete, um sie aus den Genfer Abrü­
stungsverhandlungen auszuklammern. 

Dank ihrer angeblich 1riedlichen" Plutoniumanlagen 
ist heute die Bundesrepublik ein Atomwaffenstaat auf 
Abruf. Wer wollte beschwören, daß es keinen Zusam-

menhang gibt zwischen den bundesdeutschen Atom­
machtambitionen und dem Aufbau dieser Anlagen in 
Hanau, Kaikar und Wackersdorf? 
Im Zuge der Auseinandersetzung um die Pershing 2 
und Cruise misslies haben wir unseren Widerstand 
überwiegend auf die US-amerikanischen Atomwaffen 
konzeotriert. Nunmehr ist es höchste Zeit, auch der 
französischen und britischen Aufrüstung und jedem 
Versuch einer Umwidrnung des nichtnuklearen Status 
der BAD entgegenzutreten! 
Wir halten den Atomwaffensperrvertrag insoweit für 
richtig, als er von den Atommächten Abrüstungsschrit­
te fordert und den Nichtnuklearen jegliche Verfügungs­
gewalt untersagt. 
Das Instrumentarium dieses Vertrages reicht aber 
nicht aus, um die besonders in der deutsch-französi­
schen 'Waffenbrüderschaft" angelegten verhängnis­
vollen Entwicklungen zu stoppen. So wird durch den 
Sperrvertrag weder die bundesdeutsche Atomwaffen­
forschung, noch die Unterstützung der Atomwaffen­
programme Frankreichs, Englands oder der USA in 
irgendeiner Weise untersagt. Dieser Vertrag enthält 
eine Rücktrittsklausel und schließt die Möglichkeit 
einer westeuropäischen Atomstreitmacht nicht aus. 
Darüberhinaus weiß niemand, ob·der Atomwaffen­
sperrvertrag, der in sieben Jahren ausläuft, über 1995 
hinaus verlängert wird. 
Wir aber wollen, daß auf Dauer jegliche Formder BAD­
Beteiligung an Atomwaffen oder Atomwaffenprogram­
men unterbleibt! Deshalb treten wir dafür ein, den 
nichtnuklearen Status der Bundesrepublik in der Ver­
fassungsrang zu heben. 
Nach derfaschistischen Diktaturund zwei Weltkriegen 
ist der Verzicht auf das militärische Attribut einer 
Großmacht die notwendige und richtige Konsequenz 
aus der eigenen Geschichte. Unser Anliegen verlangt 
von Bundesregierung und Parlament im Sinne einer 
Überwindung jeglicher militärischer Konfrontation ein 
positives und einklagbares Signal. Im Falle einer 
Realisierung bedeutet der grundgesetzliche Atomwaf­
fenverzicht darüberhinaus eine erhebliche Stärkung 
der globalen nuklearen Nicht-Weiterverbreitungspoli­
tik. Wenn e~ stimmt, daß die BAD eine Atommacht 
weder ist noch werden will - was könnte es dann für 
einen Grund geben, die Forderung "Atomwaffenver­
zicht ins Grundgesetz!" zurückzuweisen? 
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Vom 22. bis zum 24. April tagte in 
Schwandorf die Vereinigung "Richter 
und Staatsanwälte für den Frieden", 
der ca. 1500 Juristen in de BRD ange­
hören. 3Tage lang diskutierten die Juri­
sten über die "Folgen der Atomwirt­
schaft für den inneren und äußeren 
Frieden". 
ln ihrer 17 Seiten langen Abschlußer­
klärung wenden sie sich gegen die ge­
sundheitliche Gefährdung durch Ato­
manlagen, gegen die Aushöhlung der 
Grundrechte, gegen die Ambitionen 
der BRD bzgl. eigener Atomwaffen, so­
wie gegen die unzureichenden Ver­
zichtserklärungen der BRD im Zusam­
menhang mit Atomwaffen (Atomwaf­
fensperrvertrag und Atomwaffenver­
zicht1954) 

Im folgenden dokumentieren wir Aus­
züge aus dieser "Schwandorfer Erklä­
rung" 

A. Atomwirtschaft und 
innerer Frieden 
1. Hemmungsloser Einsatz großtechni­
scher Einrichtungen schafft Unfrieden 
in allen Lebens- und Gesellschaftsbe­
reichen, Konflikte, die in einigen Fällen 
bürgerkriegsähnliche Formen ange­
nommen haben und den Rechtsstaat 
ins Wanken geraten lassen. 
Besonders deutlich ist dies bei der wirt­
schaftlichen Nutzung der Atomkraft ge­
worden. Wyhl, Brokdorf, Wackersdorf 
und Tschernobyl haben gezeigt, wie sehr 
der innere Frieden durch den Umgang mit 
dem Widerstand der Bevölkerung beein­
trächtigt wird. Ängste und der Wille zu 
überleben bestimmen unser Verhalten. 
Demgegenüber erweckt das staatliche 
Handeln weithin den Eindruck, daß auch 
heute noch die Bevölkerung, als die Be­
troffenen, als Störpotential gegenüber 
der Atomwirtschaft angesehen werden, 
weit weniger aber die Nutzung der Atom­
energie als Bedrohung für die Mensch­
heit. Derartige Tendenzen sind nicht un­
mittelbar an politische und wirtschaftli­
che Systeme gebunden. 

2. Der Atomtechnik und ihren Auswir­
kungen kann sich niemand entziehen, 
weil die von ihnen ausgehende Gefähr­
dung um Größenordnungen über jeder 
bisher dagewesenen liegt und weil sie 
für nahezu unabsehbare Zeit fortdau­
ert. 

Atomenergie ist weder unverzichtbar 
noch bietet sie wirtschaftlich relevante 
Vorteile gegenüber anderen Formen der 
Energiegewinnung. Der Widerstand in 
der Bevölkerung gegen den weiteren Aus­
bau der Atomwirtschaft und das Plädoyer 
für einen Ausstieg aus der Nutzung der 
Atomenergie sind daher berechtigt. ( ... ) 

Gesetzliche Regelungen wurden seit An­
beginn der wirtschaftlichen Nutzung der 
Atomenergie einseitig zugunsten der 
Atomwirtschaft ausgelegt. Deutlich wird 
dies z.B. an der Entscheidung des Bun­
desverfassungsgerichts vom 8. August 
1978. Das vorlegende OVG Münster hatte 
§ 7 AtomG als Genehmigungsgrundlage 
für den "Schnellen Brüter" in Kaikar für 
verfassungswidrig gehalten, weil poli­
tisch-technische Entscheidungen von 
solcher Tragweite nur vom Gesetzgeber 
getroffen werden dürften. Das BVerfG hat 
zwar den Vorbehalt des Gesetzes für den 
Einstieg in die Brütertechnolgie bestätigt, 
jedoch entschieden, daß § 7 AtomG. die­
sem Erfordernis genüge, weil der Gesetz­
geber bereits bei der Beratung des Atom­
gesetzes im Jahre 1959 die wesentliche 
Bedeutung der Brütertechnologie für die 
Reaktorenentwicklung erkannt habe. 
Darüber hinaus hat es aber Gesetzgeber, 
Verwaltung und Wirtschaft freigestellt, 
das nach deren Auffassung zweckmäßi­
ge zur Weiterentwicklung der Atomwirt­
schaft zu unternehmen, und die Risiken 
als sozialadäquate Lasten auf die Bevöl­
kerung abgewälzt. 
Bisher wurde praktisch ohne Ausnahme 
jeder Genehmigungsbescheid für eine 
kerntechnische Anlage von den Geneh­
migungsbehörden für vorläufig vollzieh­
bar erklärt. Der vorläufige Vollzug Wurde 
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von den Gerichten in nahezu allen Fällen 
bestätigt. Die Güterabwägung zwischen 
den Interessen der Kraftwerksbatreiber 
an einem sofortigen Baubeginn und de­
nen einer stetig wachsenden Zahl von 
Bürgern, die um ihre Sicherheit und Ge­
sundheit besorgt sind, ging unabhängig 
von den bestehenden Kraftwerkskapazi­
täten und den stets nach unten zu korri­
gierenden Energiebedarfszahlen immer 
zugunsten der Kraftwerksbatreiber aus. 
Ein wirksamer Rechtsschutz ist somit illu­
sorisch. 
Dadurch, daß Teilerrichtungsgenehmi­
gungen ausgenützt und damit schrittwei­
se vollendete Tatsachen aus Stahl und 
Beton mit Milliardenkosten geschaffen 
werden, geraten die Gerichte faktisch zu­
nehmend in Zugzwang. Eine andere lnter­
essenabwägung wird damit immer 
schwerer. 
Die Unterstützung des Gesetzgebers für 
die Atomwirtschaft hat sich auch im Straf­
recht niedergeschlagen. Der vorsätzli­
che, rechtswidrige Umgang mit radioakti­
vem Material oder Kernbrennstoffen, die 
Abgabe an Dritte, die Ein- und Ausfuhr, 
das vorsätzliche, rechtswidrige Betreiben 
oder Errichten von kerntechnischen Anla­
gen eröffnen einen Strafrahmen wie für 
einfachen Diebstahl oder Betrug. Dazu 
wurde eine komplizierte Verwaltungsak­
zessorietät in die Tatbestände aufgenom­
men, was selbst in Fällen mit evidentem 
Unrechtsgehalt Verurteilungen fast un­
möglich macht (vgl §§ 326 Abs. 2, 327 
Abs 1, 328 Abs. 1 StGB). 

Damit gerät Kriminalität auf Betreibar­
seite fast zum Kavaliersdelikt. Dage­
gen werden Straftaten im Zusammen­
hang mit dem Widerstand gegen kern­
technische Anlagen in die Nähe des 
Terrorismus gerückt. Durch die Auf­
nahme von§ 305 a StGB als Katalogtat 
für die Bildung einer kriminellen Ver­
einigung gemäß § 129 a Abs 1 Nr. 3 
StGB wir die Verabredung zu einer sol­
chen 18t zu einem Verbrechen mit ei­
nem Strafrahmen bis zu zehn Jahren. 
( ... ) 
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Empfindlich und verwundbar sind diese 
hochkomplexen Anlagen und Abläufe 
auch für Gefahren von "außerhalb". Diese 
rechtfertigen daher immanent betrachtet 
- eine wachsende Tendenz zum vorsorg­
lich überwachenden Tätigwerden der Si­
cherheitsbehörden. Dies wiederum zieht 
den Ausbau ihrer Kontroll- und Informa­
tionssysteme und dem verstärkten Ein­
satz nachrichtendienstlicher Mittel nach 
sich. Der "Gefahrenabwehr" wird zuneh­
mend die "Vorsorge zur Gefahrenabwehr" 
vorgeschaltet (vgl. inzwischen auch§ 7a 
des von der Innenministerkonferenz be­
schlossenen Musterentwurfs für ein ein­
heitliches Polizeigesetz). 

Die "Sicherheits"-Strategien gelten 
keineswegs nur den Gefahren der Sa­
botage oder terroristischer Anschlä­
ge: sie betreffen vielmehr vom Prinzip 
her alles, was das Funktionieren der 
komplexen großtechnischen "Organi­
sationsmaschine" gefährden könnte, 
nicht zuletzt die Bürgerinitiativen und 
auch eine der zentralen Errungen­
schaften der Arbeiterbewegung, das 
Streikrecht. Die Aufdeckung der Abhö­
räffära um den Vorsitzenden der (sei­
nerzeit streikenden) Fluglotsen, Kas­
sebohm, belegt dies ebenso wie die 
fast täglich bekanntwerdenden sicher­
heitsbehördlichen Aktionen: Das Ab­
hören von Telefonen, die Kontrolle des 
Briefverkehrs, die offene und versteck­
te Observierung mit Mikrofonen und 
Kameras, die Durchsuchung von Fahr­
zeugen und von Wohnungen bei "Ge­
fahr im Verzug", die Beschlagnahme 
von Flugblättern usw. sind zunehmend 
an der Tagesordnung. Neben der 
Sammlung von Daten über Umwelt· 
Schutzgruppen und Bürgerinitiativen 
wird die Einschleusung von Agenten 
als Informanten und mitunter auch als 
agents provocateurs eine immer grö· 
Bere Bedeutung erlangen. Die Vielzahl 
der auf diese Weise gewonnenen Da­
ten und Informationen überStörerund 
potentielle Störer rechtfertigt wieder­
um angesichts der wahrhaft gewalti­
gen Aufgabe der "Vorsorge zur Gefah­
renabwehr" den weiteren Ausbau von 
automatisiert Dateien und Datenver­
bundsystemen, die sich letztlich einer 
Kontrolle durch Datenschutzbeauf­
tragte, parlamentarische Gremien und 
Gerichte entziehen. 
Der Entscheidung für den weiteren 
Ausbau der Atom- und inbesondere 
der Plutoniumwirtschaft wohnt also 
der Zwang zur vollständigen Oberwa­
chung inne. "Die Gefahr des Polizei­
staats ist aller schutzbedürftigen mo­
dernen Technik eigen" (C.F. von Weiz­
säcker). Um wieviel mehr der Atom­
technik! 

Vor dieser Situation stünde auch bei einer 
eventuellen Überprüfung der Sicherheits­
maßnahmen das Bundesverfassungsge­
richt. Es hätte abzuwägen zwischen den 
Grundrechten des einzelnen und den so­
genannten Gemeinschaftswerten wie 
Volksgesundheit, Leben der Bürger, Sou­
veränität und Bestand des Staates. ln der 
bisherigen Rechtsprechung der BVerfG 
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hatten im Konfliktfall die Gemeinschafts­
werte im Rahmen der "Güterabwägung" 
immer Vorrang. Auch das Verhältnismä­
ßigkeitsprinzip schützt vor Eingriffen nur 
dann, wenn deren Notwendigkeit zum 
Schutz vorrangiger Rechtsgüter nicht 
nachgewiesen ist. Notwendige Siche­
rungsmaßnahmen sind aber auch geeig­
net, erforderlich und zumutbar. 
Der immer höhere Sicherungszwang, 
den der Weg in die Plutoniumwirt­
schaft mit sich bringt, führt deshalb 
mit Hilfe dieser Konfliktregelungsmu­
ster zwangsläufig zu einem prakti­
schen Grundrechtsschwund, ohne das 
das Grundgesetz geändert würde. 

7. Es gibt nur einen 
vertretbaren Weg: 
den Weg aus der 
Atomwirtschaft. 
Dazu fordern wir unter anderem: 
- Neue Atomkraftwerke und atomtechni­
sche Anlagen dürfen nicht mehr in Be­
trieb gehen. Bestehende Anlagen sind 
abzuschalten. Bereits das geltende 
Recht bietet hierfür vielfältige Möglichkei­
ten (Rücknahme und Widerruf der Be­
triebserlaubnis). 
- Das Atomgesetz ist durch ein Atom­
energieabwicklungsgesetz abzulösen. 
- Bestrahlte Brennelemente sind direkt 
endzulagern. 

8. Weil wir und Generationen nach uns 
mit den Folgen der Atomwirtschaft 
noch lange leben müssen, ist es unver­
zichtbar, dem Einzelnen ausreichen­
den Schutz zu gewähren: 
- nicht die Verlagerung lebenswichti­
ger Entscheidungen auf die Exekutive 
ist geboten, sondern die Demokratisie­
rung der Entscheidungsprozesse; 
- nicht die Einschränkung des Rechts­
weges ist geboten, sondern der Aus­
bau des individuellen und kollektiven 
Rechtsschutzes, z.B. durch Verband­
sklagerechte und Bürgerbegehren; 
- nicht die Ausweitung von Straftatbe­
ständen ist geboten, sondern die gei-

stige und politische Auseinanderset­
zung mit denen, die sich der Bedro­
hung durch die Atomenergie bewußt 
sind. 
Atomkraft ist eine Kraft, die auch das 
Recht bezwingen kann. Den Grund­
rechten droht ein radioaktiver Zerfall! 
( ... ) 

B. Atomwirtschaft und 
äußerer Frieden ( ••• ) 
Die nukleare Strategie der Bundesregie­
rung läuft darauf hinaus, sämtliche tech­
nischen und materiellen Voraussetzun­
gen für eine eigene Atomstreitmacht nach 
französischem Muster zu schaffen. Diese 
wäre zwar in die NATO politisch einge­
bunden, stellte aber eine Rückversiche­
rung gegenüber dem Ausfall der US-Nu­
kleargarantie und ein Druckmittel gegen­
über den Verbündeten dar, den nuklearen 
Schutz für die Bundesrepublik aufrecht­
zuerhalten. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland ist als 
hochentwickelter Industriestaat (wie zahl­
reiche andere Staaten auch) technisch in 
der Lage, Atomwaffen herzustellen. ln 
atomaren Anlagen, die in der Bundesre­
publik betrieben werden, ist atomwaffen­
fähiges Material vorhanden und wird fort­
laufend erzeugt. 
Seit 1971 ist in Karlsruhe eine Wiederauf­
arbeitungsanlage (WAK) in Betrieb, die 
bisher 170 t Kernbrennstoff bearbeitet 
hat. Bis heute sind ca. 1000 kg Plutonium 
abgetrennt worden. Mehrere hundert Ki­
logramm davon sind der Kategorie "wea­
pon grade" (Pu-239-Anteil bei minde­
stens 93%) zuzuordnen. Für eine "mittle­
re Kernwaffenproduktion" wäre diese Pi­
lot-Wiederaufarbeitungsanlage "völlig 
ausreichend". ( .•. ) 

6. Wir müssen uns den Weg in eine nu­
kleare Zukunft ebnen. Unser Land ist 
groß genug, den Ausstieg aus der 
Atomwirtschaft zu schaffen, und klein 
genug, kein machtpolitisches Vakuum 
aufzureißen. 
Der Verzicht auf jegliche militärische 
nukleare Option ist in der Verfassung 
zu verankern. 
Das Verbot der Weitergabe von Atom­
waffen ist, ergänzt um Weitergabever­
bote für atomwaffenfähige, sensitive 
Anlagen und für Plutonium, durch dau­
erhafte und effektive völkerrechtliche 
Obereinkommen zu sichern. 
Entsprechend dem Auftrag des Grund· 
gesetzes, dem Frieden in der Welt zu 
dienen (Präambel) und den Frieden zu 
wahren (Art. 21 Abs. 2,Art. 26Abs. 1) ist 
die Bundesrepublik Deutschland auf­
gefordert, sich mit allem Nachdruck 
für wirksame Abrüstungsschritte ein­
zusetzen. 

C. Mit der Mehrheit der Bevölkerung in 
der Bundesrepublik Deutschland wen­
den wir uns gegen die zivile und militä· 
rische Nutzung der Atomenergie. 
Wir Richter und Staatsanwälte fordern 
zwei Jahre nach Tschernobyl: 
Abrüsten, abschalten, aussteigen! 
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tung "Tour de Terror" 

Was viele erhofften, manche befürchteten und den meisten wohl 
völlig gleichgültig war, ist eingetreten: 

• --

>>Tour de Terrorcc 
VERBOTEN! 

\.. zu betrachten, das hieße, ebenfalls zu -~• 
1111 verbieten. So weit wollte man sich ..-..;:::=:;::. 
_ dann aberangesichtsder anwesenden ==~= 

Pressevertreterinnen nicht vorwagen . 
= Nachdem ein Großaufgebot der Polizei -...:::~ ... 
• das Schwabinger Bräu für die erwarte-
• ten 500 bis 1000 Besucher gesperrt P--~ 

---·~"""-..,..--.,.-==::.Joo hatte, untersagte der zuständige Ein- :.....,... ... 
I I -r satzleiter entgegen geltendem Recht --~jill 

_.,_.. _ _"-==--,;rour de Terror"- die für den 9. März im auch eine Spontandemonstration ge- w:==-==:::::= 
..... _-m..,...._=a Schwabinger Bräu angesetzte Veran- gendas Verbot und drohte, jegliche An-
I==II'IWI.....a.-...,.~ staltung des Anti-Atom-Plenums zum sammlung von potentiellen Demon- r:;a.......:;::: 

.,_~-.:===~ Thema Versammlungsfreiheit und Wi- stranten mit "unmittelbarem Zwang" -rc:::=:• 
::::::;=~:::r,.-~ derstandsperspektiven konnte nicht durch die anwesenden uniformierten lljjlllllllllllloc::::: 

stattfinden. Der Verwaltungsgerichts- und fast ebenso zahlreichen zivilen ..:.-..::71 
.a=:::~~-~-...- hof München bestätigte ca. drei Stun- Ordnungshüter abzuräumen. Als sich t;;::=:=~ 
-~ .... -...cl._, den vor Veranstaltungsbeginn das Ver- die Menschenansammlung nicht so-
--.--'""""..- bot des Kreisverwaltungsreferats vom fort entfernte, drängt das Gauweileri- c=.--;;:-
-...c=v----.; Vortag das auch jede Form von Ersatz- sehen Unterstützungskommando sie 
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.,Tour de Terror" -die Staats-Gewalt hat an 
diesem Mittwochabend zweifelsfrei ge­
zeigt, wie sie das - zugegebenermaßen 
doppeldeutige - Veranstaltungsmotto 
versteht. Doch - was reizte den bayeri­
schen Löwen, was war das Ziel der .,Tour 
de Terror"! Wollte sie den Angriff auf Mei­
nungs- und Versammlungsfreiheit dar­
stellen- sozusagen am lebenden Objekt! 
Wollte sie die Terroristenhatz, das Mörder­
gefühl ad absurdum führen, dem kritische 
und couragierte Menschen ausgesetzt 
sind I Wollte sie gar-wie das Kreisverwal­
tungsreferat wähnte- hemmungslos und 
mit wachsender Begeisterung zu strafba­
ren Handlungen aufrufen und Graultaten 
billigen, wie z.B. Sachbeschädigung, 
Werfen von Steinen und Molotowcock­
tail, Herbeiführung und Sprengstoffan­
schlägen, Totschlag und gar Mord? 
Verschiedene politisch aktive Gruppen, 
Künstler und Schriftsteller wollten sich -
auf Einladung des Anti-Atom-Plenums -
mit dem gerade in Bayern verstärktem 
Angriff auf elementare Grundrechte wie 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
auseinandersetzen, die Situation radika­
ler, politischer Opposition beleuchten 
und Möglichkeiten und Perspektiven von 
Protest und Widerstand thematisieren: 
• Erich Fried - einst vor den Nazis ge­

flüchteter Schriftsteller, der letztes Jahr 
den Georg-Büchner-Preis für seine en­
gagierte Lyrik und Prosa erhielt 

• Ralner lhtmpert - ehemaliger Bun­
desvorstandssprecher und Exponent 
des linken Flügels der Grünen 

• Freiraum - anarchistische Zeitschrift 
aus München, die seit Jahren von Kri­
minalisierungsversuchen betroffen ist 

• Lupus-autonome Gruppe aus Frank­
furt, die durch ihre fundierte und selbst­
kritische Auseinandersetzung mit auto­
nomer und militanter Politik wichtige 
Denkanstöße gibt 

• Anti-Atom-Plenum - breites Münch­
ner Bündnis für die sofortige Stiltagung 
aller Atomanlagen 

Unterstützt durch kulturelle Beiträge von 
Walter Moßmann, den Guglhupa und den 
Los Bequerellos sollten diese Redebei­
träge die politische Vielfalt der engagier­
ten radikalen Unken zum Ausdruck brin­
gen. 

Als Vorwand für das Verbot diente dem 
Kreisverwaltungsreferat die Teilnahme 
des Anti-Atom-Plenums und von Lupus. 
Zum einen war es ein angebliches The­
senpapier des Anti-Atom-Plenums zur 
" internen Militanzdebatte", das jedoch 
nie im Plenum diskutiert geschweige 
denn in irgendeiner Form beschlossen 
wurde, zum anderen ein bis dato unbean­
standet veröffentlichter Artikel (u.a. in 
»Konkret«) der Gruppe " Lupus" zum 
" Stand autonomer Bewegung- Langlauf 
oder Abfahrt im Sturz". Daraus schloß 
das Kreisverwaltungsreferat meeser­
scharf, daß .,der Veranstalter und sein An­
hang zu strafbaren Handlungen auffor­
dern und derartige Äußerungen billigen 
würde". DieAussagen in diesen Papieren 
" dienen dazu, militante Perspektiven zu 
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entwickeln und zu verbreiten". Das gera­
de Papiere als Verbotsbegründung her­
halten mußten, in denen der Milltanzbe­
griff kritisch hinterfragt und Widerstands­
formen selbstkritisch diskutiert wurden, 
macht deutlich, wie hier eine Gesin­
nungsjustiz praktiziert wird, die nicht 
mehr konkrete Straftaten zu verfolgen 
vorgibt, sondern sich gegen bestimmte 
politische Meinungen richtet, ja sogar ge­
gen die Diskussion darüber. 

Versammlungsverbot 
-Alles Alltag? 
Waren vor einigen Jahren noch Sympathi­
santen von RAF und "Revolutionären Zel­
len" Zielschiebe vom Kriminalisierungs­
und Verbotsmaßnahmen, so folgten spä­
ter Autonome und Militante, denen plan­
mäßig die Möglichkeit zur öffentlichen Ar­
tikulierung genommen werden sollte. 
Spätestens mit dem Verbot der Bundes­
konferenzen (BuKo) der Anti-AKW-Bewe­
gung Im letzten Winter in Regensburg und 

Nürnberg gerät riun auch die gesamte An­
ti-AKW-Bewegung zunehmend in die 
Schußlinie. " Bayern, das Mittelamerika 
des freiesten Staates, den es je auf deut­
schem Boden gab», merkt «Lupus"in der 
nicht gehaltenen Rede ironisch an und er­
gänzt, sie "hätten fast einen Friedensplan 
für diese von Unfrieden und staatlicher 
Gewalt erschütterte Region mitgebracht. 
Schließlich beinhaltet der Friedensplan 
für Mittelamerika bemerkenswerte lnhal-

Wolfgang Cast 

te und Forderung, die für bayerischeoder 
sagen wir deutsche Verhältnisse gerade­
zu revolutionär klingen müssen: Ver­
sammlungsfreiheit, Pressefreiheit, Rede­
freiheit, Amnestie für alle politischen Ge­
fangenen, soziale Gerechtigkeit, Entmili­
tarisierung der gesamten Region und ein 
Ende des nichterklärten Kriegszu­
stands. " Doch bleiben die Frankfurter 
realistisch: " ... vergeßt dieses Gedan­
kenspiel, wahrscheinlich Ist bereits dieser 
Vergleich strafbar. " • 
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Der staatliche Angriff auf die politische, 
kulturelle und soziale Substanz aller 
Gruppen, die die Grenzen staatlich zuge­
standener und damit harmloser Opposi­
tion überschritten und den Schritt von 
Protest undWiderstand vollzogen haben, 
erfolgt zur Zeit in geradezu demonstrati­
ver Stille, mit geradezu tödlichem 
Schweigen ... Tour de lärror"- das sollte 
ein Versuch sein, diese staatlich verord­
nete Stille zu durchbrechen, die faktische 
Zerschlagung der Versammlungsfreiheit 
öffentlich zu machen und gerade die ln­
halte, Ideen und Handlungsansätze dis­
kutieren, die immer wieder zensiert, ver­
boten, unter Repression und dreisten Lü­
gen verschüttet, unkenntlich gemacht 
werden. Wir mußten damit rechnen, daß 
das Kreisverwaltungsreferat versuchen 
würde, die Veranstaltung zu verbieten, 
was in München ja schon Tradition hat. 
Um eine Inhaltlich so brisante Veranstal­
tung gegen ein endgültiges Verbot abzu­
sichern, scheint es erstmal nur die Mög­
lichkeit zu geben. Sie - wie bei der Bun­
deskonferenz (BuKo) der Anti-AKW-Be­
wegung - mit einem breiten Bündnis aus 
verschiedensten gesellschaftlichen 
Gruppen abzusichern. Diese Gruppen 
solidarisieren sich bereits im Vorfeld öf­
fentlich mit der geplanten Veranstaltung. 
Damit wird der politische Druck so stark, 
daß die Veranstaltung nur unter großem 
politischem Gesichtsverlust zu verhin­
dern wäre. Doch hat dieser Ansatz auch 
zwei entscheidende Nachteile: Zum ei­
nen bedarf ein breites Bündnis - voraus­
gesetzt die Veranstaltung will eine klare 
inhaltliche Ausrichtung haben - erfah­
rungsgemäß eine immense Vorberei­
tungszeit, um notwendige Diskussionen 
zu führen, sich über politische Unter­
schiede hinweg zu verständigen und um 
Kompromisse zu schließen, die nicht in 
banaler Beliebigkelt versacken. Zum an­
deren verlieren politische Auseinander­
setzungen an Kontur, da nur Kompromis­
se und nicht Konflikte nach außen getra­
gen werden und so die Versammlungs­
freiheit immer nur für gewisse Gruppen­
konstellationen und nicht für die Gruppen 
selbst gelten. So schränkt der Zwang 
zum breiten Bündnis, um die Versamm­
lungsfreiheit zu sichern, diese bereits ein. 
Unsere Zielsetzung mußte also sein: Zum 
einen es jeder Gruppe wieder zu ermögli­
chen, IhreVeranstaltungen mit ihren Inhal­
ten zu machen. FürVersammlungsfreiheit 
einzutreten müßte also heißen, die Durch­
satzung von Veranstaltungen anderer 
Gruppen als eigenes Interesse begreifen, 
solidarisch für deren Rechte einzutreten, 
auch wenn wir die dort vertretenen Inhal­
te nicht unbedingt teilen. Zum anderen 
war das Ziel, die herrschende Verbotspra­
xis aus dem Schatten der ötfentlichen 
Diskussion zu holen, den Angriff auf ele­
mentare Grundrechte aufzuzeigen, um ei­
nen politischen Druck zu erzeugen, der 
allen politischen Gruppen ein Stück 
Handlungsfreiheit zurückgewinnt 
Um diese Ziele zu erreichen, erschien es 
uns notwendig, daß nur das Anti-Atom­
Plenum als Veranstalter auftreten sollte 
und gleichzeitig verschiedenste Gruppen 
um politische Unterstützung für den Fall 
eines Verbots angegangen werden soll-

ten, um den notwendigen öffentlichen 
Druck zu erzeugen. Aus der anderen Sei­
te war es klar, daß wir selbst eine optimale 
juristische Vorbereitung und flankierend 
eine nahezu professionelle Pressearbeit 
zu gewährleisten hatten. Zugegebener­
maßen ein hoher Anspruch- zu hoch? 

----------~~~~.,~.w~--------------

Sie verbieten uns, uns zu 
versammeln, um darOber 
zu diskutieren, warum sie 
uns Immer wieder 
verbieten, uns zu 
versammeln. 
Mit einem endgültigem Verbot rechnete 
niemand. Daß gerade eine Veranstaltung 
zum Thema Versammlungsfreiheit verbo­
ten wurde, zeigt die Dreistigkeit der Ord­
nungshüter, mit der sie jeden Versuch, 
sich öffentlich dem Abbau freiheitlicher 
Grundrechte entgegen zustellen, im Keim 
ersticken wollen. Natürlich haben wir 
auch Fehler in der Vorbereitung gemacht. 
Wir haben unterschätzt, wie gut sich das 
Kreisverwaltungsreferat vorbereitet hat­
te. Wir haben unterschätzt, wie wenig wir 
in der Lage waren, verschiedenste Grup­
pen zu einer wirkungsvollen Solidarisie­
rung zu motivieren und wie wenig diese 
teilweise dazu in der Lage waren. Wir ha-

ben unterschätzt, in wie geringem Maße 
wir letztlich die juristische Absicherung 
der ,;rour de Terror" gewährleisten konn­
ten. Doch gehen wir inzwischen davon 
aus, daß auch ohne unsere Fehler die Ver­
anstaltung in dieser Form nicht durchzu­
setzen gewesen wäre. Dennoch- wir ha­
ben es versäumt, den politischen Preis für 
ein Verbot so hoch zu schrauben, wie es 
möglich gewesen wäre. 
Trotzdem - schwerwiegender als indivi­
duelle Fehler ist die Tatsache, daß wir den 
Kern unseres Konzeptes, das Bewußt­
sein der Notwendigkeit einer aktiven Soli­
darität für die Rechte ander~. nicht ver­
mitteln konnten. Die Lethargie fast aller 
angesprochenen Gruppen, als es darum 
ging, solidarisch gegen diesen Versuch, 
Versammlungsfreiheit zu zerschlagen, Öf­
fentlichkeit zu schaffen, war wohl die ei­
gentliche Niederlage am 9. März. 

"Zwischen Resignation 
und Beliebigkelt schwelgt 
sich die ,Scene' zu Tode" 
Auch wenn wir unser Konzept immer 
noch für einen richtigen und notwendigen 
Ansatz halten, müssen wir uns fragen, 
warum dieser Ansatz nicht vermittelbar 
war. Es hat wohl eine wichtige Vorausset­
zung gefehlt: Zu groß sind die Kluften zwi­
schen den verschiedenen politischen 
Gruppen, zu klein die gemeinsame Erfah­
rung an Zusammenarbeit, zu gering das 
Zusammel')gehörlgkeitsgefühl, daß Vor­
aussetzung für die Entwicklung von Soli­
darität und einer gemeinsamen politi­
schen Praxis wäre. 
Diese Verhältnisse Innerhalb der MOnch­
ner ,.Bewegungen" kommen nicht von un­
gefähr. Ein Versuch, dieses Verhältnis zu 
thematisieren und ihre Bedeutung für 
Struktur und Dynamik dieser ,.Scene" zu 
erfassen, wollte der Redebeitrag des An­
ti-Atom-Plenums bei der »Tour de Terror« 
sein: 
" ... Nun sollte man annehmen, daß sich 
in München, wo sich ein Industriezentrum 
von internationalem Range bildet, auch 
Gewerkschaften, linke, politisch tätige 
Gruppen und auch allgemein gesehen 
Widerstand gegen die rücksichtslose, 
über Armut, Ausbeutung und .. freiwilliger" 
Selbstausbeutung gehenden Wirl- __,. 
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* SChaftspolitik herausbildet. Leider ist das 
Gegenteil der Fall. Ein Standortkriterium 
war die politische Ruhe vor Ort, und ist 
die High-Tech-Industrie einmal da, produ­
ziert sie den Jyp Mensch, der die Ruhe 
nicht stört. Mit einem solchen Zirkel­
schluß läßt sich auch die Linie der Münch­
ner Polizei erklären: Das konservative Kli­
ma in Bayern begünstigt eine harte Linie 
und die Ansiedlung sicherheitsempfindli­
cher Technologien, und diese wiederum 
benötigen eine noch härtere Polizeigang­
art. 
Münchner Polizeistrategen und Politiker 
kamen dabei in den Genuß des Vorteils, 
sehr früh lernen zu dürfen: Nach den 
Schwabinger Krawallen 1962 wurde auch 
von Selten der liberalen Öffentlichkeit Kri­
tik an den Polizeieinsätzen und " unschul­
dig" Verprügelten laut. Der damalige Poli­
zeipräsident Manfred Schreiber und OB 
Hans Jochen Vogel erfanden danach die 
sogenannte "Münchner Linie". Schreiber 
und Vogel hatten richtig erkannt, daß poli­
zeiliches Einschreiten gegen große 
Menschmengen immer das Treffen von 
Unbeteiligten nach sich zieht und im zen­
tralen Blickfeld der Öffentlichkeit steht. 
Eine zumindest kurzfristige Solidarisie­
rung, wie wir sie auch in Wackersdorf er­
lebten, ist die Folge. Seit 1962 nun erfolgt 
die Kriminalisierung einzelner und kleiner 
Gruppen, Maßnahmen im Vorfeld wie Zei­
tungs- und Veranstattungsverbote. Auch 
ohne Straftaten zu begehen sollen wir da­
mit rechnen, jederzeit unter irgendeinem 
Vorwand, auch bei legalen Aktionen wie 
Spontandemonstrationen, festgenom­
men werden zu können, wenn wir einer 
bestimmten politischen Richtung zuge­
ordnet werden. 
Die Münchner Linie beschränkt sich aber 
nicht nur auf polizeiliche Vorfeldmaßnah­
men, sondern erstreckt sich auf alles, 
was Ansätze zur Subkultur bietet und 
langfristig Nährboden für eine politische 
Tätigkeit sein könnte. Dabei ist es miWer­
weile ein faßt perfektes Zusammenspiel 
zwischen den verschiedenen Institutio­
nen entwickelt worden: der Polizei, dem 
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Kreisverwaltungsreferat, der Presse, z.B. 
mit dem berühmt- berOchtigten SZ-Poli­
zeireporter Johann Freudenreich, dem 
MWbis hin zu Feuerpolizei, die beispiels­
weise dazu beitragen sollte, das Anti­
WAA-Fest am 2.10.1987 zu verbieten oder 
dem Infoladen d ie Nutzung seines Rau­
mes ... 

Beispiele für dieses Zusammenspiel bie­
tet nun auch die ,;Tour de Terror": Schon 
im Vorfeld der Veranstaltung versuchte 
das Kreisverwaltungsreferat den Wirt des 
Schwabinger Bräus zu einer Vertragskün­
digung zu bewegen. Das reichte von ge­
zielten Falschinformationen - es würden 
.,lauter verurteilte Strommastensäger" 
sprechen - bis hin zu Drohung mit dem 
Ausländergesetz der Wirt ist Italiener. Daß 
das Kreisverwaltungsreferat versamm­
lungsrechtliche Entscheidungen mög­
lichst lange hinauszögert - der Verbots­
bescheid für ,;Tour de Terror" kam 24 Stun­
den vor Veranstaltungsbeginn - um die 
Möglichkeiten eines qualifizierten 
Rechtsschutzes gegen ein Verbot zumin­
dest zu erschweren, ist gängige Praxis. 
Die Presse gab nach dem Verbot fast uni­
sono die Meinung des Kreisverwaltungs­
referates und der Polizei wieder, was ver­
muten läßt, daß interessierte Journalistln­
nen, die die von uns zur Verfügung ge­
stellten Informationen verwerten wollten, 
keine Gelegenheit dazu bekamen, ihre 
Recherchen zu veröffentlichen. 
Doch ob diese .,Münchner Unie" , die es 
bislang geschafft hat, jede gemeinsame 
politische Auseinandersetzung, jede Ent­
wicklung von politischen Strukturen und 
eigener Kultur zu verhindern oder notfalls 
zu zerschlagen, auf Dauer erfolgreich 
sein wird, liegt an uns. Solange nicht 
mehr Menschen und Gruppen begreifen, 
daß nur wirkliche Solidarität hier etwas 
entgegensetzen kann, werden manche 
Themen nicht mehr öffentlich zu machen 
sein, wird langsam aber sicher jede From 
von Gesellschaftskritik an den Rand ge­
drängt werden. Der Konsens der Ausbeu­
ter, Umweltzerstörer und Kriegsbatreiber 
mit dem Großteil der Gesellschaft bleibt 
durch keinen Mißton getrübt. 
Bei aller Ratlosigkeit, die das Verbot 
der "Tour de Terror" und das vorläufige 
Scheltern unseres Konzeptes bei uns 
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hinterlassen hat, sind wir uns Ober eins 
im Klaren: Wir dürfen diese lbur de Ter­
ror von Ignoranten Bürokraten, reak­
tionären Ordnungspolitikern und para­
militärischen Polizeieinhelten, der jede 
krttische, nicht auf platten Legalismus 
ausgerichtete Opposition ausgesetzt 
Ist, nicht länger hinnehmen! 

"Wenn wir nicht 
sagen k6nnen, was wir 
denken, wie k6nnen 
wir dann wissen 
was wir wollen und 
erkennen- was tun?'' 
Bleiben wir dabei, daß wir die Diskus­
sion um die Perspektiven von Protest 
und Widerstand gemeinsam führen 
müssen, auch wenn die Schere im 
Kopf mit jedem Schritt der Repression 
gröBer zu werden droht. Denn die Ent­
wicklung radikaler Ideen und Hand­
lungsansätze Ist Voraussetzung für die 
Veränderbarkeit jeder Gesellschaft. 
Sie benötigt den Gebrauch des er­
kämpften Rechts auf Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit. Sie benötigt 
Diskussionen, auch öffentliche, die ra­
dikal und ehrtich sein müssen. Sie be­
nötigt den Protest und den entschlos­
senen Widerstand von Menschen, die 
zur Sicherung unserer Lebensgrundla­
gen und für die Utopie einer freien 
selbstbestimmten Gesetlschaft bereit 
sind. Deshalb müssen wir solidartsch 
dafür eintreten, daß die Freiheit der Ver­
sammlung nicht vom Staat zugestan­
den wird, sondern selbstverständlich 
ist. "Freiheit ist immer noch die Freiheit 
des Andersdenkenden" - ein Satz der 
gerade in der letzten Zeit sehr oft ver­
gewaltigt und pervertiert worden ist, 
der aber trotzdem für uns nicht an Be­
deutung vertieren darf. 
Eine Dokumentation zu ,;Tour de Terror" 
mit den ungehaltenen Reden, Verbotsbe­
gründungen, verschiedenen Stellungnah­
men wird demnächst erhältlich sein im 
Anti-Atom-Büro, Holzstr. 2, 8 München 5, 
Tel. 089/ 260 85 so. 
Das ,;Tour de Terror" -Verbot hat uns einen 
riesigen Schuldenberg hinterlassen: Wir 
sind flUf Spenden an das Anti-Atom-Büro 
angewiesen. Unser Konto: Rebecca Lut­
her, PGA München, Kto.Nr. 4466 60-809, 
BLZ 700 100 80. 
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Radi-ProzeB: ..._l __ 

Bayerns Gesinnungsjustiz Grenzen gesetzt 
Allen Krimlnallsierungsbemühungen 
der bayerlachen Staatsregierung zum 
Trotz muß die Nürnberger Staatsan­
waltschaft Millimeter um Millimeter 
von ihrer ursprünglichen Aklagekon­
struktion zurückweichen. ln der Beru­
fungsverhandlung vor dem Landge­
richt über Radi-aktiv Nr.6 und 7 (Ankla­
gepunkte: Auff. zu Brandstiftung u. 
Sachbesch.; Auff. zum Geheimnisver­
rat; Verunglimpfung d. Staates vgl. da­
zu Radi-aktiv Nr. 16) sprachen die Rich­
ter in zwei der drei Anklagepunkte frei. 
Bitterer Beigeschmack zum Erfolg: Im 
3. Anklagepunkt (Geheimnisverrat) 
wurde die Redakteurin zu einer Geld­
strafe von 2000.- DM verurteilt. 

Zeugenstuhlwarbese~ 
Nach nur 2 Stunden am ersten Verhand­
lungstag rieben sich der/die verdutzten 
Prozeßbeobachterlnnen die noch müden 
Augen. Nach unzähligen Versuchen in der 
ersten Instanz irgendeinen Zeugen zu 
den Ereignissen rund um die WAA zu ver­
nehmen, lud Richter Jungkunz Prof. A. 
Weiß (MdL Die Grünen) als Sachverstän­
digen zur WAA. Staatsanwalt Breitinger 
mußte in diesem Zusammenhang einge­
stehen sich bisher noch nie mit der Tech­
nik der Wiederaufbereitung beschäftigt 
zu haben. 
Der Sachverständige zeigte dann sehr 
eindrucksvoll, die mit einer WAA-verbun­
denen Risiken und Gesundheitsgefähr­
dungen auf. ln der USA, so A. Weiß, wäre 
die Wackersdorfer Anlage nicht genehmi­
gungsfähig. 
Auch die Gutachten der DWK wurden ei­
ner kritischen Beurteilung unterzogen. 
Dort wird mit falschen Eckdaten gearbei­
tet um zu verharmlosenden Ergebnissen 
über radioaktive Ernmissionen zu kom­
men. 
Nachdem RA Maeffert zu Beginn des 2. 
Verhandlungstages in einer Erklärung 
zum am vorhergehenden Tag stattgefun­
denen Augzeugabsturz bei Ohu Stellung 
nahm und aufzeigte, daß mansch nur 
haarscharf an einem Supergau vorbeig­
schlittert sei, konnte sich niemand mehr 
im Gerichtssaal eine Verurteilung wegen 
Verunglimpfung vorstellen. 
Richter Jungkunz äußerte sich dann auch 
schon vor Prozeßende dahingehend, daß 
er besagtes Titelbild für eine zulässige 
Kritik (vgl. Dokumentation) im Rahmen 
der Meinungs- und Pressefreiheit halte. 

Skandalöse Bewels­
fOhrung von Breitinger 
Im Hauptanklagepunkt .,Aufforderung zu 
Brandstiftung und Sachbeschädigun­
gen" wurde die Beispiellosigkeit der 
staatsanwaltliehen Beweisführung aufs 
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neue deutlich. Nachdem es ihm in der er­
sten Instanz nicht gelang irgendwie seine 
Anklagekonstruktion zwischen ,.Schwar­
zer Liste", TAZ-Artikel und dokumentier­
tes Bekennerschreiben zu untermauern, 
suchte er in einer Ausgabe des .,Münch­
ner Freiraum" Zuflucht. Dort wäre die 
Schwarze Liste der Radi-aktiv abge­
druckt. Dadurch liegt es auf der Hand, 
daß die Schwarze Liste zu Brandstiftung 
und Sachbeschädigungen auffordern 
soll. 
Nach ewig langem monotonen Vorlesen 
von bestimmten .,Freiraum"-Seiten, was 
nur den Beweis zutage förderte, daß be­
sagte Seiten im .,Freiraum" abgedruckt 
sind, landete das staatsanwaltliehe Ma­
növer in einer Sackgasse. 
Breitinger mußte zugeben, daß er nichts 
über .,Freiraum" weiß, daß er nicht sagen 
kann, wer den ,.Freiraum" herausgebe 
und was Radi-aktiv damit zu tun haben 
soll. Ihm wäre die ganze Geschichte von 
höheren Stellen zugeschoben worden. 
Im 3. Anklagepunkt ließ sich dann das 
Landgericht auf keine Argumente von un­
serer Seite mehr ein. Unser Verweis auf 
den Transnuklearskandal, der wiederein­
mal gezeigt habe wie wichtig eine Weiter-

gabe von best. Informationen für die Öf­
fentlichkeit sein kann, fruchteten nichts. 
Hier obsiegte dann die Staatsräson und 
Radi-aktiv erhielt eine Geldstrafe von 40 
Tagessätzen a 50.- DM. 
Die Süddeutsche Zeitung schlagzeilte 
,.Gericht rehabilitiert Radi-aktiv" (SZ 
6.4.88) RA Maeffert sah einen erweiterten 
Spielraum der mit den Urteil für Zeitun­
gen aus der Szene wiederhergestellt sei 
(TAZ 2.4.88). Diese positiven Einschät­
zungen treffen m.E. den Kern. 
Aus den ersten beiden Prozeßrunden ge­
hen wir als klarer Punktsieger hervor. Die 
Hauptanklage - Schwarze Liste/Gelbe 
Seite - ist beidemale in sich zusammen­
gebrochen. Der Freispruch für den Ankla­
gepunkt .,Verunglimpfung" erschütterte 
die Position der bayerischen Strafverfol­
ger ein weiteres mal. Es wurde damit ein 
Stück Meinungs-, Presse- und Kunstfrei­
heit zurückerkämpft. 
Die Verurteilung beim ,.Geheimnisverrat" 
ist wohl der vorhandenen Staatstreue des 
Landgerichts geschuldet. Zu deutlich 
wollten die Richter der bayerischen Lan­
desregierung dann noch nicht die Stirn 
bieten. Mit der Geldstrafe von 2000.-DM 
sollte es allen recht gemacht werden. Re-
vision wurde eingelegt. aJc 
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Radi-Prozeß -
und kein Ende in Sicht 

~ • 
Kaum war der vorhergehende Artikel 
beendet, da flatterte ein neues blaues 
Kuvert der Nürnberger Justizbehör­
den in unsere Räume. Fällig Ist diesmal 
Radi-aktiv Nr. 15. 
Inhalt: Ein Strafbefehl des Amtsgericht 
NOmberg wegen Verunglimpfung des 
Staates mit 2400.- DM (60 lilgessätze 
ai40.-DM). 

Wie üblich seien Schriften verbreitet wor­
den, die ein land der Bundesrepublik 
Deutschland böswillig verächtlich ma­
chen. Opfer der Strafverfolger ist eine Ein­
schätzung österreichischer WM-Gegne­
rlnnen zu den Herbstaktionen 87. 
Die Nürnberger Staatsanwälte lassen al­
so nicht locker in ihrem Bemühen Radi­
aktiv zu kriminalisieren und zu versuchen 
uns finanziell auszubluten. 
Die Verhängung eines Strafbefehls zeigt 
jedoch auch, daß die Nürnberger Justiz 
ein öffentliches Verfahren gegen uns ver­
meiden will. Es wurde von uns Einspruch 
gegen den Strafbefehl erhoben. 

Jeder kann mitmachen 111 
Nachdem der/die Radi-leserln nun 
schon mehrfach abenteuerlichste Ankla­
gekonstruktionen gegen die Radi sich zu 
Gemüte führen mußte, haben wir uns für 
den nun 3. Prozeß etwas neues einfallen 
lassen. Jede/r Radi-leserln kann einmal 
selber Staatsanwaltln spielen. Der/dieje­
nigen mit dem besten Spürsinn erwarten 
große Preise. 
RÄTSEL: Welche Sätze im o.a. Doku­
ment machen ein Land der BRD bös· 
willig verächtlich? 

1. Preis: 1 Radi-aktiv Abo 
2. Preis: Radi-aktiv Nr. 4 - 15 
3. Preis: Veröffentlichung deiner Zuschrift 
in Radi-18 
Trostpreise: Teilnahme am Aufräumen un­
serer Redaktionsräume! 

Der Rechtsweg (sowohl von staatlicher 
als auch eurer Seite)sei an dieser Stelle 
ausgeschlossen. Auch handelt es sich 
hier um ein Preisrätsel für WM- und 
AKW-Gegnerlnnen und nicht um die Mei­
nung der Redaktion. 

Einsendeschluß: 1. September 1988 
24.00Uhr 
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Obgleich es am 26.4. "nur" eine 
"Mahn- und Gedenkprozesslon" zum 
Roten Kreuz am Bauzaun hätte wer­
den sollen, wich die bayerlache Justiz 
nicht von Ihrer seit langem verfolgten 
Verbotslinie ab. Die Niederlegung von 
"Kränzen und Gebinden" wurde verbo­
ten, die Kundgebung auf dem Wackers­
dorfer Marktplatz durfte abgehalten 
werden. notz des Verbots zogen spä­
ter Leute zum Bauzaun. 
Das gerichtliche Instanzenspielchen be­
gann mit einem Vebot der Prozession 
durch das Schwandorfer Landratsamt 
("grundsätzlich Sicherheitsbedenken"). 
Am Vortag der geplanten Veranstaltungen 
wurde das Verbot durch das Regensbur­
ger Verwaltungsgericht aufgehoben. Die 
Polizei hätte notfalls alles unter Kontrolle, 
hieß es. Interessanterweise tauchte bei 
der gerichtlichen "Gefahrenabwägung" 
auch eine "Erkenntnis" des Verfassung­
schutzes auf, einer staatlichen Nachrich­
tenagentur mit weitverbreitetem Korre­
spondentennetz in der Oberpfalz. Die BI­
WAK Regensburg habe am 13. April über 
die "symbolische Beerdigung der WM­
Anlagen durch brennende Reifen und 
Kränze diskutiert." 

Einen Tag später, am Tschernobyl-Jahres­
tag selber, haute denn der bayerische Ver­
waltungsgerichtshof in München fristge­
mäß den Deckel drauf: Wieder verboten! 
(U.a. wegen "Brandgefahr"). 
"Zufällig" fand die Polizei am salben Tag 
ein "Erddepot" am Weg zum Roten Kreuz. 
Inhalt angeblich: Sägen, Stahlkugeln, ei­
ne Axt. Aufmerksamen Beobachterinnen 
ist natürlich nicht entgangen, daß solche 
Gegenstände immer dann "gefunden" 
werden, wenn eine Aktion derWAA-Geg­
nerlnnen verboten oder Polizeiübergriffe 
gerechtfertigt werden sollen. Die Polizei 
ließ denn auch verlauten, daß Demonstra­
tionen erst dann wieder erlaubt werden 
könnten, wenn die "friedlichen Beglei­
tumstände" dafür sprächen. "Solange la­
tente Gewaltbereitschaft immer wieder 
manifest werde, müsse Vorsicht herr­
schen" (MZ, 27.4.88) 
Gegen das "Ertaubt-Verboten"-Splel­
chen wollten die Veranstalterinnen 
(Oberpfälzer Bis) gerichtlich vorgehen, 
um ein "Grundsatzurtell" zu erzwin­
gen. Dieser Plan Ist mittlerweile, u.a. 
wegen des großen Aufwandes (2-3 
Jahre Instanzenweg) fallengelassen 
worden. 

E 
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Von der "direkten Aktion" zur 
,,action directe'' 
Mensch nehme: Elan für eine Aktion im 
Herbst 87, die Idee mit einem Wider­
standsfrühstück (vgl. Radi 15) gleich­
zeitig eine Blockade der Zufahrtswege 
zum WAA-Gelände zu erreichen und 
die Einladung zu einem Seminar über 
Anarchismus und schon landet 
mensch in einem Topf mit der franz. Or­
ganisation "action directe" 
So ergangen der "Gewaltfreien Ak­
tionsgruppe Sandkörner'' aus Nürn­
berg. Doch der Reihe nach. 
Für ihre "Frühstücksaktion" verlieh die 
DFG-VK (Deutsche Friedensgesellschaft 
- Vereinigte Kriegsdienstgegner) den 
"Sandkörnern" den Bayerischen Frie­
denspreis 1987. Zur Preisübergabe wurde 
beim Landratsamt Schwandorf eine Ver­
sammlung beim Roten Kreuz für ca. 50 
Personen angemeldet. Zurück kam ein 
Ablehnungsbescheid der mit eigenen 
Worten nicht zusammenzufassen ist, so­
daß wir uns zu einer Dokumentation in 
Auszügen entschlossen: 
Die Veranstaltung "Verleihung des Bayeri­
schen Friedenspreises 1987" am 26.6.88 
am "Roten Kreuz". . . durch die Deut­
sche Friedensgesellschaft - Vereinigte 
Kriegsdienstgegner- DFG-VK- wird ver­
boten. 
( ... ) 
weil 
- der Veranstalter eine Gruppe "ehrt", 
welche die Anwendung von Gewalt (ge­
meint ist die Gewaltfreie Aktionsgruppe 
Anm. d. Autors) zur Durchsetzung ihrer 
politischen Ziele ... ausdrücklich be­
jaht, ... 

Auf alle Fälle befürchtet das Landratsamt 
" ... unmittelbare Gefahren für die öffent­
liche Sicherheit und Ordnung ... " 
Aus der angemeldeten Preisverleihung 
wird im Ablehnungsbescheid mehr und 
mehr eine massenhatte Aktion tausendar 
WAA-Gegnerlnnen, die die günstige Ge­
legenheit nutzen, um im Schutz der Mas­
sen "schwerste Gewalttaten" zu bege­
hen. Brandschatzende Horden, elektri­
siert durch die psychologischen Wirkun­
gen des Bauzauns, ziehen zwischen den 
Zeilen des Ablehnungsbescheids um den 
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bayerischen Staat in seinen Grundfesten 
zu erschüttern. 
Parallelen werden gezogen, die das Herz 
eines/r jeden WAA-Gegnerslin höher 
schlagen lassen. Am 26.6.88 eine Neu­
auflage von Ostern, Pfingsten 86. Und 
dann nach IangenAusführungen überver­
schiedene Anschläge (ob es sich dabei 
um eine Aufforderung zu Straftaten durch 
die optische Aufbereitung und Darstel­
lung handelt, lassen wir von der Radi-ak­
tiv Rechtstelle prüfen) kommt der "Knül­
ler''. 
"Weiter wird . .. auch zu einem "Anarchis­
mus-Seminar" der" Gewaltfreien Aktions­
gruppe Sandkörner" aufgerufen. Hierbei 
wird davon ausgegangen, daß Anarchis­
mus die direkte Aktion, die offene Miß­
achtung und den Widerstand gegen­
über allen Gesetzen und Beschränkun­
gen (Hervorhebungen im Orginal) ökono­
mischer, sozialer und moralischer Art be­
deute. 
Offen bleibt neben dieser unverhüllten 
Progapanda für politisch motivierte Ge­
walt, ob die Bejahung der "direkten Ak­
tion" von Namen und Programm der fran­
zösischen 78rrororganisation "action di­
recte" abgeleitet wurde oder umgekehrt 
die anarchistische "direkte Aktion" zu Na­
men und Programm erhoben wurde. ln je­
dem Fall wirft auch das ein bezeichnen­
des Licht auf die zu erwartenden Ver­
sammlungsteilnehmer." 
Jeder Fan des bayerischen "Rechts"· 
staateswird am Ende der Seite 8 mit ei­
ner Verhältnismäßigkeitsprüfung ge­
tröstet. 
"Es wird nicht verkannt, daß das Recht 
des Bürges, durch Ausübung der Ver­
sammlungsfreiheit aktiv am politischen 
Meinungs- und Willensbildungsprozeß 
teilzunehmen, zu den unentbehrlichen 
Funktionselementen eines demokrati­
schen Gemeinwesens gehört. "Aber lei­
der ... 
Ein bezeichnendes Licht werfen diese 
Ausführungen allerdings auf die Art 
und Weise wie in Bayern das Versamm­
lungsrecht ausgehöhlt wird. Realsatire 
-wenn es nicht um solch ernste Dinge 
ginge. 

6 Monate Haft 
für WAA-Gegner 

Ein Exempel statuierte das Nürnberger 
Landgericht an einem Erlanger WAA­
Gegner. Ein halbes Jahr Freiheitsstra­
fe, weil bei einer Fahrzeugkontrolle am 
6.6.86 sog. "gefährliche Gegenstände" 
in dem von ihm geliehenen Fahrzeug 
gefunden wurden. Die Gültigkeit des 
Versammlungsrechts wurde damit 
räumlich und zeitlich auf das Vorfeld ei­
ner Demonstration ausgeweitet. 

Die Szenerie beim Landgericht war ge­
prägt durch bewaffnete Polizeikräfte im 
Gerichtssaal, mehrmaliges Räumen der 
Zuschauer, Erzwingungshaft gegen aus­
sageunwillige Zeuginnen usw .. Zur Ver­
handlung stand die Berufung der Staats­
anwaltschaft Nürnberg gegen den erstin­
stanzliehen Freispruch für Ralf.J .. 
Hintergrund des Verfahrens: 
"Am 6. Juni war Ralf J. zusammen mit 
zwei Frauen von Nürnberg nach Erlan­
gen . . . mit einem geliehenen VW-Golf 
unterwegs. Dort ist auch sein Arbeitsplatz 
als Schankhilfe. Kaum angekommen wird 
das ffio gegenüber der Gaststätte ge­
stoppt- Fahrzeugkontrolle. 
Die Beamten ... finden das, wonach sie 
suchen und worauf sie durch einen Funk­
spruch einer Zivi/streife, die dem Golf be­
reits seit Nürnberg gefolgt war, angesetzt 
wurden: "gefahrliche Gegenstände" und 
"passive Waffen", wie z.B. einen verroste­
ten Stoßdämpfer, eine Dose Nitroverdün­
ner, Muttern, Feinstaubmasten und unter 
Pullovern eine Zwille ... 
Ralf erklärt den Beamten, daß er die Ge­
genstände für anstehende Renovierungs­
arbeiten u.a. in der Kneipe benötigt. Von 
der Zwille wisse er nichts. Das Trio wird 
festgenommen, die Verfahren gegen die 
beiden Mitfahrerinnen werden ... einge­
stellt. Anders bei Ralf J., denn er ist eine 
bekannte Person aus dem Widerstand, 
so sein Verteidiger F. Schwinghammer 
aus Regensburg." (aus Taz 24.3.88) 
Die Begründung der Anklage stützt sich 
letztendlich auf die Behauptung, Ralf hät­
te sich auf dem Weg zur Demonstration 
am 7.6.86 befunden. Das Erlangen von 
Nürnberg aus genau die entgegengesetz­
te Richtung ist, beeindruckte die Richter 
ebensowenig wie der Beweis, daß Ralf 
den Golf am selben Abend zurückgeben 
mußte. Ralf- so die Urteilsbegründung­
wäre Demonstrationen in Wackersdorf 
nicht abgeneigt. 
Der Erlanger WAA-Gegner wird zu 6 Mo­
naten Freiheitstrafe verurteilt. Staatsan­
walt Schäfer hatte sogar 10 Monate gefor­
dert. 
Das Urteil zeigt das Bemühen der bayeri­
schen Staatsregierung die Gültigkeit des 
Versammlungsrechts bereits auf das Vor­
feld von Demonstrationen auszudehnen, 
um best. Personen von vorneherein aus­
zuschalten. Es ist ein Präzidenzfall, der 
gegen jeden WAA-Gegnerln im Zweifelfall 
angewandt werden kann, denn, wer be­
sitzt in seinem/ihren Auto keinen Benzin­
kanister, Werkzeug usw .. 
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Anschlag auf die Meinungsfreiheit'------

ln den letzten Monaten häufen sich Re­
pressionsmaßnahmen gegen linke 
Buchläden. 
ln Bremen wurde im Januar der Info-La­
den der Bremer Bürgerinitiative gegen 
Atomanlagen (BBA) durchsucht. Grundla­
ge war ein Durchsuchungsbeschluß des 
OLG Harnburg vom 5.1.88. Gesucht wur­
den die unbekannten Verfasserlnnen, 
Herstellerinnen und Erstvertreterinnen 
der lnfo-"Zeitung für den organisierten 
Durchbruch" vom 12.10.87 wegen des 
Verdachts einer Straftat gemäß § 129 a 
Strafgesetzbuch (Werbung für ein terrori­
stische Vereinigung). Der Beschluß er­
wähnt Ermittlungen, nach den im "INFO" 
für die sogennanten terroristischen Ver­
einigungen "Revolutionäre Zellen", "Rote 
Zorra" und Amazonen geworben werden. 
Grund dafür sei der Artikel "Warum wir 
den Asylrichter Korbmann in die Knie ge­
schossen haben" und ein Bekenner­
schreiben zu Brandanschlägen auf die 
Firma Adler vom 11.9.87. Der BBA-Laden 
sei als Briefkastenadresse für das "Info" 
angegeben. Daher würden sich dort Be­
weise befinden, die zur Feststellung der 
bislang unbekannten Verfasserinnen und 
Herstellerinnen führen können. 
So hatte die Staatsanwaltschaft Harn­
burg die Durchsuchung aller Geschäfts­
und Nebenräume des BBA-Laden bean­
tragt, um dort einen "vermuteten Briefka­
sten und andere vermutete Spuren" der 
Gesuchten zu beschlagnahmen. Tatsäch­
lich wurden aber noch andere Räume 
durchwühlt und noch mehr Unterlagen 
mitgenommen. 
Unter dem Vorwand, Hinweise auf die 
Produzentinnen des "info" im BBA-Iaden 
zu finden, haben die Staatsfahnder ihr 
Hauptaugenmerk neben diversen Druck­
schriften auf die Kommunikationsstruktu­
ren der Bremer Anti-Akw-Bewegung und 
insbesondere des BBA-Ladens gerichtet. 
Hierbei brachen sie nicht nur den Laden, 
sondern auch Musikkeller, Besenkammer 
und benachbarte, aber nicht dazu gehö­
rende Büroräumme auf. Beschlagnahmt 
wurden sämtliche Adressen- und Telefon­
bücher, Sitzungsprotokolle und Landkar­
ten. Dabei ftelen den Staatsschützern 
hundarte von persönlichen Daten in die 
Hände, die höchstwahrscheinlich direkt 
in ihre Computer wandern werden. Die 
Durchsuchung galt zwar vorrangig der Er­
fassung und Verfolgung autonommer In­
frastruktur in Bremen, ihre Praxis bedeu­
tet aber auch: 
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1. Einen Anschlag auf die Informa­
tions- und Pressefreiheit, somit auf die 
Meinungsfreiheit 
2. Den Versuch, Anbieterinnen einer 
breiten Informationspalette strafrecht­
lich zu belangen. 
Das liefe letztlich darauf hinaus, daß wir 
unser Sortiment staatlich sortieren, be­
gutachten und absegnen lassen müßten 
und daß und die Auseinande setzung mit 
nicht staatskonformen Gedankengut ver­
boten werden soll. 

ln München wurde eine Buchhändlerin 
mit den § 129a angeklagt, da zwei Hef­
te der Zeitschrift "Freiraum" in dem La­
den, in dem die Angeklagte damals Ge· 
schäftsführerin war, verkauft wurden. 
Den Vorwurf der "terroristischen Vereini­
gung" konnte selbst der Staatsanwalt 
nicht aufrecht erhalten. Aber es kam nicht 
zu Einstellung des Verfahrens, sondern 
mittels des Bay. Pressegesetzes §11 Abs. 
3 (fahrlässige Veröffentlichung und Ver­
breitung von Schriften mit strafbaren ln­
halten) wurde die Buchhändlerin zu 150 
Tagessätzen a 25.- DM plus Verfahrens­
kosten verurteilt. 
Ebenso wurde die Geschäftsführerin der 
Basis Buchhandlung München, zu einer 
hohen Geldstrafe verurteilt. 
Mit solchen Anklagen und Urteilen wird 
eine Entwicklung in Gang gesetzt, die 
nicht nur ein paar "Linke" sondern den 
Buchhandel in seiner Gesamtheit betrifft. 
Offenbar will der Staat verstärkt die Ver­
mittler von Informationen als Vorzensoren 
in die Pflicht nehmen. Dies bedeutet eine 
unerträgliche Einschränkung der buch­
händlierischen Arbeit und letztendlich ei­
ne Strangulierung jeglicher kritischer Äu­
ßerungen und ihrer Verbreitung, denn bei 
der Entscheidung, was unter ein Verdikt 
fällt, bleibt staatlicher Willkür Tür und Tor 
geöffnet. 
Die neuen Gesetze des § 88a und 
§130b (Verbreitung und Befürwortung 
von strafbaren Handlungen) setzen 
alamierende Signale für den Buchhan­
del über die Grenzen Bayerns hinaus. 
Mit dem Geist einer demokratischen 
Verfassung hat dies nicht mehr das 
Mindeste gemein. 
Es ist an der Zeit, daß der gesamte 
Buchhandel und die demokratische 
Öffentlichkeit sich entschieden gegen 
diese unzumutbaren Zensurmaßnah­
men wehrt und sich mit den bisher Ver· 
urteilten solidarisch erklärt. 

---.,. _____ _ 
Aufruf 

Als einige von vielen von der Justiz be­
langten Buchhändler/innen beschäfti­
gen wir uns seit längerem mit Zensur 
im Buchhandel. 
Im Herbst wollen wir in München dazu 
eine größere Veranstaltung machen. 
Wir bitten alle von Zensurmaßnahmen 
Betroffenen uns Informationen (Ermitt­
lungs- u. Gerichtsverfahren, Analysen 
etc.) zu schicken. 

Basis Buchhandlung 8000 München 
40, Adalberstr. 41b 
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Prozess gegen Silvia wg. 

tierte damals .,das Undenkbare" (Hel­
mut Schmidt): Repressalien gegen An­
gehörige der gefangenen RAFier, die 
Einführung der Todesstrafe für .,solche 
Personen • • . , die von Terroristen 
durch menschenerpresserische Gei­
selnahme befreit werden sollten", oder 
.,alle Stunde einen erschießen" 
(Strauß). Vergleiche dazu: Spiegel, Nr. 
36 und 37, 1987. 

BuKo-Reader 

Nachdem die Stadt Regensburg als 
Genehmigungsbehörde und anschlie­
ßend das Verwaltungsgericht Regens­
burg für ein ordnungsgemäßes Verbot 
derfür Ende November 1986 geplanten 
Bundeskonferenz der Anti-AKW-Be­
wegung (BUKO) gesorgt hatten, sorg­
ten dann etwa 1200 Polizisten dafür, 
daß die Veranstaltungen bis auf Aus­
nahmen auch tatsächlich nicht stattfin­
den konnten AKTIV Nr. 12) 
Als Verbotsbegründung mußten da­
mals einige Passagen des zur Vorberei­
tung der Konferenz erschienenen 
.,Readers" (Im wesentlichen eine Flug­
blattsammlung) dienen, die teilweise 
auch der Anklage gegen die Regens­
burgerin Silvia zugrundeliegen. Silvia 
soll nämlich presserechltich verant­
wortlich für diesen Reader gewesen 
sein. Ihr wird nun .,Öffentliche Auffor­
derung zu Straftaten" und .,Verun­
glimpfung des Staates" vorgeworfen. 
Für den ersten Anklagepunkt müssen ein 
im Reader veröffentlichter Aufkleber 
(.,Oberpfälzer Sägefische gegen die 
WAA") sowie der kurze Text einer gewalt­
freien Gruppe hemalten, die das Lösen 
von Strommastschrauben und deren an­
schließendes Präsentieren vor der Presse 
als effektive Widerstandsform predigte. 
Die Behauptung daß 1977 .,die Entschei­
dung für die Ermordung der Gefangenen 
aus der RAFfielu, sowie daß in diesem Zu­
sammenhang in der BAD rechtswidrige 
Taten an der Tagesordnung seien, wird als 
Verunglimpfungu gewertet. 
Am ersten Prozeßtag (21. März) waren im 
vollbesetzten Gerichtsstaat des Amtsge­
richts Regensburg etwa 40 Leute anwe­
send, denen Richter Göldner gleich zu 
Beginn in autoritärer Manier jegliche Bei­
falls- oder Mißfallensäußerung zu verbie­
ten suchte. 
Peinlicherweise ergab das Verhör zweier 
Polizeizeugen, daß das der Anklage zu­
grundeliegende Exemplar des Readers 
eine geschwärzte Stelle besaß, wo der 
Name des/der presserechtlich Verantwor­
lichen vermutet wurde (auf welchen "Er­
kenntnissen" die Anklage gegen Silvia ei­
gentlich basiert, wird sich ja vielleicht 
l:>eim nächsten Prozeßtermin herausstel­
len?) 
Nachdem der Staatsanwalt, offensicht­
lich unzufrieden mit dem Prozeßverlauf, 
die Einladung weiterer Zeugen (u.a. Jens 
Scheer) beantragte, stellte Sllvias 
Rechtsanwalt Schwinghammer ausführ­
lich begründete Beweisanträge zum 
zweiten Anklagepunkt (Verunglimpfung). 
Und zwar sollten beispielweise der ehe-

malige BKA-Präsident Herold, Ex-Bun­
deskanlzer Schmidt, Ex-Justizminlster 
Vogel (SPD) und Ex-Kandidat Strauß als 
Zeugen geladen werden, um die Vorgän­
ge anläßlich der Schleyer-Entführung 
1977 näher zu beleuchten. 
Eine kleine Notstandregierung (Im 
Bundeskanzleramt) dachte bzw. disku-

Nach einigen weiteren Beweisanträ­
gen zur Einstellung der Ermittlungen 
nach den .,Selbstmorden" von Stamm­
heim, zum Todeszeitpunkt, Verletzun­
gen ect. von Baader, Ensslin, Raspe 
und Möller entzog Richter Göldner 
dem solchermaßen in die inhaltliche 
Offensive gehenden Schwinghammer 
kurzerhand das Wort und brach die Ver­
handlung mit der Bemerkung "So ei­
nen ProzeB habe ich noch nie mitge­
macht" sichtlich Oberfordert ab. 

Nächster Prozeßteranin 
Montag 

* 
1. August 1988 

13.00 Uhr 
Amtsgericht Regensburg 

Zimmer 56 
Kommt zahlreich! 



Vom 6. - 8. Mai fand in Berlin ein bun­
desweites Ti'effen von Anti-AKW Grup­
pen statt, die anläßlich des IWF/Welt­
bank- Kongresses vom 26. - 29. Sep­
tember in Berlin mit eigenen Aktionen 
die Verbindungen/Zusammenhänge 
von Atomenergienutzung, Atomtech­
nologieexport sowie Ausbeutung und 
Unterdrückung bei uns und in der 111. 
Welt aufzeigen wollen. 
An dem Ti'effen nahmen ca. 100 - 150 
Leute aus über 20 Städten, vorwie­
gend aus dem linken/autonomen 
Spektrum teil. 
Die Inhalte, die dem Ti'effen zu Grunde 
lagen lassen sich wie folgt zusammen­
fassen: 

Schuldungsverhandlungen diktiert dann 
der IWF die Bedingungen für neue Kredi­
te: 
u.a. 
- Massenentlassungen 
- Kürzungen im Gesundheits- und Bil-
dungswesen 
- Streichung von Subventionen für 
Grundnahrungsmittel 
- Abwertung der Landeswährung zur 
Steigerung der Exportproduktion 

der Bevölkerung vorbeigehen, stört die 
verantwortlichen wenig, sind sie doch 
entweder an den Profiten oder bei den 
Herrschenden in den Entwicklungslän­
dern an dem Macht und Prestigegewinn 
sowie an der militärischen Nutzbarkeit 
von Atomenergie interessiert. 

5st\\ 
fP(\gce ~9 

'\)( 48(\ 9 \) ... 
f.C\etci'e .s.e~e 

J.,;\(\8 ~~-~ ~ Deutsche Konzeme ....... 
1
_ ~ -der Profit bleibt hier 

~ Siemens, Degussa, MAN-GHH, Mannes­
mann u.v.a. sind die Konzerne, die das 
Atomprgramm weltweit vorantreiben und 

ß die Profite einstreichen. Deutsche Bank 
und Dresdner Bank bieten dazu die Fi-

IWF 
-die Schuldenfalle 
Im Interesse der westlichen kapitalisti­
schen Staaten der Geschäftsbanken und 
multinationalen Konzerne betreiben IWF 
und Weltbank eine Politik, die in den Staa­
ten der 111! Welt verschärfte Ausbeutung 
und katastrophale Verschlechterung der 
Lebensbedingungen für den Großteil der 
Bevökerung zur Folge hat. 
Unter dem Vorwand, durch ausländische 
Kredite die Industrie, die Landwirtschaft 
und den Rohstoffabbau für den Welt­
markt konkurenzfähig auszubauen und 
so die Unterentwicklung zu überwinden, 
werden die Staaten in die Schuldenfalle 
gelockt. Die Folge ist nicht der Gelobte 
Segen von Industrialisierung, sondern 
- Ausbeutung in Weltmarktfabriken vor 
allem von Frauen! 
- Exportproduktion von landwirtschaftli­
chen Gütern für die hochentwickelte 
westliche Welt, auf Kosten von Hunger 
und Unterernährung der einheimischen 
Bevölkerung 
- Verwüstung und ökologische Vernich­
tung ganzer Regionen zur Verwertung für 
den Weltmarkt 
Da die Weltmarktpreise in den westlichen 
Metropolen von den multinaitonalen Kon­
zernen bestimmt werden, bleibt bei an­
haltendem Preisverfall für Rohstoffe und 
Lebensmittel oft noch nicht mal genug, 
um die Kreditzinsen zu bezahlen. ln Um-

40 

- Abbau von Reglementierungen im nanzierung und zwar auf Kosten der Be-
Handels und Kapitalverkehr völkerung hier und in der 111. Welt. Die gro-
- Privatisierung des öffentlichen Sektors Ben Konzerne in der BAD haben dabei ih-
Diese Maßnahmen, die einzig der Siehe- re Beteiligung und Interessen hinter ande-
rung des Schuldendienstes für die westli- ren Firmen (KWU/Nukem/Aikem/Trans-
chen Banken dienen, verschärfen die Kri- nuklear/DWK usw.) oder den Energiever-
sen in den Schuldnerländern, und der sorgungsunternehmen versteckt, und 
Teufelskreis der Überverschuldung be- selbst nach Tschernobyl und dem Hanau-
ginnt sich zu drehen. er Atomskandal stehen sie mit scheinbar 

Atomprogramm- weltweit 
IWF und Weltbank schaffen die Bedin­
gungen für eine verschärfte Ausbeutung 
der 111. Welt. Der Energiesektor (ein­
schließlich Atomenergie) ist dabei ein Be­
reich der Profitmaximierung der Konzer­
ne und somit ebenfalls ein Unterdrük­
kungs- und Ausbeutungssektor. 
Das Atomprogramm ist heute nicht mehr 
durchführbar ohne seine weltweiten Ver­
flechtungen. Die Entwicklung und der 
Bau von Atomanlagen hier bei uns, ist im­
mer eng verbunden mit Hoffnungen auf 
ein lukratives Exportgeschäft. Späte­
stens seit dem Nukem-Transnuklear­
Skandal wissen wir, daß das Geschäft mit 
Uran, angereichertem Uran, Brennstä­
ben, Atommüll usw. weltweite Dimension 
angenommen hat. Die BAD ist z.B. auf Ur­
animporte u.a. aus Namibia, Argentinien, 
Brasilien angewiesen, und es gibt bei der 
Atommafia Uberlegungen, den hier anfal­
lenden Atommüll in die 111. Welt zu ver­
schieben. 
ln den sogenannten Entwicklungslän­
dern soll über großtechnische Strompro­
duktion (Atomkraft, gigantische Stau­
dammprojekte usw.) die Voraussetzung 
für Industrieansiedlungen geschaffen 
werden. Daß die Prognosen vollkommen 
überzogen sind und an den Bedürfnissen 

weißer Weste da. 
Aber nicht nur in der 111. Welt sind die Kon­
zerne an Ausbeutung und Unterdrückung 
maßgeblich beteiligt. Auch in der BAD 
werden im Zuge der Umstrukturierung 
der Industrie/Wirtschaft die Arbeitsbedin­
gungen verschärft, und Arbeitskräfte wer-



den als flexible Manövriermasse für die 
Aufrechterhaltung der Produktion benö­
tigt. Hier bietet gerade der AKW-Bereich 
ein Beispiel, was Flexibilität heißt und wie 
Arbeiter verheizt (verstrahlt) werden. 
Die Atom-Aktivitäten des BRD-Kapitals 
hier und weltweit sollen deshalb auch im 
Mittelpunkt der Aktionen der Anti-AKW­
Bewegung anläßlich der IWF/Weltbank 
Tagung stehen. Indem beim Kampf gegen 
Atomanlagen die Konzerne und Banken 
in den Mittelpunkt gerückt werden, soll 
von der Anti-AKW Bewegung ein sinnvol­
ler Beitrag gegen ziviVmilitärische Atom­
energienutzung, gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung weltweit ausgehen. 
Auch da, wo ein direkter Zusammenhang 
zu IWF/Weltbank - Verschuldung/Aus­
beutung der 111. Welt nicht besteht, kann 

die Anti-AKW-Bewegung solidarisch die 
Aktivitäten anderer Gruppen unterstüt­
zen. Im Zusammenhang der weltweiten 
Kapitalverwertung ist die zivil/militärische 
Atomenergienutzung ein Baustein des 
westlichen imperialistischen Systems, 
dessen Exponenten IWF und Weltbank 
sind. 
ln drei Arbeitsgruppen wurden auf 
dem Ti'effen in Berlin exemplarisch die 
weltweiten Aktivitäten der Atommafia 
und der Konzerne dargestellt und dis­
kutiert. Dabei wurden Bereiche ausge­
wählt, die in der Anti-AKW-Bewegung 
bisher wenig Beachtung gefunden ha­
ben: 
- Energie als Machtfaktor 
- Brasilien: Verschuldung, AKW-Ex-
port, Energiepolitik, Bombe 
- Leiharbeit bei AKW's 

Energie als Machtfaktor 
Mit dem Bau von Großenergieanlagen 
(AKW's, Staudämme) werden in den Ent­
wicklunglsändern Strukturen geschaffen, 
die einzig der versprochenen Industriali­
sierung dienen sollen. Für Industriean­
siedlungen stellen die Staaten vorweg 
und auf eigene Kosten Energie bereit, 
denn als Vorleistung für eine weltmarkto­
rientierte Industrialisierung fordern die 
Konzerne eine ausreichende Infrastruktur 
(Verkehrsverbindungen, Wasserversor-

gung, Engerieversorgung, Abwasserent­
sorgung, Nachrichtenwesen), außerdem 
velangen sie z.B. Strom preise, die oft un­
ter den Produktionskosten liegen. Die Ko­
sten werden also auf die eigene Bevölke­
rung abgewälzt, der eine solche an westli­
chen Industrieländern angelehnte Infra­
struktur überhaupt nichts nützt. Da auch 
nur sehr begrenzte Regionen ausgebaut 
werden, gibt es auch drastische Un­
gleichheiten innerhalb eines Landes, da 
für eine sinnvolle Entwicklung das Geld 

fehlt. Statt einer dezentralen, an den Be­
langen der Menschen orientierten Ener­
gieversorgungstruktur wird die Energie­
produktion zentralisiert und somit zum 
Machtinstrument der herrschenden Elite. 

Brasilien 
Mit keinem anderen Land unterhält die 
BRD so intensive atomwirtschaftliche 
Beziehungen wie mit Brasilien. 
Im Zuge der forcierten Industrialisierung, 
die Brasilien zu einer wohlhabenden indu­
striellen Großmacht aufsteigen lassen 
sollte, wurden auch ehrgeizige Pläne für 
ein brasilianisches Atomprogramm ge­
schmiedet. 
Der deuseh-brasilianische Atomvertrag 
sollte dafür die Grundlage bilden. Er sah 
vor, die Lieferung von 8 Leichtwasserre­
aktoren, einer Fabrik zur Uranaufberei­
tung, einer Fabrik zur Herstellung von 
Brennelementen, einer Urananreiche­
rungsanlage, einer Reaktorfabrik, sowie 
einer Pilotanlage für die Wiederaufarbei­
tung. Gleichzeitig sollte dieser geschlos­
sene Brennstoffkreislauf den brasiliani­
schen Griff zur Atombombe ermöglichen. 
Heute ist Brasilien praktisch pleite. 
Die Industrialisierung ist nicht wie erhofft 
vorangeschritten. Sie ist einseitig expor­
torientiert und statt materiellem Wohl­
stand und Massenkaufkraft gibt es große 
soziale Verelendung, Arbeitslosigkeit, 
Slums, Hungeraufstände. 
Brasilien hat seine Zinszahlungen einge­
stellt, erneute Umschuldungen nach IWF 
- Muster sind wegen drohender sozialer 
Revolten vorerst gescheitert. 
Brasilien ist vom IWF quasie geächtet 
und erhält keine neuen Kredite. 
Die ganze wirtschaftliche Entwicklung 
liegt am Boden. Das Atomprogramm ist 
wegen Zahlungsschwierigkeiten Brasi­
liens bisher nur zu einem kleinen Teil ver­
wirklicht (und wird wohl auch auf dem jet­
zigen Stand abgebrochen.) Zwei AKW's 
befinden sich im Bau, dazu sind die Uran­
anreicherungsanlage und die Brennele­
mentefabrik bereits in Betrieb. Ein AKW, 
das die Amerikaner gebaut haben, ist 
1985 in Betrieb gegangen (ist jedoch we­
gen technischer Probleme mehr ab - als 
angeschaltet). Als sicher gilt heute je-
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doch, daß Brasilien ein Kernwaffenland 
mit eigener Produktion ist. 
Auch wenn das Atomprogramm Brasi­
liens nur einen kleinen Teil (5 %) der Ver­
schuldung ausmacht, wird exemplarisch 
deutlich, wie die Politik Brasiliens aus­
sieht und welche Rolle das BAD-Kapital 
dabei spielt. 
Das Atomgeschäft wird unter Führung 
von Siemens/KWU u.a. durch die Urange­
sellschaft, Gutehoffnungshütte/MAN, 
Steag und Interatom abgewickelt. Die 
Dresdener Bank organisiert ein Bankon­
sortium, das Brasilien die Kredite für das 
Geschäft zur Verfügung stellt. Brasilien 
verpflichtet sich in dem Vertrag, für sämtli­
che Kostensteigerungen aufzukommen, 
und eine Hermes-Bürgschaft der Bun­
desregierung deckt das politische und 
wirtschaftliche Risiko zusätzlich ab. 
Die Konzerne und Bankewn bei uns strei­
chen also die Profite ein, während die Be­
völkerung in Brasilien dafür zahlt. Und 
wenn Brasilien seine Verpflichtungen 
nicht mehr einhält, stehen hier Steuermit­
tel bereit. 

Mord auf Raten 
- Leiharbeit ln AKW's 
Leiharbeit, als optimale Verwertung von 
Arbeitskraft in der kapitalistischen Wirt­
schaft hat sich in den letzten 2 Jahrzehn­
ten in erschreckenderWeise ausgeweitet. 
Leiharbeit ist gekennzeichnet durch 
- das Arbeiten mit befristeten oder ohne 
Arbeitsverträge 
- ungenügend soziale Absicherung 
- den Verlust kontinuierlicher Einzahlung 
in die Renten und Arbeitslosenversiche­
rung 
- den Einsatz in unterschiedlichen nicht 
selbst zu bstimmenden Arbeitsbereichen 
und -orten 
- Arbeit auf Abruf 
- untertarifliche Bezahlung 
- keine Organisierung am Arbeitsplatz 
Durch die Umstrukturierung der Wirt­
schaft in der BAD (d.h. Stillegung klassi­
scher Industriesektoren wie Kohle, Stahl 
usw. Einrichtung von High-Tee-Zentren) 
werden in großer Zahl Arbeitskräfte "frei­
gesetzt". Arbeiter, durch Rationalisierung 
erwerbslos geworden, die einen neuen 
Arbeitsplatz suchen, sollen mobil, flexi­
bel, billig sein und möglichst jede Arbeit 
annehemen. Leiharbeit ist da eine ideale 
Beschäftigungsform. 
Ein bevorzugter Einsatzbereich von Leih­
arbeitern sind Atomkraftwerke. Während 
des Normalbetriebs arbeiten lediglich 
200 Menschen festangestellt in den 
AKW's. Zum Brennelementewechsel (Re-
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vision) pro Jahr 6 - 8 Wochen oder bei 
Störfällen muß die Belegschaft kurzfristig 
auf b is zu 1500 Personen aufgestockt 
werden. Neben einigen Spezialisten der 
Herstellerfirmen ist der Rest Leiharbeiter. 
Die Arbeit von Leiharbeitern in AKW's ist 
die schmutzigste, verseuchtaste unter 
den unzureichensten Bedingungen, zu 
den niedrigsten Löhnen, längsten Ar­
beitszeiten und unsichersten Arbeitsver­
hältnissen überhaupt. 
Zu den strahlenintensiven Tatigkeiten in 
den AKW's gehören zum Beispiel die De­
kontamination (Entseuchung) des Raktor­
bereiches, Reparaturarbeiten im Primär­
system, säubern des sog. Sumpfes unter­
halb des Reaktordruckbehälters. Nicht 
wenige Leiharbeiter arbeiten nur einen 
oder zwei Tage im AKW, dann haben sie 
ihre zulässige Strahlenhöchsdosis über­
schritten und können gehen. Zu der Ar­
beit im AKW gehört auch eine lückenlose 
Überwachung der Arbeitskräfte. Unter 
dem Vorwand, die Sicherheit von Be­
schäftigten und Atomanlage zu gewähr­
leisten, werden die Arbeiten durch schar­
fe Kontrollen beim Betreten und Verlas­
sen der Anlage sowie während der Ar­
beitszeit diszipliniert. 
Dazu gehören, 
- kodierte Ausweiskarten, mit deren Hil­
fe jede Bewegung von einem Betriebsbe­
reich in den anderen im Computer festge­
halten wird 
- steuerbare Kameras 
- das Abhören von Telefonen 
- Taschen und Körperkontrollen 
- bewaffneter Werkschutz innerhalb der 
Anlage 

Die Arbeitsbedingungen in AKW's bieten 
ein Beispiel, was von einem umstrukturi­
erten Arbeitsmarkt mit Flexibilisierung , 
Leiarbeit, Computerüberwachung usw. 

W&llbiJnk und IWF 111(1fHI I 988 "' BMI/n 

zu erwarten ist und welche menschenver­
achtende Arbeitskraftverwertung das Ka­
pital auszeichnet. 

Die Inhalte des Wochenendes sind hier 
sichertich nur sef'!r plakativ dargestellt, 
aber mehr ist in diesem Rahmen nicht 
drin. Die Reader "Was tun mit IWF -
bundesweites lt'effen der Anti·AKW· 
Bewegung" geht ausführtich auf die 
einzelnen Themen ein, bleibt aber auch 
oft nur an der Oberfläche. (den Reader 
gibts noch für 3.- DM + Porto bei, BI g 
AM, Schulstraße 6, 3550 Marburg.) 

Aktfonstag 
Wie die in den einzelnen Arbeitsgruppen 
erarbeiteten Inhalte/Fakten in eine Kam­
pange und in Aktionen einfließen können, 
darüber herrschte in Berlin noch große 
UnklarheiVRatlosigkeit. Für Aktionen im 
Herbst wurde von den meisten ein Ak­
tionstag der Anti-AKW-Bewegung vorge­
schlagen, an dem entweder in Berlin, de­
zentral in einigen Städten oder bundes­
weit an möglichst vielen Orten Gruppen 
aktiv werden. 
ln den Städten und Gruppen vor Ort 
soll darüber jetzt diskutiert werden. 
Auf einem weiteren lt'effen am 25. und 
26. Juniln Bertln (genauen Ort und Zeit 
bitte der Taz entnehmen) sollen die un· 
terschiedllchen Vorstellungen zusam· 
mengetragen werden, um dann über 
eine Kampange und ein gemeinsames 
Vorgehen zu beratschlagen. Darüber­
hinaus soll das Thema Repression, das 
beim letzten lt'effen unter den nsch 
fiel, Intensiv behandelt werden. 
Nach dem Treffen in Berlin bleibt noch vie­
les offen, bzw. wurde sich um einige Fra­
gen herumgedrückt, deren Klärung not­
wendig ist, um einen von der Anti-AKW­
Bewegung getragenen Aktionstag zum 
IWF durchzuführen: 
- Die Argumentation des Zusammen­
hangs zwischen AKW's und IWF, Welt­
bank sowie Verschuldung, Ausbeutung 
hat Brüche, die nicht zu übersehen sind 
und den Anschein erwecken können, der 
Zusammehang sei konstruiert, wenn dies 

DBs Foto zeigl von link$ MCh ,.,;111$; Bundesbankprls/denl Kerl Otto P6hl, Bur>desfinanzministor Dr. Gem.rtt Stol/1lnberg, den Bundesminisiel fiJr 
wirtschaflllciHI Zusam!Mflatt>ell, Dr. JOrgen Wamke, und Waltbenkptisidenl Aiden w. Clausen. 



nicht offen eingestanden und offensiv da­
mit umgegangen wird. 
- Die Aktionen der Anti-AKW-Bewegung 
können nicht losgelöst sein von Aktionen 
anderer Gruppen gegen den IWF und 
müssen in das Konzept eingegliedert 
werden. 
- Um nicht innerhalb der Anti-AKW-Be­
wegung isoliert zu sein, muß der Anti-ka­
pitalistische Ansatz der geplanten Ak­
tionstage breit diskutiert werden und 
auch andere Teile der Anti-AKW-Bewe­
gung einbeziehen. 
Der Versuch Inhalte ohne Breite Diskus­
sion der Anti-AKW-Bewegung überzu­
stülpen, ist schon bei der KWU-Kampan­
ge daneben gegangen. 

Seit November 87 besteht ln Nümberg 
ein Aktionsbündnis gegen die Durch­
führung der IWF/Weltbanktagung ln 
Westberlln Im September. Es setzt sich 
aus einem relativ breiten Spektrum zu­
sammen: Kirchlicher Entwicklungs­
dienst, Gewerkschafter bei den Grünen, 
BI gegen die WAA, Lateinamerika Komi­
tee, Autonome u.a .. Dieses Bündnis eint 
die gemeinsame Erkenntnis, daß sich die 
Verhältnisse hier grundsätzlich ändern 
müssen, daß es nicht um irgendwelche 
Reformen geht, sondern um die Schaf­
fung einer neuen gerechten Weltwirt­
schaftsordnung und die Veränderung der 
derzeitigen gesellschaftlichen Machtver­
hältnisse. Untestützt werden sollen die 
sozialen und politischen Bewegungen in 
der .,3.Welt" und in den Metropolen, die 
gegen das Machtkartell der Konzerne, 
Banken, des IWF, der Weltbank und der 
Eliten kämpfen. 
• Solange die Beziehungen der Völker 
über den freien Weltmarkt geregelt wer­
den, solange also das Prinzip des größt­
möglichen Gewinns das ökonomische 
und politische Handeln bestimmt, wer­
den Mensch und Umwelt nur als Kosten­
faktor darin auftauchen. Sol;mge kann es 
auch keinen wirklichen Frieden geben 
und die Kette der wirtschaftlichen Krisen 
mit ihren verheerenden Auswirkungen auf 
die Bevölkerung in der Peripherie und zu­
nehmend auch in den Metropolen wird 
nicht abreiBen." (aus Fuldaler Erklärung 
des bundesweiten Aktionsbündnisses 
gegend ie IWF/Weltbanktagung) 

- Die geplanten Aktionen müssen auch 
die Teilnahme für solche Gruppen und 
AKW-Gegner möglich machen, die sich 
nicht bis ins Detail auf Kleingruppenaktio­
nen vorbereiten können/wollen. 
- Es muß vorher eine intensive Auseinan­
dersetzung mit staatlicher Repression 
und Kriminalisierung stattfinden und ver­
sucht werden, realistisch, aber ohne Par­
anoia einzuschätzen, wie das staatliche 
Vorgehen im Herbst aussehen wird. 
- Aktionstage haben nur Sinn, wenn sie 
Teil einer Karnpange sind, deren Konzept 

Aufgrund dieser grob inhaltlichen Basis 
werden von dem Nürnberger Bündnis kei­
ne Forderungen mit appelativem Charak­
ter aufgestellt, sondern es geht vielmehr 
um die Bewußtmachung der Zusammen­
hänge und deren Auswirkungen (es geht 
um den Kapitalismus!) 
Mitgewirkt hat das Bündnis bisher bei; 
- der Nürnberger Lateinamerika-Woche, 
die dieses Jahr unter dem Motto .,Ver­
schuldung und Verelendung" stattfand 
uns sich eines sehr regen Andrangs er­
freute 
- der Durchfürhung von Wochenendse­
minaren zu dem Thema Verschuldung 
- einer Veranstaltung zum Uranabbau 
und den Atomtests im Rahmen der bun­
desweiten Kampagne .,das Uran muß in 
der Erde bleiben" 
- einer Aktion in der Nürnberger Innen­
stadt, bei der vor der Deutschen Bank 
aus Latten, Pappe und Planen 5 Slumhüt­
ten errrichtet wurden. Dabei wurden Flug­
blätter verteilt und unter dem Motto .,Die 
Hütten rücken näher" darauf hingewie­
sen, daß der Profit der Banken und Kon­
zerne und die Verelendung in der Periphe­
rie 2 Seiten einer Medaille sind. (Die Ak­
tion ist zu empfehlen!) 
Ausgehend von Nrünberg hat sich auch 
ein nordbayerisches Aktionsbündnis ge­
bildet. Darin sind außer Nürnberg Städte 
wie Würzburg, Coburg, Forchheim, Bay­
reuth, Samberg u.a. vertreten. Vom 25. 
Juni bis 2. Juli ist geplant in Nordbayern 

über den Herbst hinausgeht und länger­
fristig Bestandteil der Anti-AKW-Bewe­
gungwird·. 
- Für die Aktionen im Herbst sollte eine 
konstruktive Diskussion mit möglichst 
vielen Gruppen stattfinden, die sich dann 
in Aktionsbündnissen niederschlägt. 

eine Aktionswoche gegen IWF, Konzerne 
und Banken durchzuführen, die am 2. Juli 
mit einem .,Spektakeltag" in Nürnberg ih­
ren Höhepunkt erreichen soll, dabei 
geht's um die phantisievolle, kreative, 
bildliehe Darstellung der Probleme und 
Zusammenhänge und um die Überwin­
dung "~!abgewonnener Rituale" in den 
Bewegungen und festgefahrener Verhal­
tensmuster. Also mal vollkommen ande­
res als sonst. Darüber hinaus ist für uns 
klar, daß bis zum September noch viele 
Aktionen, Veranstaltungen etc. laufen 
müssen, um ein Gegenbewußtsein zu 
schaffen, das über die Tagung im Sep­
tember hinausgeht. Denn diese soll ja 
erst der Anfang sein einer langfristigen 
Kampagne zur grundsätzlichen Verände­
rung der Machtverhältnisse. 
BI gegen WAA, Nbg . 
Kontakte, unter denen Ihr auch Material, 
Medien und Tips bekommen könnt: 
Südbayern: Münchner Koordinations­
kreis der IWF/Weltbank-Kampagne 
c/oZEF 
Pa.riser Straße 7 
8000 München 80 
Tel. 089/4 48 4810 

Nordbayern: 
Kirchlicher Entwicklungsdienst (KED) 
Pirckheimer Straße 33 
8500 Nürnberg 10 
Tel. 0911/35 00 24 9 
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Kernforschungszentrum Karlsruhe: 
Schleichwege zur Atombombe! 

Während die BRD-Offentlichkeit auf 
Hanau blickt, hat der U8-Gehelm­
dienst CIA auch das Kernforschungs­
zentrum Kar1sruhe auf eine "schwar­
ze" Liste von Firmen und Einrichtun­
gen gesetzt, die ohne Sondergenehmi­
gung von nordamerikanischen Com­
puterfirmen nicht mit High Tech belie­
fert werden dürfen, weil diese Firmen 
und Einrichtungen als potentielle 
Atomwaffenschmieden angesehen 
werden. Das dieser Verdacht im Hin­
blick auf das Kernforschungszentrum 
Kar1sruhe nicht unbegründet ist, ver­
deutlicht eine neu erschienene Bro­
schüre (s.Anzelge). Im folgenden eine 
kurze Zusammenfassung. 
Die heute gebräuchlichen Atomspreng­
köpfe werden- ähnlich wie bei der Naga­
saki-Bombe- aus Plutonium hergestellt. 
Plutonium ist jedoch nicht gleich Pluto­
nium: Für militärische Zwecke ist Pluto­
nium 239 erwünscht, Plutonium 240 uner­
wünscht. ln US-Nuklearwaffen beispiels­
weise hat das Plutonium einen Gehalt von 
93 % des Isotopes 239, und 6,5 % des 
Isotopes 240. Steigt der Anteil des letzte­
ren (wie es für gewöhnlich in Reaktoren 
der Fall ist), kann es zur technischen 
Schwierigkeiten bei der Herstellung von 
Sprengköpfen kommen. Dazu heißt es in 
einer Broschüre des Kernforschungszen­
trums: 
.,Mit steigendem Pu-240 und Pu-242-Ge­
halt erhöht sich die Wahrscheinlichkeit ei­
ner Frühzündung, die statt einer Explo­
sion nur eine Verpuffung bewirkt. Um die 
Gefahr einer Frühzündung bei der Ver­
wendung von Reaktor-Plutonium zu um­
gehen, ist die extrem hohe Schießge­
schwindigkeit von mindestens 10000 m/s 
erforderlich. Erfahrungen darüber liegen 
nur in den Kernwaffenstaaten vor. "(1) 
Wie aus dem Zitat deutlich wird, ist die 
Herstellung einer solchen "schmutzigen" 
Atombombe also eine lösbare Aufgabe. 
Den praktischen Beweis erbrachte die 
Testzündung einer solchen Atombombe 
im Jahre 1977 auf Veranlassung der Car­
ter-Administration. Da die BAD in die Mili­
tärtechnik ("Schießgeschwindigkeit") ja 
keinesfalls hinter den USA zurückliegt, 
dürfte auch sie das entsprechende 
Know-How haben. 
Trotz dieser Möglichkeit bevorzugen die 
Militärs Bomben mit einem hohen PU-
239-Anteil. Sie sind handlicher, in ihrer 
Sprengwirkung kalkulierbarer und zuver­
lässiger. Nun kann die gewünschte Isot­
openzusammensetzung auch in einem 
normalen Atomkraftwerk erzielt werden. 
Notwendig ist es hierfür, die Brennstäbe 
schon nach kurzer Zeit aus dem Reaktor 
zu entnehmen. Dazu muß man sich die 
physikalischen Abläufe vergegenwärti­
gen: Uran 238 wird durch Neutronenein­
fang zu Plutonium 239. Fängt dieses Iso­
top aber ein weiteres Neutron ein, wird es 
zu Pu-240. Logischerweise steigt die 
Wahrscheinlichkeit dieser unerwünsch-
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ten Weiter-Verwandlung mit der Verweil­
dauer der Brennstäbe im Kern. Als Fau­
stregel gilt: je länger der "Abbrand" eines 
Brennelementes ist, um so höher ist sein 
Pu-Anteil, aber umso höher auch der An­
teil des Isotops 240 im Gesamt-Pu. 
Den Zusammenhang verdeutlicht das fol­
gende Schaubild wobei "Megawatt-Tage­
pro-Tonne" die Maßeinheit für die Verweil­
dauer der Brennstäbe im Reaktor ist. 
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Gesamtmenge und Isotopen-Zusammensetzung von Pluto­
nium in I.WR-Brennelementen in Abhängigkeit vom Abbrand ---21.2. ·•· ""'-283. s.a11. 

Reaktor-Plutonium ist also nicht nurtaug­
lich für "schmutzige" Atombomben, son­
dern bei niedrigem Abbrand auch für Prä­
zisionsatomwaffen. Am einfachsten ist al­
lerdings die militärische Verwendung von 
Plutonium aus dem Schnellen Brüter. Die 
Brutzone eines solchen Reaktors wird 
nämlich von einem Mantel aus Uran-238 
umgeben, das sich durch den Neutronen­
beschuß ständig in Plutonium 239 ver­
wandelt. 

Wo entsteht in Karlsruhe 
Bombenstoff, welche Güte 
hat er, wie wird er 
kontrolliert? 
Am 18. Juli 1956 wurde als Startschuß 
zum Kernforschungzentrum die "Kernre­
aktor Bau- und Betriebsgesellschaft" ge­
gründet. Heisenberg, der zunächst als 
Leiter des Zentrums vorgesehen war, sich 
jedoch der Grundlagenforschung ver­
schrieben hatte, brachte im April1957 die 
"Göttinger Erklärung" heraus, in der er 
sich gegen die Mitarbeit an militärischen 
Projekten aussprach. Dies führte zur Tren­
nung der Göttinger Atomforscher. Die 55 
Mann starke "Arbeitsgruppe für Reaktor­
bau" zog nach Karlsruhe, während Hai­
senberg nach München ging. Später 
schrieb er in seinen Erinnerungen: 

"Es beruhigt mich, daß für die Menschen, 
die hier (in Karlsruhe) die wichtigen Ent­
scheidungen zu treffen hatten, die Gren­
zen zwischen friedlicher Atomtechnik 
und atomarer Waffentechnik ebenso flie­
ßend waren wie die zwischen Atomtech­
nik und atomarer Grundlagenfor­
schung."(2) 
Als erste Projekte favorisierte man in 
Kar/sruhe Natururan-Reaktoren: 

Der Forschungsreaktor 2 (FR 2) ging 
1961 in Betrieb und arbeitete mit Schwe­
rem Wasser als Moderator und Kühlmittel 
(der FR 1, der zu diesem Zweck Graphit 
vorgesehen hatte, wurde nicht verwirk­
licht). Nach einer technischen Modifika­
tion arbeitete er ab 1966 mit leicht (2%) 
angereichertem Uran. Stillegung 1981. 
Der Mehrzweckforschungsreaktor 
(MZFR) ging Ende 1966 auf Leistung und 
wurde im Mai 1984 abgeschaltet. Wie der 
FR-2 arbeitete er ebenfalls mit Natururan/ 
Schwerem Wasser. Dieser Reaktortyp ist 
demjenigen, der mit angereichertem Ur­
an arbeitet zwar wirtschaftlich unterle­
gen. Doch für die militärische Verwen­
dung hat er Vorteile: Er produziert - da 
z.B. vergleichsweise mehr Uran-238 in 
den Brennstäben ist-mehr Plutonium als 
andere Modelle. Und dieses Plutonium 
hat einen höheren Anteil des waffentaugli­
chen Pu-239, weil die Brennstäbe hier je­
derzeit und ohne Abschaltung des Reak­
tors aus dem Core entnommen werden 
können, d.h. man kann ohnevielAufwand 
an das militärisch relevante Pu-239 her­
ankommen. 
Dazu ist jedoch zunächst eine Wiederauf­
arbeitung der Brennstäbe nötig. Deise 
Wiederaufarbeitung erfolgt in der eben­
falls in Karlsruhe vorhandenen Wiederauf­
arbeitungsanlage. Dort wurde bisher eine 
Tonne Plutonium aus den Brennstäben 
des MZFR, aber auch an anderen AKW's 
abgetrennt. Welche Zusammensetzung 
hatte diese eine Tonne Plutonium? 
Eine erste Annäherung an den Sachver­
halt gibt die offizielle Statistik. 

Kernbrennstoffdurchsatz der WAK (9171-10/86) 
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Die Tabelle zeigt in Spalte 1 und 2 die 
AKW's, die Brennelernten zur WAA Karls­
ruhe geschickt haben, in Spalte 3 den für 
uns jetzt uninteressanten Urandurchsatz. 
Spannend dagegen sind die Spalte 4 und 
die Spalte 5, hier geht es um Plutonium. 
Nach Spalte 4 sind aus dem Heißdam­
pfreaktor Großwalzheim 1,49 kg Pluto­
nium abgetrennt worden, aus dem (Karls­
ruher) Mehrzweckforschungsreaktor 
277,5 kg. Was diese beiden Werte von den 
anderen in Spalte 4 abhebt, ist der in 
Spalte 5 dafür angegebene Abrand. Da­
nach hatte das Plutonium aus dem MZFR 
einen durchschnittlichen Abbrand von 
8,7 Gigawatt-Tagen-pro-Tonne, das ent­
spricht in unserem obigen Schaubild 
8700 Megawatt-Tagen-pro-Tonne oder ei­
nem Pu-239-Prozentsatz von deutlich 
über 80 %. Man bedenke: Dies ist der 
Durchschittswert, d.h. ein gewisser Anteil 
von diesen 277,5 kg Plutonium muß noch 
einen weit höheren Anteil von Pu-239 ha­
ben! 
Ganz außer Frage steht die Waffentaug­
lichkeit des Plutoniums aus dem Heiß­
dampfreaktor (Ourchschnittsabbrand = 
400 Mwdlt = nahezu 100 % Pu-239). Daß 
es sich hierbei nur um die relativ geringe 
Menge von knapp 3 Pfund handelt, sollte 
uns nicht täuschen: Dieses "supergrädi­
ge" Pu könnte zum "Veredeln" von weni­
gen waffentauglichem Pu verwendet wer­
den und so durchaus die kritische Masse 
einer Atombombe erreichen. 
Im August 1971 ging unter dem Projektti­
tel "Kompakte Natriumgekühlte Kernre­
aktoranlage (KNK)" ein Schneller Brüter 
in Betrieb. KNK I probierte zunächst le­
diglich das neue (und hochexplosive) 
Kühlmittel Natrium aus, und wurde erst 
1975 mit einem "schnellbrütenden" Reak­
torkern ausgerüstet. Dieser KNK II wurde 
im Oktober 1977 kritisch und ging im 
März 1979 auf volle Leistung. 
Ein schneller Brüter ist militärisch auf 
doppelte Weise interessant, nämlich ein­
mal was den Brutkern, und zum zweiten 
was den Brennmantel angeht. 
Die Brennelemente des Brutkerns "wei­
sen regelmäßig und ohne frühes oder 
häufiges Abschalten des Reaktors einen 
geringen Abbrand auf" (3), d.h. haben ei­
ne hochprozentigen, möglicherweise 
waffentauglichen Anteil von Pu-239. Der 
erste Brutkern, 1982 ausgewechselt, soll­
te 1986 in der französischen Militär-WM 
Marcoule aufbearbeitet werden (4), wo 
schon 1976 aus dem "nichtschnellen" 
thermischen Kern des KNK I Plutonium 
abgetrennt worden war (5). Mittlerweile 
ist man aber in Karlsruhe soweit, daß man 
das künftig auch selbst tun kann (6). 
Beim Brutmantel fällt praktisch aus­
schließlich waffenfähiges Pu-239 an. Au­
ßerdem kann es relativ problemlos abge­
trennt werden: "Die Erschwernisse der 
Wiederaufarbeitung für hochabgebrann­
te Brennelemente gelten nicht für den 
Brutmantel der Brutreaktoren."(?) ln der 
Uteratur war kein Hinweis zu finden, daß 
dieseArbeiten nicht in Karlsruhe gemacht 
werden würden (wie z.B. dieAufarbeitung 
des Brüterkerns im Marcoule). Man kann 
also mutmaßen, daß dieser Bombenstoff 
im KFK selbst abgetrennt wurde. 

Der Karlsruher Versuchs-Brüter KNK II 
hat eine elektrische Leistung von 20 MW. 
Leider konnte man nirgends Angaben 
darüber finden, wieviel Plutonium er "er­
brütet" hat. Allerdings vermittelt die fol­
gende Überschlagsrechnung einen er­
sten Eindruck: Der französische Brüter 
Phenix (nicht zu verwechseln mit den Su­
per-Phenix in Malville) ist mit 250 MW et­
wa 12mal so leistungsfähig wie die Karls­
ruhe Anlage. Pro Jahr werden dort etwa 
100 kg Waffenplutonium produziert (8). 
Der Karlsruher KNK II ging im März 1979 
auf volle Leistung. Bis heute (März 1988) 
wäre er dann 9 Jahre in Betrieb, wobei 
man allerdings etwa 2 Jahre für störfallbe­
dingte Stillstände (der längste war 1980/ 
81) abziehen muß. Somit käme man auf 
einen 7 -jährigen Betreib, das wäre bei 8 
kg Waffenplutonium p.a. eine Ausbeute 
von 56 kg. woraus umgerechnet 10Atom­
sprengköpfe herstellbar wären. 
Wie wir gesehen haben, entsteht waffent­
augliches Plutonium in Karlsruhe sowohl 
im Reaktor MZFR als auch im Brüter KNK 
II. Abgetrennt wird es in der Wideraufbe­
reitungsanlage (wo noch Plutonium aus 
anderen Reaktoren anfällt), und von dort 
alle 14 Tage nach Hanau zur ALKEM ge­
bracht. 
Über die militärische Relevanz dieser Vor­
gänge urteilt das KFK selbst: "ln der Wi­
deraufbereitungsanlage und im Bereich 
der Pu-Brennelementefabrikation fällt der 
Kernbrennstoff Plutonium in konzentrier­
ter Form an." Alles in allem so der Aufsatz 
weiter "ist von hier aus der Weg zum 
Sprangsatz am direktesten." Das alles ist 
natürlich überhaupt nicht selbtskritisch 
gemeint, sondern eine wertneutrale Ver­
allgemeinerung. Im ürigen: 
"Für einen Staat, der zum Bau eines Kern­
sprangsatzes entschlossen ist, dürften 
andere Wege attraktiver und weniger auf­
wendig sein, zum Beispiel über eine ge-

heime Labor-Anreicherungsanlage oder 
über einen kleinen getarnten Reaktor mit 
angeschlossener Wiederaufbereitungs­
anlage." (9) 
Auch diese Außerung aus einer offiziellen 
KFK-Broschüre ist nicht als Selbstankla­
ge gemeint, obwohl sie genauso gelesen 
werden müßte. ln den ersten 20 Jahren 
war nämlich die Karlsruher Forschung 
fast völlig dem Ucht der Offentlichkeit 
und der internationalen Kontrolle entzo­
gen, fand sie "getarnt" und geheim" statt. 
Bis 1978 durften die Beamten der Wiener 
Atom-Kontrollbehörde IAEO nämlich das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe nicht 
betreten (10). Die Kontrollen erfolgen bis 
dahin ausschließlich durch die EURA­
TOM, die auch direkt aufdem KFK-Gelän­
de ansässig ist vnd zusammen mit den 
Karlsruher Forschern die Plutonium-Ver­
suchen beim "Europäischen Institut für 
1i"ansurane" betreibt! zur Charakterisie­
rung des EURATOM-Vertrags sagte die 
FAZ bereits 1957, daß er "den 6 Ländern 
wahrscheinlich in einigen Jahren, wenn 
das notwendig sein sollte, sagen wir, den 
Bau von EURATOM-Bomben ermögli­
chen" würde (11 ). ln der 7ät gibt es im EU­
RATOM-Vertrag keine Klausel, die eine 
militärische Nutzung der Atomenergie un­
tersagen würde. Die Kontrollen diesen al­
lein der Feststellung, daß die Kernbrenn­
stoffe nicht anderen als den vorgesehe­
nen Zwecken zugeführt werden, wobei 
von den Kontrollen alle für Verteidigungs­
zwecke bestimmte Stoffe ausgenommen 
sind. Die Ratifizierung des Atomwaffen­
sperrvertrages wäre fast daran geschei­
tert, daß die Bundesregierung nur Kon­
trollen der EURATOM, nicht aberdie IAEO 
zulassen wollte. Auch nach massivem in­
ternationalem Druck gab die Bundesre­
gierung hier nur pro forma nach: Ergebnis 
war ein Verifikationsabkommen zwischen 
EURATOM und IAEO, das die Befugnisse 
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letzterer auf nahezu Null eingeschränkt; 
so erhält die IAEO keine Daten, der von 
EURATOM oder dem jeweiligen Staat für 
"schützenswert" erklärt werden; sie darf 
nur in Ausnahmefällen eigene Inspektio­
nen durchführen und mußte diese zudem 
läge vorher ankündigen; ansonsten be­
gleitet sie die EURATOM-Kontrolleure in 
20-35% der Fälle, wobei ihr der Zutritt zu 
bestimmten 791/en von Atomanlagen oh­
ne Angabe von Gründen untersagt wer­
den kann (12). 
Im übrigen bevorzugt man in Karlsruhe ei­
ne rein technische Oberwachung, d.h. 
man läßt keine Kontrolleure in die Anlage, 
sondern beschränkt sich "als grundsätz­
lich Oberwachungsmaßnahme" auf 
"Kernmaterialbuchhaltung und -Verifika­
tion" (13). Nur einmal pro Jahr wird dieser 
rein technisch-buchhalterische Prozeß 
gestoppt und "das gesamte Kernmaterial 
durch die Oberwaschungsbehörde iden­
tifiziert" (14). Abgesehen von der wichti­
gen Frage, ob mit dieser Behörde nun EU­
RATOM oder die IAEO gemeint ist, müs­
sen aber selbst die Verantwortlichen des 
KFK zugeben, daß diese Kontrollen viel 
zu selten sind, um das Verschwinden vom 
Bombenrohstoff feststellen zu können. 
"Derzeit wird von der IAEO eine Entdek­
kungszeit . .. von vier Wochen für abge­
trenntes Plutonium und drei Monaten für 
Plutonium in abgetrennten Brennelemen­
ten zugrundegelegt." Leider sei aber "ein 
Prozeßstopp in vierwöchigem Ab­
stand. . . schon aus innerbetrieblichen 
Gründen indiskutabel". Komplexe Com­
putersimulationsprogramme können die­
ses Manko selbstverständlich nicht wett­
machen, so daß selbst offiziell freimütig 
bekannt wird: "Einen lest mit optimalen 
Entdeckungswahrscheinlichkelten für al­
le denkbaren Verlustszenarien gibt es al­
lerdings nicht." (15) 
Fazit: ln Karlsruhe wlnl bombenfähi­
ges Plutonium in betrlichtllchen Men­
gen produziert. Eine Abzweigung für 
milltlrlsche Zwecke kann durch inter­
nationsie Kontrollen - die zudem erst 
seit 1978 stattfinden-nicht verhindert 
wenlen. 

Anmerkungen: 
(1) KfK-Broschüre, Wie sicher ist die Ent­
sorgung, S. 27 
(2) z.n. Autonomie, Neue Folge 415, S. 81 
(3) Grupp/Schmalenströhr,Atome für den 
Krieg,S. 135 
(4) KfK-Broschüre, Wie sicher ist der 
Schnelle Brüter, S. 13 
(5) s1ehe dazu den Artikel Plutoniumdrei­
eck in der Broschüre: 
Kernforschungszentrum Kartsruhe, 
Schleichweg zur Atombombe? 
(6) KfK-Pressemitteilunng vom 13.1.86 
(7) siehe (3) 
(8) Berechnung bei Scheib, Militärische 
Atomprogramme, in: 
Scheib, Reaktoren und Raketen, S. 55 
(9) siehe (1), S. 29 
(10) Baumgärtel u.a., Brennstoff aus der 
Asche,S.47 
(11) FAZ vom 9.4.57 
(12) ausführlich dazu bei M. Küntzel, Auf 
leisen Sohlen zur Bombe, in: Scheib, Re­
aktoren und Raketen, S. 213 ff. 
(13) siehe (14) 
(14) KfK-Broschüre, Wie sicher ist die Ent­
sorgung, S. 19 ff. 
(15) siehe (14) 
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" ••• Noch kein Standort benannt" 
Siemens und die niedersächsische 
Landesregierung genehmigen sich 
neue AKWs-~ HTR Modul 

Nach dem Willen von Siemens soll die 
neue Reaktorlinie HTR Modul in den 
90er Jahren die auslaufende Serie der 
Leichtwasserreaktoren wie Biblis, 
Grohnde, Brokdorf ablösen. 
Mit der erstmaligen Anwendung des 
Genehmigungsverfahrens "standor­
tunabhängigerVorbescheid" sollen die 
Einspruchsmöglichkeiten der Bürger 
ein für allemal ausgehebelt werden. 
Die Atommüllkonferenz, das li'effen 
der bundesweiten Anti-AKW-Bewe­
gung, beschloß am 7.2.1988 in Neu­
wied, für die im ersten Halbjahr 1988zu 
erwartende "Beteiligung der Öffent­
lichkeit" in der ganzen Bundesrepublik 
die Sammlung von Einwendungen zu 
organisieren. 
Nach der Fertigstellung der AKW-Biök­
ke Lingen II, lsar II und Neckar II ist Sie­
mens von 1989 an nur noch mit den 
Wartungsverträgen seiner ehemaligen 
Tochter KWU im Inländischen Atomge­
schäft. Für die andere Tochter Intera­
tom brauchen sie jetzt dringend neue 
Aufträge im Kraftwerksbau. 
Das Konzept HTR Modulliegt seit 1984 

zeugung. Die Energieversorgungsunter­
nehmen (EVUs) bemühen sich daher, ih­
ren überschüssigen Strom im Wärme­
markt unterzubringen. Geschröpfte Be­
sitzer von Nachtspeicheröfen wissen 
das. 
Neben den Haushalten sind aber vor al­
lem Industriebetriebe zu nennen, die ihre 
Produktionskosten niedrig halten wollen. 
Viele benötigen Prozeßwärrne, angefan­
gen von der Verformung von Kunststoffen 
über die Aufarbeitung von Erdöl bis zur 
besseren Ausbeutung von Erdöllagerstät­
ten wie im niedersächsischen Emsland. 
Wärme aus Strom zu erzeugen ist aber 
unsinnig und teuer. Die Zukunft soll daher 
in der Wärmekraftkoppelung liegen. Die 
Wärmekraftwerke müssen aber nah bei 
den Wärmekunden errichtet werden, da 
bei längeren Transportstrecken die Wär­
meverluste zu hoch werden. Ökonomisch 
sinnvoll sind daher viele kleine Kraftwerke 
nah an Siedlungs- oder Industriegebie­
ten. 
Daß der Kraftwerksbau nach dem Bedarf 
der Industrie voranschreitet, wissen wir 
spätestens seit der Errichtung des AKW 
Stade, das seinen Strom zur Gänze an die 
Elektrolyseöfen der nahegelegenen Rey­
nolds-Aiuminiumhütte abgibt. 

fest. Seidem taucht der HTR Modul in GeNOSSEN! ~E~ NEuE 
vielen Aufsätzen für die "Nuclear Com- 0. 
munity''soauf,alsobesihnbereitsgä- , ~.. H'T'R- 'AUG~LREAK'T'OR iST 
be. Mit dieser Art von Propaganda ge- VoLLiG JNGeFÄURLiCU !' 
lang es Siemens, den HTR 500 von t:::A ~ , · I 
BBC aus dem Bewußtsein der interes- ~ ;.., i ! 
sierten Wirtschaftsunternehmen zu "-..... ~ · j7 · ; 
verdrängen. ;,; '- , \. ...:::::;:::::: l.....!U'tl. 1 

Den Betroffenen aus ~ /.~!:A .; 
dem Wege gehen ~ . ·~, ~"'""' 

Neubaupläne gekonnt heruntergespielt. . ""f ' , ' 1"0 
Gegenüber der Öffentlichekit werden die ~~\ 1 ir:h ·. \ ~ ~~'. 
Ziel dabei ist es, der Auseinandersetzung ! J _ \ 
mit der direkt betroffenen Bevölkerung so "'-....; " ;,. : , 
lange wie möglich aus dem Wege zu ge- ....-,;~li!fis!:--;;:!~:::s:r 
hen. Ende August letzten Jahres wollte I 
Siemens noch glauben machen, bei der I l S?:i>- cU\(V.KFTS FORUM 
beantragten atomrechtlichen Prüfung ; A _'~~ü. A2!Ei'i 
ginge es lediglich darum, bei etwaigen j' ,fr ATOM 
Exportgeschäften ein deutsches Gut- . 
achten vorlegen zu können. Auch Um­
weltminister Remmers, dem zu diesem 
Zeitpunkt noch kein konkreter Standort 
bekannt zu sein schien, sprach von einer 
Referenzanlage, die zu Demonstra­
tionszwecken errichtet werden könnte. 
Und für die Weiterentwicklung des inter­
nationalen Sicherheitsstandards der 
Kerntechnik sei die Landesregierung zu 
haben. 
Die Rede von den "Export-AKWs" lenkte 
von der Tatsache ab, daß der HTR Modul 
auf die Veränderungen des Energiemark­
tes in der Bundesrepublik zugeschnitten 
ist. 

Heues Produkt 
fiir neue Märkte 
ln der Bundesrepublik gibt es ein Überan­
gebot an Kraftwerksleistung zur Stromer-

Technikund 
Preisgestaltung 
Diese Entwicklung wird auch Siemens 
nicht entgangen sein. 
Das Ergebnis ihrer Überlegungen ist der 
HTR Modul mit einer Leistung von 100 
MW je Block. Mehrere solcher AKWs sol­
len zusammengeschaltet (modulartig) 
kombiniert Prozeßdampf bis 500° C, 
Fernwärme oder Strom erzeugen kön­
nen. 
Das Problem bei der Vermarktung sind 
die Kosten von AKWs. Prinzipiell ist die 
vierfache Auslegung der Sicherheitssy­
steme das eigentlich teure an AKWs, fast 
ungeachtet dessen, ob sie 1300 MW, 500 
MW oder 100 MW Leistung erzeugen. 



Die neue "Sicherheltsphilosophle" muß 
daher lauten: Weniger Anlagenteile gleich 
weniger Schweißnähte; einfachste Kon­
struktion und Reduzierung der Komplexi­
tät gleich höhere Sicherheit; geringster 
Personalaufwand zugunsten von auto­
matischer Überwachung gleich Aus­
schaltung des Sörfaktors Mensch. 
Der HTR Modul soll dementsprechend Im 
wesentlichen aus einem Druckgefä8, ei­
nem Ein- und Ausströmrohr für das Kühl­
mittel Helium, einem Wärmetauscher und 
einem Notstromaggregat für das eine 
Kühlgebläse bestehen. Der zweite Kühl­
kreislauf mit dem Dampfgenerator zur 
Auskoppelungsmöglichkeit für Wärme 
oder zur Stromerzeugung wird nach dem 
Willen von Siemens nicht als Bestandtell 
der Atomanlage betrachtet. 
Nach Angaben von Michael Salier (Pro­
jektgruppe Raktorsicherheit des Öko-In­
stituts) soll dieser sicherheitstechnisch 
abgemagerte Reaktor acht bis neun Mil­
lionen D-Mark kosten. Eine Stadt mit ca. 
20 000 Einwohnern wäre in der Lage, sich 
das Ding errichten zu lassen. 

Daaneue 
Qenehmlgungaverfahren 
Kurz nach dem Unglück von Tschernobyl 
legte die KWU einen Antrag auf Konzept­
genehmigung in Nordrhein-Westfalen 
vor, den sie später wieder zurückzog, um 
bald darauf gleiches in Niedersachsen zu 
probieren. Das niedersächsische Um­
weltminlsterium riet, die Konzeptgeneh­
migung in der Form des "standortunab­
hängigen Vorbescheids" nach§ 7aAtom-

Jürgen Sieg~~~o·mn 

gesetz (AtG) durchzuführen. Bel diesem 
Verfehen handelt es sich, wie bei den 
technischen Besonderheiten dieses Re­
aktortyps. Auch um eine juristische Be­
sonderheit. 
Der Regelfall des atomrechltichen Ge­
nehmlgungsverfahrens war: Man mußte 
bisher in jedem Fall an einem bekanntge­
machten Standort unter der Beteiligung 
der betroffenen Bevölkerung in einer poli­
tischen Diskussion sich die technische 
Anlage Raktor genehmigen lassen. 
Aber nach § 7aAtG kann der Setreiber ei­
nen Vorbescheid beantragen, entweder 
für einen Standort- das hat man nur ein­
mal versucht und nach Eintreffen von 
1243 Einwendungen gleich wieder aufge­
geben - oder für einen Bautyp. Dieser 
Weg, der nach AtG ausdrücklich möglich 
ist, ist bisher nie gegangen worden. Aber 
jetzt versucht man genau das. 
Eine wesenltiche Vorausatzung dafür, daß 
ein solches Vefahren rechtsgültig wird, ist 
die Beteiligtung der Öffentlichkeit. Ist das 
Verfahren rechtsgültig abgeschlossen, 
dann tritt die "Präklusion" in Kraft, d.h. 
wer nicht rechtzeitig Einwendungen erho­
ben hat, hat bei nachfolgenden Verfahren 
wie der Standortgenehmigung und den 
Betriebsgenehmigungen kein Klagerecht 
mehr gegen die technische Anlage, also 
den Bautyp HTR Modul. 
Dann kann man zum Belspiel im Stand­
ortgenehmlgungsverfahen nicht mehr 
wegen Störfällen wie Erdbeben, Flug­
zeugabsturz oder Gaswolkenexplosion 
klagen, weil in den Standortunabhängi­
gen Vorbescheid alle sicherheitstech­
nisch relevanten Details der Anlage be­
reitseinbezogen werden sollen. 

Der jetzt beantragte Vorbescheid für eine 
Typengenehmigung bedeutet aber; daß 
kein Mensch weiß, ob er sich juristisch 
betroffen fühlen kann, ob er damit rech­
nen muß, daß ein AKW in seiner Nachbar­
schaft, Im Umkreis von 20 km oder viel­
eicht gleich neben seinem Zaun, errichtet 
werden soll. Es heißt im § 7a AtG ledig­
lich, daß die Genehmigung bei der Ge­
nehmigungsbehörde des Landes zu be­
antragen sei, ln dem die Anlage errichtet 
werden soll. Wenn nun dieses laufende 
Verfahren in der ersten Hälfte dieses Jah­
res in den Bereich der Öffentlichkeltsbe­
teiligung kommt, dann wird im Bundesan­
zeiger und Im Ministerialblatt bekanntge­
macht, daß für den Standort Niedersach­
sen ein HTR Modul als Typ zu genehmi­
gen ist. Dann können sich alle, von Spie­
keroog bis Duderstadt, angesprochen 
fühlen. 
Und alle, die sich nicht eintscheiden 
konnten, ob sie in ihren Rechten betroffen 
sind, sind angeschmiert. 
Sollte man/trau sich dennoch betroffen 
fühlen und rechtzeitig Einwendungen 
zum Vorbescheid erheben wollen, so wird 
es eine weitere Überraschung geben. ln 
einer Arbeitsgruppe beim BMFT wird seit 
1984 daran gearbeitet, zwischen Antrag­
stellern, Behörden und Gutachtern tech­
nische Fragen vorab zu klären und die Ge­
nehmigung vom juristischen Standpunkt 
her unangreifbar zu machen, damit kein 
Einwender mehr eine Lücke findet. Dazu 
gehört beispielsweise der Stahl, aus dem 
das einzige Kühlrohr gefertigt werden 
soll, Der Abriß des Ein- und Ausströmroh­
res wird durch den "basissicheren" Stahl 
von vornherein für ausgeschlossen er­
klärt. 
Schon in der bisherigen Form war die Bür­
gerbeteiligung nicht zur Verhinderung von 
Atomanlagen gedacht. Nun soll nur noch 
ganz formal die Rechtsgültigkeit für d ie 
Typengenehmigung erlangt werden. 
Daß die Betroffenen sich in der Vergan­
genheit nicht auf die Rolle des "kritischen 
Begleitens des Baus von Atomanlagen" 
haben beschränken lassen, Ist Ihrem poli­
tischen Willen und Handeln zuzuschrei­
ben. 
Die Hoffnungen der Atommüllkonfe­
renz richten sich daher darauf, breiten 
Wkletstalldln der Bevölkerung gegen 
den HTR Modul zu entwickeln. 
Als erster Schritt sollen ln der ganzen 
Bundesrepublik Sammaleinwendun­
gen für das Im ersten Halbjahr 1988 zu 
erwartende Elnspruc:hsverfat 01'­
gMisiert werden. Diese Semmelein­
wendungen haben vor allem politische 
Bedeutung: 
- Mit einem Einspruch hat man/trau 
eine Eintrittkarte für den Er&18N19S­
termin. M6gllchst viele Menschen aus 
der ganzen Bundesrepublik sollen Ge­
legenheit haben, sich am Er6rten.lngs­
termin zu beteiligen. 
- Es soH eine breite Aulkllrung ln der 
Otrenttlchkelt erreicht werden. 
-r Darauf wird sich die Mobilisierung 
zu weiteren Aktionen stützen. 
Für die Arbeitsgruppe ,.Stoppt den HTR 
Modul" der Atommüllkonfe renz Götz 
Renger (Hannover). 
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Nachtrag der baverischen Landtagsfraktion der Grünen: 

Was haben wir ir: 

Zwar läuft das Genehmi­
gungsverfahr-en von Sie­
mens/KWU/Interatom im atom­
freundlichen Niedersachsen 
- die öffentliche Bekannt­
machung soll noch im Som­
mer /Herbst 1998 erfolgen -
doch ist es eben standort­
unabhängig. D.h. die tat­
sächlichen St~ndorte der 
HTR-Module können dann 
ebenso in Niedersachsen wie 
in Bayern liegen. 
Schließlich gibt es Hin­
weise. daß der (Noch-)Kon­
kurrent Asea-Brown-Boveri 

Bayern damit zu tun? 

ebenfalls ein standortunab­
hänoiaes Genehmigungsver­
fahren für seinen 100 Mega­
watt-Reakto!"" in Bayern vor­
bereitet. Für das Mini­
Atomkraftwerk des Mannhei~ 
mer Konzerns interessteren 
s1ch d1e Isar-Amoer-Werke, 
die Oberbayern mit Strom 
versorgen und ins Fernwär­
megeschäft einsteigen wol­
len. Sie haben die ABB­
Tochter Hochtemperatur­
Reaktorbau GmbH beauftragt, 
einen Si cherhei tsber'i cht 
fi.ir den neuen Reaktor zu 

erstellen. Auch 
Siemens/KWU/Interatom gehen 
mit ihrer Version derzeit 
bei der Industrie. und den 
El ektri z i tätsversorgl.tngs­
unternehmen <auch kleine­
ren> hausieren. 
Sowohl das "Interesse" der 
lsar-Amper-Werke als auch 
Beteiligungen der Stadtwer­
ke München und Würzburg an 
der Arbeitsgemeinschaft 
Versuchsreaktor GmbH Jü­
llch, die den "Forschungs"­
HTR AVR Jülich betrelbt. 
zeigen. daß uns in Bayern 
die nächste Offensive der 
Atomlobby droht. 

Verschieben und Zwischenlagern, 
das bundesdeutsche Entsorgungskonzept 

Bisher sind erst kleine Teile der Ma­
chenschaften von Nukem, Ti'ansnukle­
ar und Co. wirklich aufgeklärt. Trotz­
dem konnte mensch selbst in der bür­
gerlichen Presse lesen, was die Anti­
Atom-Bewegung schon seit Jahren be­
hauptet. 
Es ist möglich, von dem als zivil defi­
nierten .. Brennstoffkreislauf" waffenfä­
higes Material abzuzweigen. 
Abgesehen von der Sicherung ihres 
Profits und ihrer Macht ist es mit der 
Zuverlässigkeit der Atomindustrie 
nicht soweit her. Das bestehende "Ent­
sorgungskonzept" verdient seinen Na­
men nicht und hat vor allem den 
Zweck, eine formelle Rechtfertigung 
für den Weiterbetrieb der Atomanlagen 
zu liefern. 
Atommüll entsteht an allen Stellen der 
Brennstoffspirale. Beim Uranabbau und 
der Erzaufbereitung bleiben riesige strah­
lende Halden zurück. Durch die Bearbei­
tung und den Umgang mit radioaktiven 
Stoffen bei der Konversion, bei der Uran­
anreicherung, bei der Brennelementeher­
stellung, im Atomkraftwerk und beson­
ders beim komplizierten Wiederaufarbei­
tungsprozeß entstehen zur Zeit jährlich 
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etwa 8000- 9000 m3 sogenannter "leicht­
und mittelaktiver" Betriebsabfälle. Dies 
sind zum Beispiel kontaminierte Textilien, 
Schleifstaub, verstrahlte Anlagenteile, ra­
dioaktive Lösungen, verstrahlte Filter ... 
Mit Inbetriebnahme der WAA Wackers­
dorf wird die Menge solcher Abfälle stark 
zunehmen. 
Bei der Kernspaltung im Atomreaktor ent­
stehen hochradioaktive Spaltprodukte, 
die, abgesehen von den radioaktiven Ga­
sen, zunächst in die abgebrannten Bren­
nelemente eingebunden sind. 1988 fallen 
etwa 400 t an abgebrannten Brennele­
menten aus Leichtwasserreaktoren an. 
ln der WAA werden Spaltprodukte, Uran 
und Plutonium (unvollständig) voneinan­
der getrennt. Das in derWAAabgetrennte 
Uran enthält noch Spuren von Plutonium. 
Das hat zur Folge, daß ab der Konversion 
und in den folgenden Verarbeitungs­
schritten plutoniumhaitigar Betriebsab­
fall entstehen kann. 
Für einen Teil der bei der Urananreiche­
rung entstehenden abgereicherten Frak­
tion und des wiederaufgearbeiteten 
Urans findet sich keine Verwendung, das 
heißt dieses Uran mit geringem Anteil an 
spaltbaren U-235 kann alsAbfall betrach­
tet werden. 

Was geschieht mit all dem Müll? 

Schwach- und 
mittelaktiver Müll 
Die sogenannten Betriebsabfälle werden 
zunächst einmal "konditioniert". Brenn­
bare Abfälle werden im belgischen Moll, 
in Karistein bei Hanau und im Kernfor­
schungszentrum Jülich verbrannt. Die 
Asche wird in Beton fixiert. 
FlüssigeAbfälle werden eingedampft und 
das Konzentrat verfestigt, feste nicht 
brennbare Abfälle werden verpreßt und 
einbetoniert. Eindampfung, Verpreßung 
und Fixierung des radioaktiven Abfalls 
aus der BRD erfolgt in den Kernfor­
schungszentren Karlsruhe, Jülich, Gees­
thacht und Mol, und im schwedischen Ve­
faesteras, in Zukunft auch in Gorleben 
und Wackersdorf. Die Firma Transnuklear 
betreibt (betrieb?) eine mobile Konditio­
nierungsanlage. 

Transporte von schwach­
und mittelaktivem Müll 
Unkonditionierter Müll wird zu einer Kon­
ditionierungslage gebracht, der konditio­
nierte Müll rollt meist zum Erzeuger zu­
rück, oder in ein externes Zwischenlager 



für schwach- und mittelaktiven Müll, z.B. 
ins oberpfälzische Mitterteich oder ins 
Faßlager Gorleben. Dort wartet der Atom­
müll- niemand weiß wie lange- auf den 
Transport ins nicht vorhandene Endlager. 
MinisterTöpfer kündigte am 13.1.88 in der 
FR an, daß zukünftig Eindampfung und 
Verpressung am Standort der Abfaller­
zeugung erfolgen sollen. 

Abgebrannte Brennele-
mente 
und hochaktiver Abfall 
Zur Zeit gibt es in der BAD nur eine legale 
Möglichkeit abgebrannte Brennelernente 
zu lagern und zwar in den Kompaktlagern 
der AKWs. Die abgebrannten Brennele­
rnente lagern dort ohne Behälter Immer 
dichter gedrängt in gekühlten Wasser­
becken. 
Außerdem gibt es in der BAD 3 Standorte 
für das "Konzept der Transportbehälter­
Zwischenlagerung" (DWK): Gorleben, 
Ahaus und Wackersdorf. Alle drei Lager 
sind baugleich und sollen je 1500 t an ab­
gebrannten Brennelementen einlagern. 
Das Lager in Gorleben ist seit 1984 fertig­
gestellt. 1985 stoppte ein Verwaltungsge­
richt die Einlagerung. Im bundesdeut­
schen Atomgesetz ist die Zwischenlage­
rung überhaupt nicht vorgesehen. Die Be­
treiberin DWK .,löste" dieses Problem in­
dem sie das Zwischenlager einfach nur 
nach Baurecht fertlgstellte, die atom­
rechtliche Betriebsgenehmigung wurde 
nach Paragraph 6 des Atomgesetzes er­
teilt, der für die Aufbewahrung von viel 
weniger radioaktivem unbestrahlten 
Kernbrennstoff gilt, der Vollzug der Ge­
nehmigung steht noch aus. 
1982 klagten 6 Bürger aus der Nähe von 
Gorteben vor dem zuständigen Verwal­
tungsgericht in Stade gegen das Zwi­
schenlager. Die Klage wurde abgewie­
sen, die Bürger wendeten sich an das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. 
Nach 5 Jahren Nachdenken(?) gelang es 
dem Verfassungsgericht, festzustellen, 
daß die Verfassungsbeschwerde der 6 
Bürger unzulässig sei. 

" Es ist, . . . , Sache der Verwaltungsge­
richte, darOber zu befinden, ob für das­
ursprOnglich nicht vorgesehene - Zwi­
schenlager eine atomrechtliche Geneh­
migung unter Beteiligung der Öffentlich­
keit erforderlich ist" (NN, 12.2.88) 
Das heißt, entschieden ist bisher gar 
nichts, nur das Bundesverfassungsge­
richt erklärt sich als nicht zuständig für 
Atomfragen. 

Das Zwischenlager in Ahaus ist etwa zur 
Hälfte fertiggestellt, am 1.2.88 hob das 
Oberverwaltunggericht Münster den fast 
dreijährigen Baustopp auf, der Rechts­
streit setzt sich vor dem Bundesverwal­
tungsgericht fort. 

Das Eingangslager der 
WAA Wackeradort Ist 
Im Rohbau fertlggestellt. 
Eine weitere Möglichkeit, abgebrannte 
Brennelemente einstweilen loszuwerden, 
boten und bieten die Wiederaufarbei­
tungsanlagen La Hague, Windscala und 
Karlsruhe. 
Einziger "Erfolg" derWiederaufarbeitung 
ist die Isolierung von Plutonium, welches 
unterschiedlich verwendbar ist • . Die 
Mengen an Atommüll vergrößern sich je­
doch bei der Wiederaufarbeitung. ln den 
90er Jahren erhält die BAD den Müll, dar­
unter auch die hochradioaktiven Spalt­
produkte, aus den ausländischen Anla­
gen- zur weiteren Zwischenlagerung zu­
rück. 

~erelchertes Uran/ 
ObertiOsslges wiederauf­
bereitetes Uran 
Das Uran soll für unbestimmte Zeit zwi­
schengelagert werden, z.B. in Hanau, in 
Weisweiler bei Aachen, in Leese, in Kar1-
stein oder bei der Urananreicherungsnal­
ge in Gronau. Teilweise wird das Uran in 
Form von chemisch hochaktivem Uran­
hexafluorid gelagert. 
Je öfter radioaktive Stoffe von einem Ort 
zum anderen unterwegs sind, desto grö­
ßer ist die Wahrscheinlichkeit, daB ein 

möglicher schwerer Transportunfall mit 
großer Freisatzung von radioaktiver 
Strahlung eintritt. 
Angesichts der ungewissen Entwicklung 
der vorgesehenen Endlager können die 
Zwischenlager leicht zu Endloszwischen­
lagern werden. 

ln der BRD gibt es 
drei Endlagerstandorte 
Salzstock Gorleben 
Es ist vorgesehen, ab etwa dem Jahr 
2000, dort radioaktive Abfälle aller Art, al­
so auch hochaktive, stark wärmeentwik­
kelnde einzulagern. Die Eignung des 
Salzstockes ist geologisch instabil. 

Schacht Konrad, ehemaliges Eisenerz­
bergwerkbel Salzgmer 
Dort sollen radioaktive Abälle "ohne nen­
nenswerte Wärmeentwicklung" eingela­
gert werden, dieses Kritierium erfüllen 95 
% des anfallenden Atommülls. Die Plan­
ungsunterlagen der Betreiberio PTB sind 
unzureichend, vor 1996 ist eine Inbetrieb­
nahme kaum zu erwarten. 

Aase, ehemaliges Salzbergwerk bei 
WolfenbOttel 
Der ganz, bei 1978 in der BAD produzier­
te schwach- und mittelaktive Müll ist in 
der Asse ., versuchsweise endgelagert" 
worden. Eine Reaktivierung der Asse wür­
de ein Plantestellungsverfahren unter der 
Beteiligung der Öffentlichkeit erfordern. 

BI gegen die WAA, Nbg. 
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Kampagne "100 000 Stimmen gegen die 
Atomkraftwerke Philippsburg" 

Seit dem 1. Mai 198811uft die Kampag­
ne "100 000 Stimmen gegen die Atom­
kraftwerke Philippsburg-Waghlusel 
e.V. (BIU) initiiert worden ist und mitt­
lerweile von annähernd 20 verschiede­
nen Verbinden, Organisationen und In­
itiativen aus dem Natur- und Umwelt­
schutzbereich sowie mehreren Partei­
en getragen und unterstützt wird. 

Anlaß zu diesem breiten regionalen Anti­
Atom-Bündnis ist das sich abzeichnende 
Ende der juristischen Auseinanderset­
zung zwischen der BIU und Betre.berge­
sellschaft Badenwerk sowie die- eigent­
lich schon als Normalzustand zu charak­
terisierenden - Skandale der letzten Mo­
nate um die Atomkraftwerke Philipps­
burg . 

.Juristische 
Auseinandersetzung 
Seit 1983 klagen Mitglieder der BIU ge­
gen den Bau und später gegen den Be­
trieb des geplanten Kompaktlagers in 
Block II der Atomkraftwerke. 
Mit der Errichtung der Kompaktlager ver­
suchen die Setreiber der Atomkraftwerke 
einen Ausweg aus der (nicht nur) bundes­
weiten Entsorgungsmisere in Sachen 
Atommüll zu finden. 
Das Beschreiten dieses Weges ist höchst 
umstritten. Zum einen widerspricht die 
Umwandlung eines Atomkraftwerkes in 
eine sog. "atomare Restrisiko" für die be­
troffene Bevölkerung. 
Im Kompaktlager können bis zu dreimal 
mehr abgebrannte Brennelemente als 
bisher gelagert werden. Für Phitippsburg 
bedeutet das nach Angaben der Betrei­
bergesellschaft, daß künftig 786 statt 395 
abgebrannte Brennelemente in Block II 
gelagert werden dürfen. 
Durch die Verdoppelung der Anzahl der 
abgebrannten Brennelemente im Falle 
Philippsburg Block II wird das Inventar an 
langlebigen radioaktiven Spaltprodukten 
(beispielsweise Cäsium, Strontium) be­
trächtlich erhöht. 
ln einem vollbelegten Kompaktlager ist 
bis zu dreimal soviel Cäsium und Stron­
tium gelagert und evtl. in einen Störfall 
verwickelt als in einem .. Normallager" 
Durch die Erhöhung der Lagerkapazität 
wird auf Grund der vemehrt anfallenden 
Abwärme das Kühlsystem des Reaktors 
verstärkt beansprucht. 
Hinzu kommt, daß Kompaktlager und Re­
aktor im gleichen Sicherheitsbehälter un­
tergebracht und zudem die Kühlsysteme 
miteinander vermascht sind. Das bedeu­
tet, daß ein Störfall im Kühlsystem des 
Reaktors einen Störfall im Kompaktlager 
auslösen kann und umgekehrt. 
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Im Dezember 1987 wurde die Berufungs­
klage der BIU vom Verwaltungsgerichts­
hof Mannheim (VGH) ohne Zulassung der 
Revision abgewiesen. Die BIU hat zwar 
gegen die Nichtzulassung der Revision 
beim Bundesverwaltungsgericht in Berlin 
Beschwerde eingelegt; Hauptmotiv dazu 
war aber weniger die Aussicht auf einen 
juristischen Erfolg als vielmehr die auf­
schiebende Wirkung, die die Setreiber 
nach wie vor daran hindert, das fertige 
Kompaktlager in Betrieb zu nehmen. 
Aus diesem Grunde erwägt die BIU im 
Falle einer weiteren negativen Entschei­
dung den Weg nach Kerlsruhe zum Bun­
desverfassungsgericht. 
Für den bisherigen Klageweg wurden 
weit über 15 000.- DM benötigt, die aus­
schließlich durch den Verkauf von "Anteil­
scheinen", Spenden und Mitgliedsbeiträ­
ge aufgebracht worden sind. 

Skandale, Skandale 
Skandale ••• 
Die Atomkraftwerke Philippsburg sind in 
den Transnuklear-Skandal verwickelt. Ein 
Mitarbeiter wurde entlassen, weitere 
staatsanwaltschaftliehe Ermittlungen 
dauern gegenwärtig noch an. 
Im Zuge dieses Skandals wurde ein Stör­
fall vom 1. Juli 1983 bekannt, bei dem sich 
6 Metallteile von einem defekten Brenne­
lement lösten und zusammen mit einem 
Pellet (Brennstofftablette) in ein Kühlwas­
serbecken fielen. Diese Teile wurden erst 
nach vier Jahren, im Januar 1988, ent-

sorgt. ln diesem Zusammenhang haben 
Gespräche zwischen der Setreibergesell­
schaft und Transnuklear (Hanau) stattge­
funden. 
Nach Aussagen eines ehemaligen Inge­
nieurs beim TÜV-Baden in Mannheim 
wurden an sicherheitsrelevanten Bautai­
Jen des Reaktors (Block I) in der Baupha­
se schwere Mängel festgestellt, die Teile 
aber dennoch eingebaut. Nach Aussgen 
des Ingenieurs sei durch Zufall festge­
stellt worden, daß die wichtigsten Sicher­
heitsventile im Kraftwerk Risse bis auf 
wenige Millimeter durch die ganze Mate­
rialwand aufgewiesen hätten. Um eine 
Verzögerung bei der Fertigstellung des 
Reaktors zu vemeiden, habe die Herstel­
lerfirma Reparaturschweißungen einer 
Neuproduktion der entsprechenden Teile 
vorgezogen. Damit sei einer Empfehlung 
der von der Stuttgarter Landesregierung 
beauftragten Materialprüfungsanstalt 
nicht gefolgt worden, diese Teile nicht zu 
verwenden. 
Bekannt wurde ebenso, daß die ins Ger­
da gekommene Konditionierungsanlage 
im belgischen Mol zuvor in den Atom­
kraftwerken Phitippsburg zum Einsatz ge­
kommen war. Diese Anlage für die Be­
handlung flüssigen Atommülls war Ende 
der siebziger Jahre vom TÜV Baden 
(Mannheim) begutachtet und für in Ord­
nung befunden worden. 
"Damals hatten die Gutachter von der 
Transnuklear Geschenke bekommen, de­
ren Annahme ihnen laut Arbeitsvertag 
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ausdrücklich untersagt war. Anschlie­
ßend kam die DeWA-Anlage im Kernkarft­
werk Philippsburg zum Einsatz. Nach 
Aussagen eines ehemaligen TN-Ange­
stellten habe sich dort ein Unfall ereignet, 
bei dem mindestens ein Arbeiter ver­
strahlt worden sei. Dieser Unfall sei ge­
heimgehalten worden" (aus: Klaus Trau­
be, der Atomskandal, rororo 1988, S. 35) 

FlugzeugabstOrze, 
Beinahe-Katastrophen ••• 
Ostern 1988 stürzte eine amerikanische 
Militärschmaschine (F-16) in mehrere 
Wohnhäuser der Gemeinde Forst bei 
Bruchsal. Zwei Menschen starben, meh­
rere Gebäude wurden total zerstört. Die 
Atomkraftwerke Philippsburg lagen nur 
wenige Flugsekunden von der Absturz­
stelle entfernt. 
Wenige Tage nach dem Forster Unglück 
kam es über der Gemeinde NeutuBheim 
zu einem Beinahe-Zusammenstoß meh­
rerer unbekannter Militärmaschinen, der 
von Beamten des Regierungspräsidiums, 
des Straßenbauamtes sowie von BUND­
Mitgliedern beobachtet worden war. Neu­
tuBheim lieg nocht näher bei den Atom­
kraftwerken Philippsburg. 
Trotz einiger beamteter Zeugen des Vor­
falles bestreitet das Bundesverteidi­
gungsministerium eine gefährliche Bege­
benheit an diesem Tage im Luftraum 
Karlsruhe-Speyer. 

Ausstiegskonzepte 
umsetzen ••• 
All dies zusammen hier nur sehr kompakt 
dargestellt, hat die BIU bewogen, in Zu­
kunft der Öffentlichkeitsarbeit einen brei­
teren Raum als bisher einzuräumen und 
den Widerstand gegen die Atomkraftwer­
ke von der juristischen auf die politische 
Ebene zu verlagern. 
Dazu gab es eine Reihe von Überlegun­
gen, deren Eckpunkte die Errichtung ei­
ner "ÖKO-STATION" in Philippsburg so­
wie die Kampagne" 100 000 Stimmen ge­
gen die Atomkraftwerke Philipsburg" dar­
stellen. 
Die BIU vertritt die Auffassung, daß mit 
der Vielzahl vorliegender Ausstiegsszena­
rien von den verschiedensten Umwelt­
schutzorganisationen und -institutionen 

sowie den "Ausstiegsparteien" Konzepte 
zur Verfügung stehen, die nicht mehr auf 
ihre Realisierbarkeit überprüft werden 
müssen, sondern deren Umsetzung jetzt 
endlich angegangen werden muß. 
Nicht mehr verbale Abschaltrhetorik ist 
gefragt, sondern der politische Wille, die 
notwendigen Schritte auf allen politi­
schen Ebenen endlich in die Wege zu lei­
ten. 

Kampagne er6ffnet ••• 
Um diesem politischen Willen auf die 
Sprünge zu helfen, hat die BIU die Kam­
pagne "100 000 Stimmen gegen die 
Atomkraftwerke Philippsburg" am 1. Mai 
1988 mit Info-Ständen und Luftballon­
starts bei den traditionellen Maifeiern des 
DGB im Mannheim und Schwetzingen 
(über 1000 Unterschriften für die Abschal­
tung an einem Tag) sowie Phitippsburg 
vor den Atomkraftwerken eröffnet. 
100 000 Unterschriften für die Abschal­
tung der Atomkraftwerke sollen den Aus­
stiegswillen der Bevölkerung links und 
rechts des Rheines dokumentieren und 
den notwendigen Druck auf die verant­
wortlichen Politiker und Setreibergesell­
schaften ausüben. 
ln 131 Gemeinden links und rechts des 
Rheines sollen die Unterschriften zusam­
mengetragen werden. Mit einer Vielzahl 
von Aktionen, Veranstaltungen, Info­
Ständen, Seminaren, Einsatz von Anti­
AKW-Bussen und dergleichen mehr sol­
len die Atomkraftwerke der Bevölkerung 
ins alltägliche Bewußtsein gerückt und 
"nahegebracht" werden. 
Kontakte: Werner Aust. Egerlandstr. 1, 
6838 Reilingen, 0 60 05/1 35 30 
Dieter Groß, A-Dürer-Str. 4, 
7518 Bretten, 0 72 52/21 71 
Rainer Gall, Schützenstr. 51 
6839 Oberhausen, 0 7254/85 21 
Klaus Kirst, Mainstr. 7, 
6833 Kirrlach, 0 7254/69 78 

Spendenkonto: 
BIU Philippsburg-Waghäusel, 
Stadtkasse Waghäusel, bei: 
Städt. Sparkasse Philippsburg, 
BLZ 6635 1642 
Kto-Nr.: 0200 1709 
Kennwort "Philippsburg abschalten" 

Während der Trauerfeierlichkeiten bei der 
Bestattung eines der Todesopfer donner­
ten tieffliegende Militärmaschinen einen 
letzten, einen höhnischenAbschiedsgruB 
über den Forster Friedhof ... 
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Bericht über die internationale 
Anti-Atom-Info-Talk-Show vom 26.4. 
(Tschernobyljahrestag) in Rheine 

Im April fand eine bundesweite Kam­
pagne gegen Uranabbau und die damit 
verbundene Atomindus1rle/Atomr0-
stung statt. Im Rahmen der Kampagne 
fand am lKhernobyljahrestag (26.4.) 
Im westfillac:hen Rheine eine Regio­
nalveranstaltung der deutsch-nleder­
llndlschen "Konferenz gegen Atoman­
lagen ln der Euroglo und Im MOnster­
land" (EuKo) statt. Dabei wurde ln ei­
ner Internationalen Anti-Atom-lnfo­
litlk-show Ober den Uranabbau ln Ka­
nada, und Ober die neuesten PlAne der 
Atomindustrie ln der Eureglo Infor­
miert. GAste der Veranstaltung waren 
zwei Cree-lndlanerinnen (Kanada), 
Hennen Damveld (MIIIeufederatle Gro­
nlngen, Nledertande) und Anna Me­
such (Atomplenum Hannover). 

Uranabbau ln Kanada 
Die Cree-lndianetinnen stellten zunächst 
ihre Heimat vor, und berichteten von ihren 
Lebensbedingungen. Dabei wurde deut­
lich, daß die Lebensumstände der India­
ner/innen sehr schlecht sind. Seit den 
vierziger Jahren wird in ihren Gebieten Ur­
an abgebaut. Radioaktive Abfälle, strah­
lende Staubwolken und ständig kontami­
nierte Abwässer haben die Umgebung 
der Uranminen verseucht. Die Nahrungs­
mittel der Indianer/innen, die noch tradi­
tionell von der Jagd und vom Fischfang 
leben, sind stark belastet. Fische sind 
blind und weisen oft GeschwOre auf; in ei­
ner tragenden Elchkuh Ist ein zweiköpfi­
ges Kalb entdeckt worden. Fehlgeburten, 
eine hohe Kindersterblichkelt und hohe 
Krebsraten kennzeichnen den Gesund­
heitszustand der Indianer/Innen. FrOher 
war diese Krankheit in ihren Gebieten 
weitgehend unbekannt, heute greift 
Krebs immer weiter um sich. 
An dem Uranabbau in Kanada sind auch 
bundesdeutsche Annen beteiligt, unter 
anderem die Uranerzbergbau GmbH. An 
der Uranerzbergbau GmbH wiederum ist 
die Arma C. Delimann AG maßgeblich be­
teiligt, die zwischen Gronau und Ungen in 
Bade Bentheim ihren Sitz hat. Es kann 
vermutet werden, daß auch in den Uran­
anreicherungsanlagen (UAA's) der Uren­
co in Gronau und in Almelo (NL) Uran aus 
Kanada angereichert wird. 
Durch diese Zusammenhänge muß sich 
die Anti Atomkraft Bewegung betroffen 
fOhlen, und muß die Aktlvitäten der Cree 
Indianer/innen unterstOtzen. Die Indiani­
schen Völker haben in Kanada bereits Ak­
tionen des zivilen Ungehorsams durchge­
fOhrt, um gegen den Uranabbau zu prote­
stieren. Sie benötigen jedoch Internatio­
nale Hilfe. Im Bereich der Eureglo sollte 
daher der Firma Delimann mehr Beach­
tung geschenkt werden. 

&2 

Die Cree-lndlanerinnen forderten bei der 
Veranstaltung der Aheine die sofortige 
Stillegung aller Atomanlagen. 

Endlagerpllneln 
den Niederlanden 
Herman Danweid berichtete Ober die nie­
derländischen Pläne zur Errichtung eines 
Endlagers fOr Atommüll. Es stehen insge­
samt 34 Salzstöcke zur Diskussion, Pro­
bebohrungen hat es bisher noch nicht ge­
geben. Einige der möglichen Standorte 
liegen im niederländischen Grenzbereich 
der Euregio in der Höhe von Gronau/ 
Ahaus. Am 23.4. fand zum Tschernobyl­
jahrestag in Gasseite (NL. in der Höhe von 
Papenburg) ein Aktionstag gegen die 
Endlagerpläne statt, an dem sich 2- 3000 
Personen beteiligten. Es besteht die 
Möglichkeit, daß die Endlagerpläne 
durch den starken Widerstand von der 
niederländischen Regierung aufgehoben 
werden. 
FOr 5 Gulden gibt es von Hermann Dam­
veld eine neue Dokumentation Ober Ato­
munfälle nach Harrisburg und Tscherno­
byl (Milieufederatie Groningen, Emmasin­
gel15, NL- 9726 AJ Groningen). 

DerneueHTR 
Anna Masuch sprach über das Genehmi­
gungsverfahren fOr die neue Hochtempe­
raturreaktorlinie (Modul - HTR). Seit etwa 
einem Jahr läuft in Niedersachsen das 
Genehmigungsverfahren für Modul -
HTR's, wobei noch unbekannt Ist, wo sie 
gebaut werden sollen. Unter anderem 
sind Im Eurogiogebiet Ungen und Ge­
orgsdorf (bei Nordhorn) im Gespräch. 
Auch in anderen Bundesländern soll jetzt 
das Genehmigungsverfahren angelaufen 
sein. Noch in diesem Jahr sollen die "Si­
cherheitspläne" in Hannover öffentlich 
ausgelegt werden. Gegen die Pläne kön­
nen Einsprüche erhoben werden. DieAnti 
Atomkraft Bewegung wird versuchen, 
bundesweit möglichst viele Einsprüche 
zu sammeln. 

Das Uran mu81m 
Boden bleiben 
Mit der bundesweiten Urankampagne 
wurde vielen Leuten zum ersten Mal rich­
tig bewußt, welche katastrophale Folgen 
die Atomenergie in den uranabbauenden 
Ländern verursacht. Nach der Kampagne 
muß es darum gehen, die internationale 
Wider.standsarbeit auszubauen und zu fe­
stigen. Die Veranstaltung in Rheine mit et­
wa 70 Teilnehmer/innen muß als Erfolg 
gewertet werden, obwohl die Teilnehmer/ 
Innenzahl ruhig etwas größer hätte sein 
dürfen. Die Presseresonanz war positiv. 
ln der Euregio müssen jetzt neue Atoman­
lagen verhindert, und die alten möglichst 
sofort stillgelegt werden, wobei die Soli­
darität mit den Urvölkern in der soge­
nannten 3. Wett, in Kanada und in den 
USA nicht vergessen werden darf. 
Wer wettemln Ober die Entwicklungen 
ln der Euregio Informiert werden 
m6chte, kann das Eureglolnto abon­
nieren: AKU Gronau, Siedlerweg 7, 
4432 Gronau. (Selbstkostenpreis). 

Herber t Schreg 



Regensburg, 5. März: 

DEMO gegen das Atomprogramm 

Am 5. März dieses Jahres fanden in 
vier Städten (Frankfurt, Gorleben, Es­
sen und Regensburg) Demonstratio­
nen gegen das Atomprogramm mit Ins­
gesamt etwa 15000 Tellnehmerinnen 
statt. 
Nach der recht kurzen Mobilisierungs­
zelt sowie den Auseinandersetzungen 
mit der BI Hanau Ober Route, Zeltpunkt 
und vor allem Inhalt einer bundeswei­
ten Demonstration in "Atombomben­
City" Hanau, die schließlich mit einem 
Alleingang regionaler Gruppierungen 
aus Hanau und Umgebung endeten, 
ein beachtlicher Erfolg (vgl. die letzte 
Radi-aktiv). 
Dem bayernweiten Aufruf nach Regens­
burg, beschlossen auf einem Treffen des 
bayerischen Anti-Atom-Plenums im Fe­
bruar, waren schätzungsweise 300 Leute 
gefolgt, darunter besonders zahlreich 
sog. "Bürgers", obwohl dies einige weite­
re ungünstige Umstände nicht erwarten 
ließen: nachdem sich die BIWAK rechtzö­
gerlich entschloß, an der Demovorberei­
tung mitzuwirken, setzte das Anti-WAA­
Büro ins Schwandorf selbsttätig "Akzen­
te" und weigerte sich trotz des bayern­
weiten BI-Beschlusses, Demoflugblätter 
und -plakate weiterzuschicken, sowie te­
lefonisch auf die Demo hinzuweisen. 
Schließlich wurden, u.a. durch den dama­
ligen Regensburger Pax Christi-Vorsit­
zenden, "wilde" Gerüchte im Umlauf ge­
bracht, die Demo würde "nur" von "Auto­
nomen- und OKP-Kreisen" getragen. 
Trotz dieses Anfalls von "Anti-Links-Hy­
sterie" gelang es, einen bayernweiten 
breiten Aufruferkreis (zuzüglich Salzbur­
ger Plattform gegen WAA) zu gewinnen. 
Auch die Stadt Regensburg trug ihr 
Scherflein zur Demobilisierung bei und 
ließ zur düsteren Nachtstunde, wie aus 
gewöhnlich gut unterrichteten Kreisen 
verlautet, durch städtische "Blaujacke" 
(Angestellte, die sonst Strafzettel unter 
die Scheibenwischer falsch parkender 
Autos klemmen) einige 100 geklebter Pla­
kate in der Innenstadt abreißen. 

Eiltetnippe provoziert 
Demonstrantinnen 
Gleich nach Demobeginn enttarnten Op­
fälzer1nnen einige Polizeispitzel und trie­
ben sie unter lautem Geschrei aus dem 
Demozug. Kurze Zeit später kam es vor 
dem Gebäude der Energieversorgungsfir­
ma OBAG On Regensburg bereits mehr­
fach Ziel von Demonstrationen) zu ge­
spannter Stimmung. Der "Kollege" von 
der lokalen "Mittelbayerischen Zeitung" 
beschrieb das Ganze recht prägnant: 
"Und zu einer weiteren Provokation -
ebenfalls durch Polizei- kam es am her­
metisch abgeschlossenen OBAG-Ge­
bäude, als Kräfte des neugeschaffenen 
mobilen Unterstützungskommandos 

BEGLEITETER PROTEST 

(USK), dersogennanten " Gauweiler-Trup­
pe", einzelne harmlose Demonstrations­
teilnehmer völlig überraschend anfielen. 
Hier flogen dann aus dem Block der Auto­
nomen auch die ersten Eier gegen die 
USK/er sowie farbgetränkte SChneebälle 
an die Hausfassade." 
Die athletisch gebauten und nicht unter 1 
Meter 90 großen Jungs vom paramilitäri­
schen USK neigten zum Leuteanpöbeln 
und waren offensichtlich darauf ge­
trimmt, sich selbst verbale Angriffe nicht 
gefallen zu lassen. Also Einschüchterung 
der Demoteilnehmer um jeden Preis, was 
aber insgesamt recht wenig gelang. 
Nach einer Rede von Thomas v. Taeuffen­
bach, dem Vorsitzenden des Landshuter 
Bürgertorums gegen Atomkraftwerke, 
u.a. zum Thema "Beteiligung der OBAG 
an AKW's und der WAA", setzte sich der 
Demozug bis in unmittelbare Nähe des 
Regensburger Amts- und Landgerichtes 
sowie der JVA fort. Ein Satz aus der dort 
gehaltenen Rede gegen die Kriminalisie­
rung der WAA-Gegnerlnnen: 
"Der Unterdrückungsapparat, der seit 
Jahrzehnten kontinuierlich ausgebaut 
und perfektioniert wird, richtet sich gegen 
alle, die sich aufgrund ihrer Unzufrieden­
heit mit herrschenden sozialen, wirt­
schaftlichen, politischen und gesell­
schaftlichen Mißständen organisieren. 
Nach einer weiteren Zwischenkundge­
bung vor dem Gebäude der Bezirksregie­
rung mit Landrat Schuierer ("Seit 1945 ist 
nicht mehr soviel gelogen und Meinungs­
manipulation betrieben worden als in Fra­
gen der Kernenergie und der Wiederauf­
arbeitungsanlage") bog der Zug in Re­
gensburgs Haupteinkaufsstraße ein, wo 
sofort, martialisch inszeniert, der USK-

Trupp auf leerer Straße entgegenkam. 
Ohne offensichtlichen Grund wurde 
schließlich ein Demonstrant rausgezogen 
und fortan, zum präventiven Schutz des 
Eigentums an Fensterscheiben und zur 
allgemeinen Abschreckung, die Demo 
auf beiden Seiten eskortiert .. Ohne weite­
re sog. Zwischenfälle und nach einer Ab­
schlußkundgebung (u.a. mit Ema Welln­
hofer, BI Schwandorf und Michael Weiß, 
Grüne) löste sich die "Versammlung" auf. 
Als Demonachspeise verhafteten die 
B. eine oder zwei Leute (angeblich wg. 
"Nietenarmband") und ein lhJpp Poli­
zei marschierte kurzfristig vor einem 
Szenelokal auf, in dem einige Demo­
teilnehmerlnnen saßen. Der Regens­
burger Polizeidirektor von der Grün 
"entschuldigte" sich tags drauf in der 
Zeitung zltlerenswertfür die "Verkehrs­
behinderung" an diesem einkaufsfrei­
en Samstag: "Die RegensburgerlnMn· 
stadt Istfürdie Bewegung grtSBererPo-
1/zelelnhelten denkbar ungeeignet 
Sollten Sie deshalb ein 'IBrlcehrsge­
scMd/gtel' sein, so appellereIch an Ih­
re staatsbllrgerllche a.sinnung und 
hoffe auch bei kDnffigen Vorkommnis­
sen lhnllcher Alt auf Ihr ~ndnls." 
So spricht der Feldherr1 
(Zitate: Mittelbayerische Zeitung 
7.3.88; Oberpfillzer Nr. 3} 

Die bunde-elten Auseinandersetzun­
gen anll811ch der tt.nau-Demonatra­
tion am 18.3.88 möge die/der geneigte 
l.-'n ln der Atom Ausgabe Mal/Juni 
88 nachleMn. Dort wird die Auselnan­
denetzung euafllhl11ch dokumentiert. 
Bestelungen an: 
atom 
Poattach 1845 
3400 G6ttlngan 
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WAA-Gegnerlnnen 
unterliegen vor Gericht 

CS-Gas-Granaten auf groBe 
Menschenmenge: ERLAUBT 

Endgültig abgelehnt wurde die Klage 
zweierWM-Gegnerlnnen gegen den CS­
Gas-Einsatz am Ostermontag 1986. Der 
bayerische Verwaltungsgerichtshof in 
München hob am 16. Mai zwei im Vorjahr 
ergangene Urteile des RegensburgerVer­
waltungsgerichts auf, in denen die Kläge­
rinnen zumindest teilweise recht bekom­
men hatten (der Einsatz von Gasgranaten 
unter den gegebenen Umständen wurde 
damals verurteilt, nicht jedoch der Was­
serwerfereinsatz am Zaun, vgl. RADI15). 
Revision gegen das Urteil wurde nicht zu­
gelassen. 

Während Rechtsanwalt Schindler, der die 
zwei Klägerinnen vertrat, auf den völker­
rechtswidrigen Einsatz der Kampfgase 
hinwies, lehnte das Gericht wie schon 
beim ersten Prozeß eine Erörterung der 
Gefährlichkeit vom es- und CN-Gas ab. 
Der Vertreter des Bayerischen Innenmini­
steriums trumpfte mit einer "Erklärung" 
auf: "Das Bayerische Innenministerium 
bedauert, daß es zu Gewalttaten gekom­
men ist, daß Polizeibeamte verletzt wor­
den sind und daß friedliche Demonstran­
ten als Unbeteiligte unvermeidlicherwei­
se einem Reizstoffeinsatz ausgesetzt wa­
ren." man beachte die Reihenfolge des 
Bedauerns"! 

Die Baugruben für das Hauptprozeß­
gebäude der WAA und das Prozeß-, 
Versorgungs- und Sozialgebäude sind 
fast fertig. 

München/r. Die GRÜNEN Im Bayeri­
schen Landtag sehen Ihre Vermutung 
nun bestltigt, daß die Betreiberfirrna 
der atomaren Wiederaufbereitungsan­
lage Wsckersdorf, DWK, die Baugrube 
für das Hauptprozeßgebäude bereits 
weitgehend fertiggestellt hat. Die Be­
stätigung dafür hat nun der Landtags­
abgeordnete der GRÜNEN, Professor 
Dr. Dr. h.c. Armin Weiss, im neuen Si­
cherheitsbericht für die Anlage gefun­
den. Damit betrachten DIE GRÜNEN ih­
ren gegenüber der Firma DWK bereits 
im Oktober letzten Jahres erhobenen 
Vorwurf, diese habe ohne Genehmi­
gung der Baugrube für das WAA-

~h :t ~-,~,_..""_ ---
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Haup~rozeßgebäude ausgehoben, 
als erwiesen. 
Auf eine Anfrage des Landtagsabge­
ordneten Professor Dr. Welss hatte 
Umweltminister Dick noch am 4. Janu­
ar 1988 geantwortet: "Im Bereich des 
späteren Ha~rozeßgebäudes der 
WAW befinden sich zwei Bodenentnah­
megruben A und B. Sie wurden im Rah­
men der baurechtliehen Genehmigung 
"großräumiger Erdbau" von der Regie­
rung der Oberpflaz genehmigt." Wir 
das Ministerium weiter mitteilte, wur­
den die Arbeiten an den beiden "Bo­
denentnahmegruben" am 18. August 
1987 begonnen und am 14. Oktober 
1987, wenige 'lilge bevor Professor 
Welss die Gruben entdeckte, beendet 
( ... ). 
Eine Prüfung der juristischen Konse­
quenzen im Zusammenhang mit den 
WAA-8chwarzbauten sei nun ange­
sagt. 

Sonnenbrand und Widerstand 

Erstmals soll1988 an der Gronauer Uran­
anreicherungsanlage UM ein Sommer­
camp stattfinden. Bei diesem Camp, das 
zur Zeit vom Arbeitskreis Umwelt Gronau 
vorbereitet wird, soll eine bessere Zusam­
menarbeit der einzelnen Gruppen im Eu­
regie-Grenzgebiet, und auch darüber hin­
aus, geschaffen werden. Es soll über 
neue Widerstandsformen in Gronau, 
Ahaus, Almeo, Lingen und anderswo dis­
kutiert werden; optimal wäre es, wenn 
neue Aktionen beschlossen werden 
könnten. Es sollen Konzepte erarbeitet 
und diskutiert werden; es sollte überlegt 
werden, wie man spontane Aktionen u.a. 
schnellstmöglich vorbereitet und durch­
führen kann. Man denke da. z.Z. an das 
AtommOllager (BEZ) in Ahaus, an Flug­
zeugabstürze, an den Mondui-HTR (Lin­
gen) ? an den geplanten UM-Ausbau in 
Gronau und anderswo mehr. 

Das Sommercamp in Gronau soll: 
• gemeinsam von Auswärtigen und Ein­

heimischen getragen werden 
• Zeit für Diskussionen und Auseinan­

dersetzungen bieten, damit man sich 
besser kennenlernt 

• zum regen Informationsaustausch und 
zur Öffentlichkeitsarbeit genutzt wer­
den 

• Gespräche über die Perspektiven des 
weiteren Widerstandes speziell in Gro­
nau und in der Euregio ermöglichen 

• die Bereitschaft jeder/s Einzelnen för­
dern, auch weitergehende persönliche 
Konsequenzen in Kauf zu nehmen 

• das Bewußtsein stärken, daß wir uns 
nicht von Aktionen distanzieren, nur 
weil sie den Herrschenden unange­
nehm sind. 

Das Sommercamp an der UM soll vom 
11. -14. August stattfinden. Es wird somit 
genau drei Jahre nach der Inbetriebnah­
me der UM stattfinden (15.08.85). Ange­
sichts des drohenden Ausbaus der UM 
wird das Sommercamp damit zum Sym­
bol des UM-Widerstandes, der nicht 
klein zu kriegen ist. Unser Motto lautet 
weiterhin: 
WIR SAGEN NIEMALS JA ZUR UAAI 

Adresse: 
AKU-Sommercamp 
-Wemer-
Viktoriastraße 4 
4432Gronau 
Spendenkonto: 110 551 700 
BLZ: 401 640 24 Volksbank Gronau 
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SPD verhindert Anfrage 

zurWAA 
WledenNnmal hat die SPD ganz klarde­
rnonstrtert, auf welcher Seite sie bei 
den Auseinandersetzungen um die 
WAAsteht. 
Die Grünen Im bayerlachen Landtag 
hatte eine große Anfrage zur "Voraus­
wahl und Eignung des Standortes Im 
'Dlxöldener Forst bei Wackendorf tor 
eine Wiederaufbereitungsanlage tor 
bestrahlte Kernbrennstoffe (WAA)" ein­
gebracht. 

Bei der Anfrage handelt es sich um einen 
ca. 300 Fragen umfassenen Katalog, der 
hauptsächlich von Prof. Dr. Armln Weiß 
(MdL) erarbeitet worden war. Zum Schutz 
der oberpfälzer Bevölkerung und dar­
überhinaus sei es zwingend geboten, daß 
alle FragwOrdigkeiten im Zusammenhang 
mit dem Standort der Anlage eindeutig 
und so schnell wie möglich geklärt wer­
den. Der Fragenkatalog umfasse in die­
sem Sinne eben gerade jene Fragen, die 
bisher nicht gestellt oder nicht hinrat­
ehend geklärt wurden. Gerade im Zusam­
menhang mit dem derzeit laufenden Ein­
wendungsverfahren sei die Beantwor­
tung von Fragen wie beispielsweise zur 
Erdbebensicherheit oder zur Grundwas­
sergefährdung durch die WAA unverzicht­
bar, argumentierte Armin Weiß. 
Landtagspräsident Heubl wies, wie zu er­
warten war, die Anfrage zurück, worauf 
die Grünen Einspruch einlegten und fest­
stellten, daß es sich bel der WAA nicht 
.. um eine Fahrradspeichenfablik, sondern 
um das gigantische und riskanteste Pro­
jekt der deutschen Nachkriegsgeschich­
te" handle. 

Ober den Einspruch der Grünen mußte 
nun im Ältestenrat des bayerischen Land­
tags entschieden werden. Rein rechne­
risch hätten SPD und Grüne zusammen 
dem Einspruch widersprechen und somit 
die Behandlung des Fragenkatalogs von 
der Staatsregierung erzwingen können. 
Daß ein derartiges Ansinnen nicht im In­
teresse der Sozialdemokraten liegt, de­
monstrierten sie dann am 16.3.88 bei der 
Abstimmung im Ältestenrat. Gemeinsam 
mit der CSU verhinderte die SPD die Be­
handlung des Fragenkatalogs. 
Mit diesem Votum sei die SPD "nicht nur 
dem Widerstand gegen die WAA, ein­
schließlich der wenigen aufrechten SPD­
Leute vor Ort. sondern auch der oberpfäl­
zer Bevölkerung schamlos in den ROcken 
gefallen" kommentierte Armln Weiß das 
Abstimmungsverhalten der Sozialdemo­
kraten. Weiter stellte er fest: "eine Partei, 
die sich selbst als Teil des WAA-Wider­
standes darstellt und dann im entschei­
denden Moment dem Widerstand in den 
Rücken fällt, ist gefährlicher, als alle WAA­
Befürworter zusammen." 
Wie ~besteht bei der Sozialde­
mokratie eine et'ttebllche DlskNP&nz 
zwischen Uppenbekenntnlssen, etwa 
die WAA verhindem zu wollen, und Ih­
rem tatsichliehen politischen Agieren, 
oder anders ausgedrückt: 
Nicht an Ihren Worten, sondern an Ih­
ren Taten müssen sie sich messen las-
sen. 

Die N8chrtcht zum 23. Mal1888: 

Jetzt nehmen wir die S8che Mlb8t 
ln die Hanci-
Wit.....,..3U,.._..: 
"Yolbentacheld zum 23.11a18e" 

Auch Ober eine Million Zustimrnungs­
ertdlrungen konnten den Deutschen 
Bundestag nicht bewegen, endlich seine 
den zentralen Punkt des Grundgeset­
zes - das Abstimmungsrecht des Vol­
kes (GG Art. 20 Abs. 2) - mißachtende 
Ignoranz aufzugeben. Die überparteili­
che Bürgerlnttiative "Volksentscheid 
zum 23. Mal 89" hatte vor Jahresfrist -
am 23. Mai 87 -das Parlament mit einer 
umfänglich begründeten Petition aufge­
fordert, zum 40. Jahrestag der Vert<On­
dung des Grundgesetzes (= 23. Mal 89) 
durch eine verbindliche Volksabstim­
mung die Bevölkerung selbst darOber 
entscheiden zu lassen. Ob das im Grund­
gesetz Art. 20 Abs. 2 verankerte Abstim­
mungsrecht nach vierzig Jahren durch 
eine sachgemäße gesetzliche Regelung 
praktisch verfügbar, d.h aus einem Dorn­
röschenschlaf erweckt werden soll. 

Am 5. Mal nun beschloß das Parlament 
mehrheitlich, das Anliegen nicht in das 
Gesetzgebungsverfahren aufzunehmen, 
sondern die Petition lediglich .,an die 
Fraktionen zu überweisen". Das aber be­
deutet, daß diese Lebensfrage der Demo­
kratie weiterhin unbeantwortet bleibt und 
wahrscheinlich in den parlamentarischen 
Papierkorb wandert. 

Weil das zu erwarten war, 
hat die BOrgerinitiative seit Anfang dieses 
Jahres Vorbereitungen für einen selbstor­
ganisierten Volksentscheid getroffen. 
Sie ruft daher zum 23. Mai 88, dem 39 . 
.,Verfassungstag", alle stimmberechtigten 
Bürgerinnen und Bürger auf, sich inner­
halb des nächsten Jahres - bis zum 40. 
Geburtstag der Bundesrepublik am 23. 
Mai 89 - an der Abstimmung zu beteili­
gen. 

Initiative ,.Volksentscheid zum 23. Mai 89" 
- Bundesabstimmungsbüro-
8991 Achberg-Tel. 08380 - 500 
gez.: Wilfried Heidt, Jürgen Hauser 
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Mit Kanonen auf Spatzen 

Tragödie in sieben Akten 

Oder: Was passiert, wenn mensch je­
manden als Presssprecher bezeich­
net, der gar kein Pressesprecher ist. 

1. Akt: (Sonnenschein) 
Spatzen pfeiffen frech vom 
DachderKWU 
An einem schönen Juli-Morgen stehen 
zwei Mitglieder der Gewaltfreien Aktions­
gruppe "Sandkörner" vor der Kraftwerks­
union (KWU) in Erlangen und verteilen -
wie schon öfter- fröhlich ihre Flugblätter. 
Diesmal ist das vierte Werk an der Reihe, 
in dem es u.a. um die Strafversetzung des 
"Report"-Redakteurs Moser nach einer 
Sendung über Risiken von AKWs beim 
Normalbetreib geht. 
Dazu wird die taz zitiert: "Einige Stunden 
vorher hat der Pressesprecher der KWU, 
Hansjörg Klein, öffentlich eine Wette an­
geboten, daß die Leukämie-Sendung in 
Report zu personellen Maßnahmen füh­
ren werde." 
Die zwei "Sandkörner" ahnen nicht, 
welch großes Unheil sie damit heraufbe­
schwören ... 

2. Akt: (Düstere Wolken 
ziehen auf; Donnergrollen 
von ferne) 
Eine Kanone wird auf die 
Spatzenschar gerichtet 
Ein Brief trifft ein beim "Sandkorn" Rein­
hard, dem presserechtlich Verantwortli­
chen der obengennanten Flugschrift Nr. 
4. Absender ist ein gewisser Dr. Lieb, 
Rechtsanwalt von Herrn Klein. Darin wird 
er aufgefordert, die Behauptung des taz­
Zitats nicht mehr zu wiederholen und 
500.- DM Rechtsanwaltsgebühren zu 
zahlen. 
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3. Akt: (Ein groBes 
Unwetter bricht los, Blitz 
und Donner) 
Die Kanone geht losl 

Auf Grund dieses scheinbar äußerst 
schwerwiegenden Falls erwirkt Herr Klein 
vor Gericht eine einstweilige Verfügung 
gegen das böswillige "Sandkorn": Bei 
nochmaliger Bezeichnung des Herrn 
Klein als "Pressesprecher" muß er 
500 000.- DM zahlen oder für sechs Mo­
nate in den Knast (Herr Klein ist nämlich 
gar kein Pressesprecher, sondern Leiter 
des Info-Services der KWU!!!). Von der 
Wette ist nicht mehr die Rede. 

~ 

4. Akt: (DrOclre~ 
Schwüle, bedeck;er ~ 
Himmel) 
Die Spatzen flattern 
aufgeregt durcheinander 
Die Sandkörner beratschalgen, was sie 
tun sollen, zu mal es ihnen ja wirklich völlig 
egal ist, welche Berufsbezeichnung Herr 
Klein nun hat. Sie beschließen, sich nicht 
einschüchtern zu lassen, zumal bereits 
Franz Alt und eine Medienzeitschrift ge­
nau die gleichen Schwierigkeiten mit 
Herrn Klein hatten. Eine neue Flugschrift 
wird verfaßt, in dem reumütig das Wort 
"Pressesprecher" zurückgenommen 
wird. Gleichzeitig rufen sie jedoch dreist 
die KWU-Mitarbeiterlnnen zu spenden 
auf. (Eine trifft ein ... ) Außerdem wird ein­
persönlicher Brief an Herrn Klein ge­
schrieben. 

• • • • • • • • 
5. Akt: (Unerträgliche 
Spannung liegt in der Luft) 
Die Kanone wird erneut in 
Stellung gebracht 

Es kommt zum Hauptverfahren vor der Zi­
vilkammer des Landgerichts Nürnberg. 
Noch während des laufenden Verfahrens 
wird Reinhard zur Ableistung eines Offen­
barungseids aufgefordert, weil der Ge­
richtsvollzieher, der Herrn Kleins Anwalts­
kosten eintrieben wollte, nichts zu pfän­
den fand. 

6. Akt: (Hagelsturm) 
Der SchuB geht nach 
hinten los! 
Das Landgericht weist die Klage von 
Herrn Klein auf "Unterlassung" ab. Er 
muß die Kosten des Verfahrens tragen. 

7. Akt: (Die Sonne lacht) 
Die Spatzen pfeifen wieder 
fröhlich von den Dächern 

Großer Jubel bei den "Sandkörnern" und 
ihren Sympathisanten. 
Der Vorhang fällt. (Fortsetzung folgt hof­
fentlich nicht!!!) 
Und die Moral von der Geschieht: Sag 
niemals Pressesprecher zu jemanden, 
der überhaupt kein Pressesprecher ist -
und schon gar nicht zu einem Mitarbeiter 
derKWU. 
Christine Fuchs 
Leiterin des Referats "Öffentlichkeitsar­
beit" des Fränkischen Bildungswerks für 
Friedensarbeit e.V. 



Broschüre Buchtip: 
Atomtransport und seine Risiken 

500.000 Atomtransporte pro Jahr in der 
BAD ..• 
auch mit PKW, Per;;onenzügen, Passa­
gierschiffen, Passagierflugzeugen ... 
Polizei entdeckt jedes 5. Mal Verstöße ge­
gen Sicherheitsbestimmungen ... 
Wieviele Unfälle incl. Flugzeugabstürze 
sind bekannt geworden? Was kann bei ei­
nem Unfall passieren? Sind die Schutz­
maßnahmen für die Bevölkerung ausrei­
chend? 
Was Sie schon immer über Atomtranspor­
te wissen wollten und nie zu fragen wag­
ten, beantwortet ein 4-seitiges Infoblatt 
der ANTI-ATOM-GRUPPE STEGLITZ/ 
FRIEDENAU. 
Bezug über Ekkehard Skoring, 
Rheinstraße 12 -13, 1000 Berlin 41 

Urangate 
Verschiebe- und Bestechungsskandal in 
der Atomindustrie. Beiträge und Inter­
views: Klaus Traube, Robert Jungk, 
Joschka Fischer, Prof. Armin Weiß Mdl, 
Prof. Jens Scheer 
Herausgeber: Nika Hartmann 
Inhalt: Schwindel mit Atom-Kontrollen I 
Plutonium Schwarzmarkt I Kumpanei 
zwischen Staat und Atomwirtschaft I Pa­
kistanisch-lybische Atombombe I BAD 
unterhöhlt Atomwaffensperrvertrag und 
Sicherheitskontrollen ... etc. 
Broschüre, A4, 84 Seiten Kartonum­
schlag, 
Bestellungen an: 
Verlag Die Werkstatt 
Latzestraße 24a, 3400 Göttingen oder 
Ökologie und Friedensbücher, 
Jungstraße 11,6000 Frankfurt/M 90 

ANSCHLAG 
auf die Schere 
amGen 
und die Schere 
im Kopf 
Dokumentation der Ereignisse 
und "anschlagrelevante" Themen. 
Texte zur Gentechnologie, Frauenbewe­
gung, Faschismus und Bevölkerungspoli­
tik. 
Ausgesucht von Ulla Penselin und lngrid 
Strobel 
Bestellungen an: 
Konkret Literatur Verlag, 
Osterstraße 124, 2000 Harnburg 20 
Umfang: ca. 90 Seiten, DIN A4, 
gebunden, 

Jutta Ditfurth 
Träumen Kämpfen Verwirklichen 
Themen u.a.: Atomanlagen sofort Stille­
gen! Höchst, Bayer, BASF, IG-Farben und 
ihre Nachfolger. Was ist Polizei? Kommu­
nalpolitik. Für die Amnestie der politi­
schen Gefangenen - Recht vor Gnade. 
Wir sind alle Terroristinnen ... etc. 
Bestellungen an: 
Kiepenheuer und Witsch 
Rondorferstraße 5, 5000 Köln 51 

Das Kreuz mit der WAA 
Bilder und Gedanken zum christlich-bür­
gerlichen Widerstand gegen ein WAAhn­
sinnsprojekt. 

Bestellungen an: 
Gisela Herzig 
Baronstraße 34, 8405 Donaustauf 

Folgende Broschüren sind über das Info 
Büro Altenschwand 31, 8465 Bodenwöhr 
erhältlich: 

Oberpfalz Rückblende 
Sonderpaket, Januar incl. April. Beinhal­
tet die gesamte VGH- und Einwendungs­
artikel aus Mittelbayerischer Zeitung, 
Neuer Tag, Süddeutsche und taz. 

Bei Einzelbestellungen und Abonnement 
6.- DM und 1.- DM Porto. Außerdem sind 
noch Ausgaben von 87 erhältlich. 
Bei dem Pressespiegel legen wir Wert 
darauf, daß nicht nur die gesamten WAA­
Aktionen dokumentiert werden, sondern 
auch Hintergrundinformationen wie wirt­
schaftliche Umstrukturierung, Berichte 
vom Arbeitsamt, usw. aus der Region 
Oberpfalz. 

2.11.87 ••• Dokumentation zu den 
Schüssen an der Startbahn West­
Frankfurt 
Berichte- Stellungnahmen­
Diskussionen 
Hrsg.: IDArchiv im Internationalen Institut 
für Sozialgeschichte, 300 Seiten, DIN A4, 

Dokumentation zu den 
Herbstaktionen vom Bayerischen 
Innenministerium 
Interessant zu lesen -auch wenn es sehr 
ungenau erarbeitet ist. 
Ca. 55 Seiten, DIN A4 gegen Kopierko­
sten 

WAA-SCHLAGZEILEEN 
Zum Thema WAA verwandten Bereichen. 
Das aufwendige Stichwortregister mit 
rund 60 Suchbegriffen ermöglicht pro­
blemlosen Zugriff aufVeröffentlichungen. 
Zeitungen: Süddeutsche Zeitung, Die 
Zeit, Mittelbayerische Zeitung, Der Neue 
Tag, Regensburger Woche u.a. 
Ausgabe 1986: vom ersten Hüttendorf 
1985 bis BUKO Regensburg, 
460S.DM 
Ausgabe 1987: BUKO über Herbstaktio­
nen bis Transnuklear, 
500S. 
Bestellungen an: 
Anti-WAA-Büro, Klosterstraße 2, 8460 
Schwandorf 
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LiebeLeutel 

ln LObeck ist es einer breiten Bewegung 
unterschiedlicher Organisationen, Grup­
pen und Menschen erstmals gelungen, 
Atommülltransporte dUICh unsere Stadt 
zu verhindern? Gearbeitet hat dafOr die 
UGA seit Jahren mit zäher Öffentlich­
keitsarbeit, der ganzen unbequemen 
Kleinarbeit mit Büchertlschen, Stelltafeln, 
All;9blatt verteilen und vieles mehr. Ihr 
kennt das sicher1ich. Während aber mit 
Kampagnen für die Atomindustrie durch 
die öffentlichen Medien und Zeitungen 
geworben wurde, war in jenen Medien 
von unseren Ami-Atomaktivitäten nichts 
zu sehen. Das änderte sich schlagartig, 
und die Dinge nahmen in LObeck von da 
an einen anderen und fOr die Atomindu­
strie unliebsamen Verlauf. 
Wir m6chten Euch unsere 84-settige 
BroechOre SlOP ATOMTRANSPORTE 
vorstellen; in ihr sind unsere Erfahrung 
aus mehrjähriger Anti-AKW-Arbeit nach­
zulesen. Der erste Teil schildert die Aktio­
nen, welche wesentlich dazu beitrugen, 
die Atommülltransporte durch LObeck zu 
verhindern, z.B. die Blockade der BGS­
Wsldkaseme. Im zeeiten Teil haben wir ei­
ne Menge Hintergrundinformation über 
AtommOittransporte, Verhalten politi­
soher Partelen u.v.m. zusammengetra­
gen. 
Wenn Ihr nun neugierig geworden seid 
und Interesse an der Broschüre habt (Sie 
kostet für Euch DM 4,50-ab20 Exempla­
re DM 4.-), so bestellt sie bei: LIGA, Auf 
der Weilhalbinsel 27, 2400 LObeck + 
Portokostan. 
Unser Spendenkonto lautet: 1-028992, 
Sparl<asse zu LObeck, Stichwort "Stom­
müll", LObecker Initiative gegen Atoman­
lagen. 
Die Broschüre Ist mit ca. 100 Bildern aus­
gestattet. Wir haben uns bemüht, keine 
Langeweile beim Lesen aufkommen zu 
lassen. 
Uebe und solidarische Grüße 

LIGA 

Broschüre 

Buchtip 

A POllE 
[i1fa. 

DOKUMENTATION 
-~Hofta ..... ~~WIIclu----­

..,~...."..,.. 

KEIN ATOMTRANSfORT 
I N H L und Qll<h nicht ond ersvo ! DIE G~IJNEJO 
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Liebe Fntundlnnen und Freunde! 

Vom 15. - 17. Juli 1986 hatten wir den 
Kühltunn des Hochtemperaturreaktor 
in Hamm-Uentrop besetzt. 
Im April1987 erhielten wir die Anklage­
schrift der Staatsanwaltschaft Dort­
mund wegen Hausfrledensbruh, 
Sachbeschldlgung und Nötigung. 
Der Proze8 gegen uns fand dann am 
19. und 21. Oktober 1987 ln Hemm 
statt. 
Wir wollten und erwarteten d iesen Pro­
zeß. Er warfür uns die Fortsetzung der Ak­
tion vom Juli 1986 und sollte uns die Gele­
genheit geben, die ,.zivile" und militäri­
sche Atomwirtschaft wegen fortgesetzter 
Bedrohung allen Lebens anzuklagen. 
Im Rahmen der Beweisaufnahme konn­
ten wir dem Gericht und den zahlreich er­
schienenen Zuhörertonen ausführlich un­
sere Beweggründe aufzeigen und das 
Gericht nebst Staatsanwaltschaft von der 
Ernsthaftigkeit unserer Aktion überzeu­
gen. 
Am 2. Verhandlungstag sollte das Verfah­
ren überraschenderweise im Einverneh­
men mit der Staatsanwaltschaft gegen 
Zahlung einer Geldbuße eingestellt wer­
den. 
Wir erklärten uns damit einverstanden, da 
wir auf diese Weise wieder frei waren zu 
neuen Unternehmungen. 
So kamen wir vor Gericht gar nicht mehr 
dazu, unsere vorbereiteten Plädoyers 
und Schlußworte vorzutragen. 
Auf vielfachen Wunsch veröffentlichen wir 
nun unsere gehaltenen und ungehaltenen 
Reden, bzw. Prozeß-"Einlassungen" . 
Darüberhinaus geben wir in der Broschü­
re Passagen aus Briefen wieder, die dem 
Gericht aus der Bevölkerung zugegangen 
sind, auch sind einige Presseberichte mit 
aufgenommen. 
Mit der Broschüre wollen wir den Wider­
stand gegen den atomaren Wahnsinn för­
dern und Mut machne zu neuen, wirksa­
men Aktionen. 

Die Broschüre kostet .-DM und kann 
beim Arbeitskreis Gegengift e.V., 
Schlosserstr. 9, 49 Herford, Tel. 
0 52 21/5 73 46 bestellt werden. 
Ab 10 Exemplaren gibt es 30% Rabatt. 
Übrigens: Wir haben auch noch Bro­
schüren Ober die Besetzung der THTR 
Obrlg, auch fOr 
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Nr. 21, Mai/Juni 88 

AUS DEM INHALT: 

- 1-tanau . Demo. 
kontrow.nr Or.h .. ·lttr. um 11it! flr.mo 

8111 19.3.88 

- Neuordnung der Atomin· 
dustrie 
Atomminister 1 ÖJlfer als Sauber-
mann dct Nation? 
oder .,Neumdnung .. im Siune der 
Atomimktstric71 

- AtomwnUP.n 
Ambitioucn der BRD 
Hahn-Meitner Institut Berlin 
A Iomwaffenstaat I~ ar.l 

- Wendland 
ca~f.t•f bald unterweges? 

neue Atommülllabrik (PKAI 

Außerdem in dieser a t o 111 

- Unlallw•lahren VOll Atom· 
mülltranspurten 

- Militärjets über Atomkraft· 
werken 

-Autonomie aber wie? 

Atom 
erscheint l'Weimnnatlich. 68 Seiten. 
Einzelpreis 4 DM (!llus Porto). Abo 
für 5 Ausgaben 25 DM. Sollte un· 
bedingt abonniert wmtlmt: 
Heratotgnber lind Bestelladresse: 

Göttinger Arbeitskreis QP!J"II Atom· 
energle, Postfach 1945, 3400 Göt· 
tingen, oder lüneburger Arbeitskreis 
gegen Aton~anlagen. c/o. Günter 
Garhrr<. Posener Str. ;22, 2121 
Repr>enstedt, 
Tel.: 04131/37835 (IO!JSÜbct). 

ANZEIGE 

Präventive 
Konterrevolution 

Polizeipsychologen 
in der BRD 

Dokumentation 

64 Seiten, 5.- DM 

Herausgeber: AKU-Wiesbaden, A5rA Uni 
Bremen, Bremer Bis gegen Alomanlagen, 
BI gegen die Flughafenerweiterung (Mörtel­
den), Fachgruppe Demokratie und Recht 
(GAL-Hamburg), Infobüro Freies Wacker­
land (Aitenschwand), Kommunistischer 
Bund, Libertäres Zentrum Frankfurt, RadiAk­
tiv (Nürnberg), Schwarzmarkt (Hamburg), 
Straßenmedizin (Hamburg) 

vertrieb über RadiAktiv 

~ii1ii t'iaia dä•Jab 
Iwi iatiai i•l 
qG, 'i-v1i.l'.\: 
UliÜ i:~i~ich 

erscheint viertel= 
jährlich 

l~inzelexemplar 3,-IJM 
Aloo I 2, ·- IJN 

Bestl'llunq tuil V<H·kas= 
S<'!(lh ietma1 kcu}<Hl: 
t~cu sten l•'i nkc 
Stunnvogel- Ver lag 
Besseme r ,; 1· • "ße ·n 
4 6 30 ßoc.:luun 1 

ACHTUNG-ACHTUNG-ACHTUNG 
Ab sofort verkaufen wir die Radi-Aktiv 
Hefte Nr. 4 - 15 zusammen für nur 10 
DM plus Porto. 
Einzelne Hefte gibt es ab Nr. 4 für 1 DM 
plus Porto. 
Natürlich nur solange der Vorrat reicht. 
Bestellungen bitte telefonisch oder 
schriftlich beim Radi-Aktiv-Büro. 

~ - Ulla l'easdia cz.z. u--._. 
IiDpis lüJnburt) und lnpid Stnlbl (z.Z. F~1 
MiillcJicn.Neudeclt). ~ der Enoipiac und 
-~n...-. 
Henuspberin: ~ "- im ~ mit u-.,.- 200 0nappea. ....-. ..... Orpnisa­
uoaea. 
Um""c: ca. 90Seilon, DIN A 4, ...,..__ \lorbulipnis: 
DM 7,. + DM I,· !'Uno(..,_ aeben DM 4,· 1111 die So­
lidoridlslolaen). 
Besoollunpn u: ~ Sitzund ~ 
2000 illnllllq lO, Liadeaollee 4, Tel. 04C!i43 53 20 

Aufkleber: 
Plutonium: 
Wo kommt es her! 
Wo geht es hin? 

100 Stück kosten 8.- DM. Die Aufkleber 
können im BUF-Büro, Schiebenstr. 62, 
4400 Münster bestellt werden. 

• • 

walrannt 
eslterl 

Neue B<OiöChüre: 
KernConchunJ!!iZ"nlrum Karlsru· 
he-
S.:hle:ichwege ~ur AlmniHuube '! 

l}rcl' US·<;clocU......_ ....... Mr•Mvbuacua· 
e ..... aafMtMSdlwv~eU:Miadd; ............. ....... .." ....... ..-"' ... -...-..-. ............ CJA ............... z....nc.. ......................................... 
-~ ............. ...mc. ....... 
Mal.._ WAA _.. ._ .. ""-ddll··•lila', td­
_.........__~__....._,Mul 

... ..... ... •• t t p'M"'CC? ... 

__ ,....... __ _ 
. ......... ~ ...... -'" 
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tos.-. •170M + lDM.:uw ...... - :M~f 
+ SDM. 

.......... NUR &elft \Vn~ tSdMc:kl· 

-~ .... ~ Aklalwallcoi:Aiwkldunc. c-/o 
11enua11 Liilln. MlnbcllcAslr.lo. 1 sc-. .. t~ 
Obn'türbrira 
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